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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anpassung bestimmter Bedingungen in
der Seeschifffahrt an den internationalen Standard (Zweites Seeschifffahrts-
anpassungsgesetz – SchAnpG 2 –)

A. Problem und Ziel

Die Bundesregierung setzt sich im Rahmen der Internationalen Seeschifffahrts-
Organisation (IMO) aktiv für die ständige Verbesserung der Sicherheit der See-
fahrt einschließlich des maritimen Umweltschutzes ein und arbeitet in der Euro-
päischen Union an der wirksamen europaweiten Umsetzung der Sicherheitsan-
forderungen mit. Im Anschluss an das Seeschifffahrtsanpassungsgesetz vom
9. September 1998 (BGBl. I S. 2860), das in der Anlage zu seinem Artikel 1 auf
rund 80 Regelwerke des internationalen schiffsbezogenen Sicherheitsstandards
Bezug nimmt, sind jetzt durch ein Zweites Seeschifffahrtsanpassungsgesetz er-
neut verbindliche Vorschriften des internationalen Seesicherheitssystems, insbe-
sondere auf den Gebieten „Mindestsicherheitsanforderungen an die Qualifizie-
rung von Seeleuten an Bord“ und „Hafenstaatkontrolle“ (Artikel 1) sowie
„Seeunfalluntersuchung“ (Artikel 2 bis 4), in das Bundesrecht umzusetzen.

Ergänzender gesetzlicher Nachholbedarf besteht vor allem hinsichtlich der Ein-
führung eines neuen Verfahrens der amtlichen Untersuchung schaden- oder ge-
fahrverursachender Vorkommnisse in der Seefahrt nach dem internationalen
Standard. Hier ist die Bundesrepublik Deutschland seit der Einführung des
IMO-Codes für die Seeunfalluntersuchung im Jahre 1997 im Rückstand und
zudem durch die Richtlinie 1999/35/EG auch gemeinschaftsrechtlich zu einer
sofortigen Umsetzung dieses Codes verpflichtet. Der Schwerpunkt eines pra-
xisgerechten maritimen Sicherheitskonzeptes muss in der Verhinderung von
Havarien und daraus folgenden Schädigungen liegen. Durch die Einführung
des neuen amtlichen internationalen Untersuchungsverfahrens im Rahmen
einer kontinuierlichen Qualitätsverbesserung, internationalen Zusammenarbeit
und maritimen Sicherheitspartnerschaft wird die Sicherheitskultur des interna-
tionalen Seesicherheitssystems auf die wichtigen Präventionsaufgaben der
deutschen amtlichen Seeunfalluntersuchung erstreckt. In konsequenter Fortent-
wicklung der vom Bundesgesetzgeber bereits getroffenen Vorentscheidungen
wird das Bundesoberseeamt in eine streng unabhängige „Bundesstelle für See-
unfalluntersuchung“ in Analogie zu der 1998 gegründeten Bundesstelle für
Flugunfalluntersuchung umgewandelt. Die Funktionen der fünf Seeämter hin-
sichtlich der Einschränkung der Befugnisse bzw. Entziehung von Befähigungs-
zeugnissen werden fortgeführt und erweitert. Auch für die Einbeziehung der
Kenntnisse und Erfahrungen der sachverständigen Bürger an der Küste werden
erweiterte Möglichkeiten geschaffen.
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B. Lösung

Zur Erreichung der genannten Anpassungsziele sind das Seeaufgabengesetz (Ar-
tikel 1), das Gesetz über das Seelotswesen (Artikel 5) sowie das Gesetz zu dem
Übereinkommen vom 10. März 1988 (Artikel 6) zu ändern und ein neues Seesi-
cherheits-Untersuchungs-Gesetz zu erlassen, das an die Stelle des bisherigen
Seeunfalluntersuchungsgesetzes tritt (Artikel 2). Im gleichen Zusammenhang
empfiehlt es sich, auch die Verordnung zur Durchführung des Seeunfallunter-
suchungsgesetzes (Artikel 3) und die Verordnung zur Sicherung der Seefahrt
(Artikel 4) zu ändern.

Eine für das Gebiet der Seekabotage vorgeschlagene Ermächtigung an den
Verordnunggeber erlaubt es, das Gesetz über die Küstenschifffahrt vom
27. September 1994 im Wege der Rechtsvereinfachung ohne Regelungsein-
bußen aufzuheben (Artikel 1 Nr. 7 Buchstabe b, Artikel 9).

C. Alternativen

Bei der Anpassung der Seeunfalluntersuchung an den internationalen Standard
(Artikel 2) bestehen theoretisch die Alternativen, zum einen die Aufgaben der
Bundesstelle für Flugunfalluntersuchung auf die Untersuchung von Seeunfäl-
len auszuweiten, zum anderen die heutigen fünf Seeämter durch bestehende
Verwaltungsbehörden zu ersetzen und aufzulösen. Jedoch wären mit einer sol-
chen Ausweitung der Aufgaben der Bundesstelle für Flugunfalluntersuchung
voraussichtlich keine nennenswerten Synergieeffekte, möglicherweise aber für
das einzusetzende Personal derzeit Unsicherheiten im Hinblick auf den
Dienstort verbunden. Gegen eine vollständige Auflösung der Seeämter sind im
gesamten Küstenbereich politische Bedenken erhoben worden.

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

Neue Aufgaben des Bundes, die zu zusätzlichen Haushaltsbelastungen führen,
sind im Wesentlichen nur mit der Anpassung der Seeunfalluntersuchung an den
internationalen Standard verbunden (Artikel 2). Diese Belastungen werden im
Einzelplan 12 (Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen)
aufgefangen. Der Bedarf von zwei neuen Planstellen (1 A 16; 1 A 14 BBesO)
wird durch den Wegfall von vier Stellen (3 VI b, 1 VII BAT) im Bundeshaus-
halt 2001 ausgeglichen. Von den weiter erforderlichen 10 Planstellen/Stellen
sind bereits 3 Stellen dem Kapitel 1208 zugeordnet. 7 Stellen werden durch
Umsetzungen innerhalb des Einzelplans 12 in das Kapitel 1208 abgedeckt. Per-
sonalmehrausgaben entstehen nicht.

Der durch die notwendige beschleunigte und stärkere Tätigkeit der Unter-
suchungsführer am Unfallort, eine eigenständige Auswertung der Nachweis-
mittel und die künftigen Erfordernisse intensiver internationaler Zusammen-
arbeit entstehende Mehrbedarf an Sachmitteln in Höhe von 350 000 DM/Jahr
wird innerhalb der Haushaltsansätze und der Ansätze des geltenden Finanz-
planes des Einzelplans 12 ausgeglichen.

Länder und Gemeinden werden nicht mit Kosten belastet.

E. Sonstige Kosten

Das Vorhaben wirkt sich nicht auf Einzelpreise, Preisniveau und Verbraucher
bzw. Verbraucherinnen aus.

Kosten für die Wirtschaft, insbesondere mittelständische Unternehmen, aus der
Ausführung des Gesetzes entstehen nicht.
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Anlage 1

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anpassung bestimmter Bedingungen in
der Seeschifffahrt an den internationalen Standard (Zweites Seeschifffahrts-
anpassungsgesetz – SchAnpG 2 –)*

Vom …

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Seeaufgabengesetzes

Das Seeaufgabengesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 18. September 1998 (BGBl. I S. 2986), geän-
dert gemäß Artikel 266 der Siebenten Zuständigkeitsanpas-
sungsverordnung vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt
geändert:
1. In § 1 Nr. 4 werden die Wörter „die Regulierung der

Magnetkompasse,“ aufgehoben.
2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „Die Anerken-
nung der für die Ausbildung geeigneten Schiffe
sowie die Überwachung der Bordausbildung von
Besatzungsmitgliedern“ durch die Wörter „Die An-
erkennung der Schiffe, die für die Ausbildung von
Besatzungsmitgliedern durch andere Einrichtungen
als die der Länder geeignet sind, sowie die Über-
wachung dieser Ausbildung an Bord“ ersetzt.

b) Folgende neue Absätze 3 bis 7 werden angefügt:
„(3) Die Überprüfung im Sinne des Absatzes 2

Satz 1 geschieht im Rahmen der Erteilung oder der
Verlängerung der Gültigkeitsdauer deutscher Befähi-
gungszeugnisse, der Anerkennung gültiger ausländi-
scher Befähigungszeugnisse und der Feststellung
hinsichtlich erforderlicher Lehrgänge oder Tests, die
auf Tätigkeiten des Schiffsdienstes bezogen sind.

* Dieses Gesetz dient zugleich der Umsetzung der folgenden Richt-
linien:

1. Richtlinie 94/57/EG des Rates vom 22. November 1994 über gemein-
same Vorschriften und Normen für Schiffsüberprüfungs- und -besich-
tigungsorganisationen und die einschlägigen Maßnahmen der See-
behörden (ABl. EG Nr. L 319 S. 20);

2. Richtlinie 94/58/EG des Rates vom 22. November 1994 über Min-
destanforderungen für die Ausbildung von Seeleuten (ABl. EG
Nr. L 319 S. 28) und Richtlinie 98/35/EG des Rates vom 25. Mai
1998 zur Änderung dieser Richtlinie (ABl. EG Nr. L 172 S. 1);

3. Richtlinie 95/21/EG des Rates vom 19. Juni 1995 zur Durchsetzung
internationaler Normen für die Schiffssicherheit, die Verhütung von
Verschmutzung und die Lebens- und Arbeitsbedingungen an Bord
von Schiffen, die Gemeinschaftshäfen anlaufen und in Hoheitsgewäs-
sern der Mitgliedstaaten fahren (Hafenstaatkontrolle) (ABl. EG
Nr. L 157 S. 1) und Richtlinie 1999/97/EG der Kommission vom
13. Dezember 1999 zur Änderung dieser Richtlinie (ABl. EG
Nr. L 331 S. 67) sowie

4. Richtlinie 1999/35/EG des Rates vom 29. April 1999 über ein System
verbindlicher Überprüfungen im Hinblick auf den sicheren Betrieb
von Ro-Ro-Fahrgastschiffen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeits-
fahrzeugen im Linienverkehr (ABl. EG Nr. L 138 S. 1).

(4) Die jeweiligen Anforderungen zur Gewährleis-
tung des Schutzes des menschlichen Lebens auf See
und der Meeresumwelt hinsichtlich der Ausbildung
und Befähigung nach dem Internationalen Überein-
kommen vom 7. Juli 1978 über Normen für die Aus-
bildung, die Erteilung von Befähigungszeugnissen
und den Wachdienst von Seeleuten (BGBl. 1982 II
S. 297 – STCW-Übereinkommen), zuletzt geändert
durch Entschließung MSC.67 (68) des Schiffssicher-
heitsausschusses der Internationalen Seeschifffahrts-
Organisation (BGBl. 1999 II S. 154), in seiner je-
weils innerstaatlich geltenden Fassung gelten für die
dem STCW-Übereinkommen entsprechende Ertei-
lung, Verlängerung oder Anerkennung von Befähi-
gungszeugnissen im Sinne von Absatz 3 nach dem
1. Februar 2002 als erfüllt, wenn keine konkreten be-
gründeten Beanstandungen entgegenstehen und der
Bewerber nachweist, dass ihm
1. von der Ausbildungsstätte, zuständigen Berufsbil-

dungsstelle oder Prüfungsstelle durch ein Zeugnis
oder Zeugnisse der erfolgreiche Abschluss der je-
weils erforderlichen Ausbildung und

2. hinsichtlich dieser jeweils erforderlichen Aus-
bildung sowie der Befähigung von einer oder
mehreren zuständigen Stellen die Einhaltung der
folgenden Vorschriften der Anlage zu dem
STCW-Übereinkommen in der jeweils innerstaat-
lich geltenden Fassung

bescheinigt worden ist:
1. hinsichtlich der zugrunde liegenden Programme

der Ausbildung die Einhaltung der Regel I/6,
2. hinsichtlich der Inhalte der Ausbildung die Ein-

haltung der Anforderungen der entsprechenden
Kapitel, bei Betriebszeugnissen für Funker in Ver-
bindung mit den am 1. Januar 1999 in Kraft getre-
tenen Nummern S47.9 bis S47.16 und S47.25 der
Vollzugsordnung für den Funkdienst, die durch
Artikel 54 Abs. 1 der Konstitution der internatio-
nalen Fernmeldeunion vom 22. Dezember 1992
(BGBl. 1996 II S. 1316) verbindlich gemacht
worden ist (Verkehrsblatt 2000 S. 652, 660), in
der jeweils geltenden Fassung,

3. hinsichtlich der Verwendung von Simulatoren die
Einhaltung der Regel I/12,

4. hinsichtlich der schul- und hochschulrechtlichen
oder beruflichen praktischen Schulung, Ausbil-
dung und Befähigung an Bord die Einhaltung der
Anforderungen der entsprechenden Kapitel in
Verbindung mit Regel I/6,

5. hinsichtlich der Befähigung, Beaufsichtigung und
Überwachung der Verantwortlichen für die Aus-
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bildung und Befähigungsbewertung die Einhal-
tung der Regel I/6,

6. hinsichtlich der Überprüfung der fachlichen
Kenntnisse und Fähigkeiten der Bewerber sowie
hinsichtlich der Befähigungsbewertung die Ein-
haltung der Regel I/6,

7. hinsichtlich der ständigen Überwachung aller
Tätigkeiten über ein Qualitätsmanagementsystem
die Einhaltung der Regeln I/6 und I/8 Abs. 1,

8. hinsichtlich der fremdunterstützten Selbstkont-
rolle durch regelmäßige Beurteilung der nach den
Nummern 1 bis 7 durchgeführten Maßnahmen
und Aktionen seitens einer befähigten unabhängi-
gen Stelle die Einhaltung der Regel I/8 Abs. 2 und

9. hinsichtlich der Überprüfung der erforderlichen
Kenntnisse des deutschen Seerechts die Einhal-
tung der Regel I/10 Abs. 2.

(5) Die Anforderungen

1. der Leitlinien, die in der Richtlinie 92/29/EWG
des Rates vom 31. März 1992 über Mindestvor-
schriften für die Sicherheit und den Gesundheits-
schutz zum Zwecke einer besseren medizinischen
Versorgung auf Schiffen (ABl. EG Nr. L 113
S. 19) in ihrer jeweils geltenden Fassung für Lehr-
gänge zur Auffrischung einer besonderen Ausbil-
dung enthalten sind,

2. der in der Anlage zum STCW-Übereinkommen –
ausgenommen Kapitel VI – vorgesehenen Befähi-
gungsnormen für Lehrgänge zur Erneuerung von
Befähigungszeugnissen nach Regel I/11 Abs. 1.2
der Anlage zu diesem Übereinkommen in ihrer je-
weils geltenden Fassung

gelten hinsichtlich der genannten Lehrgänge im Sinne
der Feststellung nach Absatz 3 als erfüllt, wenn keine
konkreten begründeten Beanstandungen entgegen-
stehen und dem Bewerber von einer oder mehreren
zuständigen Stellen die Teilnahme an dem jeweiligen
Lehrgang und die Einhaltung dieser Anforderungen
bescheinigt wurde.

(6) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und
Wohnungswesen kann durch Rechtsverordnung
Schiffssicherheitsaufgaben im Sinne des Absatzes 3
einzelnen Behörden der Wasser- und Schifffahrtsver-
waltung des Bundes übertragen.

(7) Der Bund kann bei Bedarf für Schiffssicher-
heitsaufgaben im Sinne des Absatzes 3 von den Län-
dern benannte Behörden der Landesverwaltung als
Organ entleihen. Die Einzelheiten sind in Verwal-
tungsvereinbarungen mit dem jeweiligen Bundesland
zu regeln. Diese Vereinbarungen sind im Bundes-
anzeiger bekannt zu machen.“

3. Nach § 3d wird folgender neuer § 3e eingefügt:

„§ 3e

Wird ein Schiff bei der Überprüfung im Sinne von
§ 14 des Schiffssicherheitsgesetzes vom 9. September
1998 (BGBl. I S. 2860) und im Sinne

1. von Artikel 21 des Internationalen Freibordüberein-
kommens von 1966 (BGBl. 1969 II S. 249; 1977 II
S. 164), das zuletzt durch das Protokoll vom
11. November 1988 (BGBl. 1994 II S. 2457, Anla-
genband 1994 II Nr. 44) geändert worden ist,

2. von Artikel 12 des Internationalen Schiffsvermes-
sungs-Übereinkommens von 1969 (BGBl. 1975 II
S. 65),

3. des Übereinkommens vom 20. Oktober 1972 über
die Internationalen Regeln zur Verhütung von Zu-
sammenstößen auf See (BGBl. 1976 II S. 1017),

4. von Artikel 4 des Übereinkommens 147 der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation vom 29. Oktober 1976
über Mindestnormen auf Handelsschiffen (BGBl.
1980 II S. 606) oder

5. von Artikel X des STCW-Übereinkommens

in ihrer jeweils innerstaatlich geltenden Fassung auf
Grund von § 11 Abs. 1 des Schiffssicherheitsgesetzes
vom 9. September 1998 (BGBl. I S. 2860; zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom … 2001 (BGBl. I S. …)) in
Verbindung mit Abschnitt D Nr. 6, 8 und 14 der Anlage
zu diesem Gesetz in unangemessener Weise festgehalten
oder aufgehalten, so hat der Eigentümer oder Betreiber
gegen die Verkehrsbehörde, die dies amtlich veranlasst
hat, Anspruch auf Ersatz des erlittenen Verlustes oder
Schadens.“

4. In § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 wird das Wort „Magnetkom-
passe,“ gestrichen und das Wort „Ölhaftungs-
bescheinigungen“ durch das Wort „Haftungsbescheini-
gungen“ ersetzt.

5. In § 7 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „mit der Über-
wachung der Bordausbildung“ durch die Wörter „mit der
Anerkennung der Schiffe und der Überwachung der
Bordausbildung im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2“ ersetzt.

6. In § 8 Abs. 2 werden nach den Wörtern „bereitzustellen
sowie“ die Wörter „auf Verlangen“ eingefügt.

7. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 Nr. 3 wird wie folgt gefasst:

„3. unbeschadet des Seemannsgesetzes die An-
forderungen an die Besetzung von gewerb-
lich genutzten Wasserfahrzeugen bis zu einer
Rumpflänge von 24 Metern sowie von Tradi-
tionsschiffen und Sportfahrzeugen, die Eig-
nung und Befähigung der Führer solcher
Fahrzeuge und der auf ihnen tätigen Funker
sowie die Voraussetzungen und das Verfahren,
nach denen vorbehaltlich des Anwendungs-
bereichs des Seesicherheits-Untersuchungs-
Gesetzes Befähigungsnachweise solcher
Personen erteilt oder entzogen und Urkunden
über den Befähigungsnachweis vorläufig
sichergestellt oder eingezogen werden kön-
nen;“

bb) In Satz 1 Nr. 7 wird die Angabe „1978“ durch
die Angabe „1988“ ersetzt.
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cc) In Satz 3 werden die Wörter „der Schiffstech-
nik weitere befähigte Schiffsbesichtiger-Gesell-
schaften zugelassen werden“ durch die Wörter
„Organisationen, die Überprüfungen oder Be-
sichtigungen im Auftrag eines Schiffseigen-
tümers durchführen, anerkannt und zur Durch-
führung zugelassen werden“ ersetzt.

b) Folgender neuer Absatz 4 wird eingefügt:
„(4) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und

Wohnungswesen wird ermächtigt, zur Förderung der
deutschen Handelsflotte im allgemeinen deutschen
Interesse im Sinne des § 1 Nr. 1 durch Rechtsverord-
nung Maßnahmen zur Abwehr von Nachteilen für die
Freiheit der wirtschaftlichen Betätigung der deut-
schen Schifffahrt zu regeln. Es kann hierzu insbeson-
dere die Durchführung von Beförderungen zwischen
zwei Punkten im deutschen Hoheitsgebiet mit einem
Schiff unter ausländischer Flagge, das nicht die
Flagge eines Mitgliedstaates der Europäischen Ge-
meinschaft oder eines Vertragsstaates des Europäi-
schen Wirtschaftsraums führt, von der Zustimmung
einer Wasser- und Schifffahrtsdirektion des Bundes
abhängig machen.“

c) Absatz 5a wird Absatz 4a.
8. § 9e Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 werden nach dem Wort „Unterschei-
dungssignal“ die Wörter „ , Typ, Vermessungsergeb-
nis, Baujahr“ eingefügt.

b) In Nummer 2 werden die Wörter „oder Führers eines
Schiffes oder eines sonst im Sinne des § 15 Verant-
wortlichen“ durch die Wörter „, Charterers oder Füh-
rers eines Schiffes“ ersetzt.

c) In Nummer 3 werden nach dem Wort „Klassifika-
tionsgesellschaft“ die Wörter „und die Umstände
ihres Tätigwerdens“ eingefügt.

d) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
„4. bei der Festhaltung von Schiffen oder Folgemaß-

nahmen wie der Verweigerung des Hafenzu-
gangs Häufigkeit, Gründe und Umstände dieser
Maßnahmen und ihrer Aufhebung.“

9. Folgender neuer § 9f wird eingefügt:
„§ 9f

Verzeichnis über berufliche Befähigungen
von Seeleuten

(1) Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrogra-
phie führt mit Wirkung vom 1. Februar 1997 ein Ver-
zeichnis der im Sinne von § 2 erteilten, abgelaufenen
oder erneuerten, ausgesetzten, widerrufenen oder als
verloren oder vernichtet gemeldeten Befähigungszeug-
nisse einschließlich der zugehörigen Vermerke sowie der
sonstigen beruflichen Befähigungsnachweise von See-
leuten (Seeleute-Befähigungs-Verzeichnis – SBV).

(2) Das Seeleute-Befähigungs-Verzeichnis wird ge-
führt, um für Befähigungsnachweise von Seeleuten die
Echtheits- und Gültigkeitsfeststellung durch die zustän-
digen Behörden zu gewährleisten. Es soll gleichzeitig
den Seeleuten bei ihren Bewerbungen um eine Anstellung

an Bord von Seeschiffen den Nachweis der beruflichen
Eignung und Befähigung sowie die Anerkennung ihrer
Befähigungszeugnisse erleichtern.

(3) Im Seeleute-Befähigungs-Verzeichnis werden
folgende Daten gespeichert:
1. Familienname, Vornamen, Geburtsname, Geburts-

datum und -ort,
2. Staatsangehörigkeit,
3. Art und Registernummer des Befähigungszeugnis-

ses oder sonstigen -nachweises, Datum der Ertei-
lung und Gültigkeitsdauer,

4. mit dem Befähigungszeugnis oder sonstigen -nach-
weis verbundene Befugnisse einschließlich eventu-
eller Beschränkungen,

5. früher erteilte Befähigungszeugnisse oder sonstige
-nachweise sowie

6. bestandskräftige oder vorläufig wirksame Entschei-
dungen einer Behörde über die Entziehung, den
Widerruf, die Rücknahme, das Ruhen oder die
Beschränkung der dem Befähigungszeugnis oder
sonstigen -nachweis zugrunde liegenden Berechti-
gung.

(4) Die nach Absatz 3 gespeicherten personenbe-
zogenen Daten dürfen, soweit dies zu den in Absatz 2
genannten Zwecken erforderlich ist, auf Antrag an die
von der Eintragung betroffene Person, an Unternehmen
oder an Behörden eines anderen Staates übermittelt
werden, wenn dieser ein angemessenes Datenschutz-
niveau gewährleistet oder der Betroffene in die Über-
mittlung einwilligt.

(5) Der Empfänger ist in den Fällen des Absatzes 4
ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass die übermittel-
ten Daten nur zu dem Zweck verarbeitet oder genutzt
werden dürfen, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt
werden.

(6) Die Bundesbehörden, die für die Ausstellung der
Befähigungszeugnisse oder sonstigen -nachweise zu-
ständig sind, übermitteln dem Bundesamt für See-
schifffahrt und Hydrographie unverzüglich die nach
Absatz 3 zu speichernden Daten zur Aufnahme in das
Seeleute-Befähigungs-Verzeichnis.“

10. § 15 wird wie folgt gefasst:
„§ 15

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig
1. entgegen § 8 Abs. 2 eine Maßnahme nicht gestattet,

eine Arbeitskraft oder ein Hilfsmittel nicht oder
nicht rechtzeitig bereitstellt, eine Auskunft nicht,
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig
erteilt oder eine Unterlage nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt,

2. einer Rechtsverordnung nach § 9 Abs. 1 Satz 1
oder 3, Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 oder 4 oder nach § 9b,
jeweils auch in Verbindung mit § 9c, oder einer
vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die
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Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand
auf diese Bußgeldvorschrift verweist, oder

3. einer Rechtsverordnung nach § 9a Satz 1, auch in
Verbindung mit § 9c, oder einer vollziehbaren An-
ordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung
zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvor-
schrift verweist.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des
Absatzes 1 Nr. 2 mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtau-
send Deutsche Mark, in den übrigen Fällen mit einer
Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet
werden.

(3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind in
den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 die Wasser- und
Schifffahrtsdirektionen Nord und Nordwest.“

11. § 20 Abs. 1 Nr. 5 wird wie folgt geändert:

a) Nach Buchstabe b wird der folgende neue Buch-
stabe c eingefügt:

„c) Mecklenburg-Vorpommern vom 12. November
1992 (Gesetz- und Verordnungsblatt für Meck-
lenburg-Vorpommern S. 660),“.

b) Die Buchstaben c und d werden Buchstaben d und e.

Artikel 2

Gesetz zur Verbesserung der Sicherheit
der Seefahrt durch die Untersuchung von
Seeunfällen und anderen Vorkommnissen

(Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetz – SUG)

Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

§ 1
Zielsetzung und Geltungsbereich des Gesetzes

(1) Dieses Gesetz dient dazu, die Vorsorge für die Sicher-
heit der Seefahrt einschließlich des damit untrennbar im Zu-
sammenhang stehenden Arbeitsschutzes von Beschäftigten
auf Seeschiffen und des Umweltschutzes auf See durch
Untersuchung schaden- oder gefahrverursachender Vor-
kommnisse unter Einhaltung der darauf bezogenen gelten-
den internationalen Untersuchungsregelungen zu verbessern.

(2) Schaden- oder gefahrverursachende Vorkommnisse
im Sinne dieses Gesetzes sind durch oder im Zusammen-
hang mit dem Betrieb eines oder mehrerer Schiffe in der
Seefahrt verursachte Ereignisse, durch die

1. der Tod, das Verschwinden oder eine schwere Verlet-
zung eines Menschen,

2. der Verlust, vermutliche Verlust oder Schiffbruch, das
Aufgrundlaufen, die Aufgabe oder eine Kollision eines
Schiffes,

3. ein maritimer Umweltschaden als Folge einer Beschädi-
gung eines oder mehrerer Schiffe oder ein sonstiger
Sachschaden,

4. eine Gefahr für einen Menschen oder ein Schiff oder

5. die Gefahr eines schweren Schadens an einem Schiff, ei-
nem meerestechnischen Bauwerk oder der Meeresum-
welt

verursacht worden ist.

(3) Dieses Gesetz gilt für die gesamte Seefahrt. Sie um-
fasst bei Seeschiffen auch das Aufsuchen, Benutzen und
Verlassen der zugehörigen Lade-, Lösch-, Liege- und Werft-
plätze.

(4) Dieses Gesetz gilt nicht für die Untersuchung von
Vorkommnissen, an denen ausschließlich militärische
Schiffe beteiligt sind. Im Übrigen wird für die Untersuchung
von Vorkommnissen, an denen ein militärisches Schiff be-
teiligt ist, und durch die überwiegend militärische Belange
berührt werden, zwischen dem Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau- und Wohnungswesen und dem Bundesministe-
rium der Verteidigung eine geeignete Regelung getroffen.

(5) Absatz 4 gilt entsprechend für Schiffe im Dienst der
Länder in Bezug auf deren Verwaltungsbelange und hierfür
zuständige Landesbehörden.

§ 2
Seefahrtbezogene internationale

Untersuchungsregelungen

(1) Seefahrtbezogene internationale Untersuchungsrege-
lungen im Sinne dieses Gesetzes sind die in den Buchstaben
A und C der Anlage aufgeführten Vorschriften des inner-
staatlich geltenden Völkerrechts und die in den Buchstaben
B und D der Anlage aufgeführten Vorschriften in Rechts-
akten der Europäischen Gemeinschaft in der jeweils ange-
gebenen Fassung.

(2) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen wird ermächtigt, zur Abwehr von Gefahren im
Sinne des Seeaufgabengesetzes durch Rechtsverordnung die
Anlage in Anpassung an den Bestand der völkerrechtlich als
verbindlich angenommenen und auf Grund innerstaatlichen
Rechts anzuwendenden oder gemeinschaftsrechtlich in
Kraft getretenen seefahrtbezogenen internationalen Unter-
suchungsregelungen zu ändern.

§ 3
Behördliche Aufgaben auf Grund von

Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaften**)

Im Rahmen ihrer Zuständigkeiten nach diesem Gesetz
haben die darin genannten Behörden des Bundes jeweils die
Überprüfungs-, Gestaltungs- und Eingriffsbefugnisse, -auf-
gaben und -pflichten, die die in den Buchstaben B und D der
Anlage genannten Einzelregelungen den Mitgliedstaaten
zur Verwaltung oder ihren Verwaltungsbehörden für einen
Fall vorbehalten oder zuweisen.

**) DieseBestimmung dient der Umsetzung der in den Buchstaben B
und D der Anlage genannten gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften.
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Abschnitt 2
Untersuchungen bei der Sicherheitsvorsorge

durch verantwortliche Personen
§ 4

Sachlicher Geltungsbereich des Abschnitts 2
Dieser Abschnitt gilt für Untersuchungen durch Ermitt-

lung und Auswertung der Ursachen von im Schiffsbetrieb
auftretenden schaden- oder gefahrverursachenden Vor-
kommnissen seitens nachstehend bestimmter verantwortli-
cher Personen in der Seefahrt sowie für organisatorische
Maßnahmen dieser Personen.

§ 5
Organisatorische Maßnahmen für Untersuchungen

Der Eigentümer eines Schiffes unter der Bundesflagge
hat dafür zu sorgen, dass
1. in seinem Unternehmen die dieses Schiff betreffenden

Vorkommnisse im Sinne von § 4 Personen gemeldet
werden, die in dem Unternehmen für die Sicherheit des
Schiffsbetriebs beauftragt sind,

2. der jeweilige Schiffsführer dieses Schiffes unmissver-
ständlich angewiesen wird, durch rechtzeitige Betäti-
gung der entsprechenden Notfallvorrichtung am Schiffs-
datenschreiber zu verhindern, dass Daten, die bei einem
Vorkommnis im Sinne des § 4 von der automatischen
Aufzeichnung und Speicherung erfasst worden sind, mit
Erschöpfung der Speicherkapazität gelöscht werden.

§ 9 des Schiffssicherheitsgesetzes vom 9. September 1998
(BGBl. I S. 2860), zuletzt geändert gemäß Artikel … der
Verordnung vom …, in der jeweils geltenden Fassung gilt in
Bezug auf den Eigentümer entsprechend.

§ 6
Anpassung betrieblicher Sicherheitskonzepte

Die Vorkommnisse im Sinne von § 4 sind nach Maßgabe
des Schiffssicherheitsgesetzes und der darin aufgeführten
internationalen Schiffssicherheitsregelungen sowie der
Schiffssicherheitsverordnung vom 18. September 1998
(BGBl. I S. 3013, 3023), zuletzt geändert durch Artikel …
der Verordnung vom …, in der jeweils innerstaatlich gelten-
den Fassung auf Veranlassung der beim Betrieb eines Schif-
fes nach dem Schiffssicherheitsgesetz für die Sicherheitsor-
ganisation Verantwortlichen unverzüglich zu analysieren
und zu untersuchen mit dem Ziel, das Konzept des Unter-
nehmens für die Organisation von Sicherheitsanforderungen
zur Gewährleistung eines sicheren Schiffsbetriebs und die
Verhütung der Meeresverschmutzung nach Maßgabe der Er-
gebnisse der Untersuchung anzupassen.

§ 7
Verbesserung der Vorschriften von

Klassifikationsgesellschaften
Liegen einer Zeugniserteilung durch eine deutsche Be-

hörde eigene Vorschriften einer nach Maßgabe der Richtlinie
94/57/EG anerkannten Klassifikationsgesellschaft zu-
grunde, die hierzu eine Besichtigung des Schiffes durchge-
führt hat, so hat die Klassifikationsgesellschaft nach einem
ihr bekannt gewordenen Vorkommnis im Sinne von § 4, das
den Schiffskörper, die Maschinen, die Elektroeinrichtungen

oder die Steuer-, Regel- und Überwachungseinrichtungen
dieses Schiffes betrifft, intern zu untersuchen, ob durch Ver-
besserung ihrer eigenen Vorschriften Sicherheitsmängel be-
seitigt oder verhindert werden können.

§ 8
Unterrichtung von Klassifikationsgesellschaften

Die beim Betrieb eines Schiffes nach dem Schiffssicher-
heitsgesetz für die Sicherheitsorganisation Verantwortlichen
haben dafür zu sorgen, dass die in § 7 genannte Klassifika-
tionsgesellschaft nach einem Vorkommnis im Sinne von § 4
unverzüglich hinsichtlich aller für die Mitwirkung der Klas-
sifikationsgesellschaft in Bezug auf die Zeugniserteilung
bedeutsamen technischen Gefahrumstände unterrichtet
wird.

Abschnitt 3
Amtliche Untersuchungen zur Sicherheitskultur des

internationalen und nationalen Seesicherheitssystems

Unterabschnitt 1
Grundsätze

§ 9
Zielsetzung und sachlicher Geltungsbereich

des Abschnitts 3
(1) Dieser Abschnitt gilt für die amtliche Untersuchung

schaden- oder gefahrverursachender Vorkommnisse zur
Sicherheitskultur des internationalen und nationalen See-
sicherheitssystems sowie für die Erhebung, Verarbeitung
und Nutzung personenbezogener Daten, die in diesem Zu-
sammenhang anfallen.

(2) Die amtliche Untersuchung nach diesem Abschnitt
dient ausschließlich den Zwecken, die Umstände der Vor-
kommnisse, ihre unmittelbaren und mittelbaren Ursachen
und die den Schadens- oder Gefahreintritt begünstigenden
Faktoren einschließlich der Schwachstellen des Seesicher-
heitssystems zu ermitteln, Sicherheitsempfehlungen für die
Verhütung künftiger Unfälle und Gefährdungen zu gewin-
nen und im Interesse erhöhter Sicherheit die maritime
Sicherheitspartnerschaft der für die Sicherheit Verantwort-
lichen zu stärken. Sie dient weder der Ermittlung von Tat-
sachen zum Zwecke der Zurechnung von Fehlern, um
Nachteile für Einzelne herbeizuführen, noch dient sie der
Feststellung von Verschulden, Haftung oder Ansprüchen.

§ 10
Internationale Untersuchungsregelungen im Sinne

des Abschnitts 3
Die Anwendung der seefahrtbezogenen internationalen

Untersuchungsregelungen nach den Buchstaben A und B
der Anlage geschieht, soweit dieses Gesetz betroffen ist, im
Rahmen dieses Abschnitts.

§ 11
Entscheidung über die Führung der Untersuchung

nach Abschnitt 3
(1) Ein Untersuchungsverfahren nach diesem Abschnitt

muss durchgeführt werden, soweit eine Untersuchung nach
den in den Buchstaben A und B der Anlage genannten see-
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fahrtbezogenen internationalen Untersuchungsregelungen
vorzunehmen ist.

(2) Ein Untersuchungsverfahren nach diesem Abschnitt
kann geführt werden, soweit dies im öffentlichen Interesse
liegt und

1. – auch unter Berücksichtigung der Durchführbarkeit –
Erkenntnisse zu erwarten sind, die voraussichtlich zu
einer Erhöhung der Sicherheit in der Seefahrt, insbeson-
dere durch Verbesserung geltender Vorschriften oder
Einrichtungen für die Seefahrt, beitragen können, oder

2. ein Staat mit erheblichem Interesse eine Untersuchung
im Sinne dieses Abschnitts beantragt und soweit sie
durchführbar erscheint.

(3) Über die Führung der Untersuchung entscheidet der
Direktor der Bundesstelle (§ 12) oder im Falle seiner Ver-
hinderung sein Stellvertreter.

Unterabschnitt 2
Organisation

§ 12
Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung

(1) Das Bundesoberseeamt in Hamburg wird in „Bun-
desstelle für Seeunfalluntersuchung“ (Bundesstelle) umbe-
nannt. Der Bundesstelle obliegt die amtliche Untersuchung
nach diesem Abschnitt. Das Bundesministerium für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen regelt den Aufbau der
Bundesstelle. Sie wird von einem Direktor geleitet und im
Übrigen mit Beamten, Angestellten und Arbeitern in erfor-
derlicher Anzahl besetzt. Die Beamten sind unmittelbare
Bundesbeamte.

(2) Die Bundesstelle nimmt ihre Aufgaben funktionell
und organisatorisch unabhängig von allen natürlichen und
juristischen Personen wahr, deren Interessen mit ihren Auf-
gaben kollidieren könnten.

(3) Weisungen hinsichtlich der Einleitung oder Nichtein-
leitung sowie des Inhalts und des Umfangs einer Unfall-
untersuchung sowie des Untersuchungsberichts oder der
Sicherheitsempfehlungen dürfen der Bundesstelle nicht
erteilt werden; die Bundesstelle darf gleichwohl erteilte
Weisungen nicht befolgen.

(4) Dem Direktor der Bundesstelle sind die Untersu-
chungsführer, Untersuchungsfachkräfte und weitere Fach-
kräfte unterstellt. Die Bundesstelle kann sich geeigneter
privater Personen als Beauftragte für Unfalluntersuchung
bedienen, die im Einzelfall nach Weisung der Bundesstelle
und unter ihrer Fachaufsicht als deren Hilfsorgane arbeiten.
Die Bundesstelle bestimmt den Umfang der von den Beauf-
tragten durchzuführenden Untersuchungstätigkeit sowie
ihre Rechte und Pflichten nach Maßgabe dieses Gesetzes.
Die Beauftragten erhalten aus Mitteln der Bundesstelle Rei-
sekostenvergütung nach den für Bundesbeamte geltenden
Vorschriften und eine Entschädigung, die vom Bundesmi-
nisterium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen festge-
setzt wird. Dieser Satz gilt entsprechend für Mitglieder der
Kammer im Sinne des § 15 in Verbindung mit § 23 des
Flugunfall-Untersuchungs-Gesetzes vom 26. August 1998
(– FlUUG –, BGBl. I S. 2470), die nicht der Bundesstelle
angehören.

(5) Der Direktor der Bundesstelle und die Untersu-
chungsführer dürfen neben ihrem Amt kein anderes besol-
detes Amt, kein Gewerbe und keinen Beruf ausüben und
weder der Leitung oder dem Aufsichtsrat oder Verwaltungs-
rat eines auf Erwerb gerichteten Unternehmens noch einer
gesetzgebenden Körperschaft des Bundes oder eines Landes
angehören. Sie dürfen nicht gegen Entgelt außergerichtliche
Gutachten abgeben. Sie dürfen keiner der in Absatz 2 ge-
nannten juristischen Personen angehören, sie vertreten, sie
beraten oder für sie als Gutachter oder Sachverständige tätig
werden.

(6) Der Direktor der Bundesstelle und die Untersu-
chungsführer müssen über umfassende technische und be-
triebliche Kenntnisse und Erfahrungen auf dem Gebiet des
Seefahrtwesens verfügen sowie für die Befähigung zur Lei-
tung einer umfangreichen Unfalluntersuchung ausreichend
geschult sein. Die Bundesstelle hat dafür Sorge zu tragen,
die fachlichen Fähigkeiten und Kenntnisse der Untersu-
chungsführer, der Untersuchungsfachkräfte und der weite-
ren Fachkräfte zu erhalten und der Entwicklung anzupassen.

§ 13
Verwaltungs- und Amtshilfe

(1) Die Bundesstelle arbeitet mit der Bundesstelle für
Flugunfalluntersuchung zusammen, soweit dies – insbeson-
dere aus wirtschaftlichen oder technischen Gründen –
zweckmäßig erscheint.

(2) Die Bundesstelle kann insbesondere die See-Berufsge-
nossenschaft als Schiffssicherheitsbehörde, das Bundesamt
für Seeschifffahrt und Hydrographie sowie die Wasser- und
Schifffahrtsdirektionen Nord und Nordwest zur Hilfe heran-
ziehen, es sei denn, nach den konkreten Umständen ist nicht
auszuschließen, dass das untersuchte Vorkommnis durch
deren Verhalten oder ein Verhalten von deren Bediensteten
oder von Bediensteten der Wasser- und Schifffahrtsverwal-
tung ihres Amtsbezirks mitverursacht wurde.

(3) Die Bundesstelle kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben
mit Dienststellen der Bundesländer Vereinbarungen über
Organleihe in bestimmten Einzelfällen abschließen, Abspra-
chen über die Heranziehung von Nachweismitteln und Un-
tersuchungsergebnissen treffen oder sonst in der ihr geeignet
erscheinenden Weise zusammenarbeiten. Die Vereinbarun-
gen sind im Verkehrsblatt bekannt zu machen.

(4) Die Bundesstelle kann nach Maßgabe des Unterab-
schnitts 3 an Untersuchungen durch ausländische Behörden
teilnehmen oder die zuständigen Stellen anderer Staaten um
Hilfe ersuchen oder diesen auf Ersuchen Hilfe gewähren
und zu diesen Zwecken unmittelbar mit den zuständigen
ausländischen Behörden zusammenarbeiten.

(5) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und
Wohnungswesen trifft mit ausländischen Staaten nach
Möglichkeit ergänzende Vereinbarungen über das bei Un-
tersuchungen im Sinne dieses Abschnitts anzuwendende
Verfahren, soweit dies für die Zusammenarbeit im Interna-
tionalen Seesicherheitssystem erforderlich erscheint.

(6) Die sonstigen Vorschriften und Grundsätze für die
Verwaltungs- und Amtshilfe bleiben unberührt.
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Unterabschnitt 3
Durchführung

§ 14
Unterrichtung ausländischer Staaten und der

Internationalen Seeschifffahrts-Organisation (IMO)
Ereignet sich ein Seeunfall im Sinne des Artikels 94

Abs. 7 oder des Artikels 221 Abs. 2 des Seerechtsüber-
einkommens (BGBl. 1994 II S. 1798) im deutschen
Hoheitsgebiet oder ist außerhalb desselben ein Schiff unter
der Bundesflagge an einem solchen Seeunfall beteiligt, so
unterrichtet die Bundesstelle unverzüglich
1. die in Betracht kommenden Flaggenstaaten,
2. den oder die anderen Staaten mit einem erheblichen

Interesse an einer Seeunfalluntersuchung sowie
3. nach Maßgabe des IMO-Codes für die Untersuchung

von Unfällen und Vorkommnissen auf See (Verkehrs-
blatt 2000 S. 128, Anlagenband B 8124 S. 21) die Inter-
nationale Seeschifffahrts-Organisation.

§ 15
Entsprechende Geltung des

Flugunfall-Untersuchungs-Gesetzes
(1) Die §§ 5 bis 29 FlUUG gelten – mit Ausnahme der

§§ 6, 7, 14 Abs. 5, §§ 21, 24 und 26 Abs. 4 Satz 2 – für die
Durchführung des Untersuchungsverfahrens nach diesem
Abschnitt vorbehaltlich im Einzelfall zwingend anzuwen-
denden ausländischen Rechts entsprechend. Dabei ent-
spricht dem Begriff

1. „Störung“ – ausgenommen in § 11 Abs. 2 Flugunfall-
Untersuchungs-Gesetz (FlUUG) – der Begriff „sonsti-
ges Vorkommnis“,

2. „Luftfahrzeug“ der Begriff „Schiff“,
3. „Halter“ der Begriff „Eigentümer oder Betreiber“,
4. „Flugschreiber“ der Begriff „Datenschreiber“,
5. „Flugsicherung“ der Begriff „maritime Verkehrssiche-

rungsdienste“
6. „Luftsicherheit“, „Flugsicherheit“ und „Sicherheit in

der Luftfahrt“ der Begriff „Sicherheit auf See“,
7. „Zivilluftfahrt“ der Begriff „zivile Seefahrt“,
8. „Flugplatzbetrieb“ der Begriff „Hafenbetrieb“,
9. „Insasse“ der Begriff „Person an Bord“,

10. „Eintragungsstaat“ der Begriff „Flaggenstaat“,
11. „Halterstaat“ der Begriff „Staat des Sitzes der Reede-

rei“,
12. „Berühren oder Verändern von Wrackteilen, Trümmer-

stücken oder sonstigem Inhalt des Luftfahrzeugs“ der
Begriff „Berühren, Unterdrücken oder Verändern von
Bestandteilen, Werkstoffproben oder sonstigem Inhalt
des Schiffes“,

13. „Flugbesatzung“ der Begriff „Kapitän und Besatzungs-
mitglieder, deren unmittelbare Verantwortungsbereiche
betroffen sind“,

14. „Luftfahrttechnik“ der Begriff „Technik in der See-
fahrt“,

15. „Flugbetrieb“ der Begriff „Schiffsbetrieb“ und

16. „Flugunfall“ der Begriff „Seeunfall“.

(2) Eine Übermittlung an öffentliche Stellen im Sinne des
§ 5 Abs. 1 Satz 4 und Abs. 3 Satz 3, § 14 Abs. 9 und § 26
FlUUG oder eine Gewährung der Einsichtnahme in Akten
und Berichte im Sinne des § 26 Abs. 2 und 3 FlUUG ist nur
zulässig, soweit sie mit § 19 vereinbar ist. An die Stelle der
Bezugnahme in § 26 Abs. 4 Satz 1 FlUUG auf die in § 6
Abs. 1 FlUUG genannten Stellen tritt die Bezugnahme auf
die in § 14 genannten Stellen.

(3) An die Stelle des in § 8 Abs. 1, § 11 Abs. 1, § 18
Abs. 1 und § 25 Abs. 1 FlUUG genannten Untersuchungs-
auftrags oder -zwecks nach § 3 FlUUG treten die Unter-
suchungszwecke nach § 9 Abs. 2.

(4) „Grundstücke“ im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 1
FlUUG sind auch die zum Betrieb von Schiffen oder zur
Herstellung von Anlagen, Instrumenten und Geräten für den
Schiffsbetrieb dienenden Betriebs- und Geschäftsräume im
deutschen Hoheitsgebiet an Land im Sinne des § 8 Abs. 1
und 2 des Seeaufgabengesetzes.

(5) An die Stelle der Entscheidungen über die Absper-
rung gegen den Zutritt zur Unfallstelle im Sinne des § 12
Abs. 1 Satz 1 FlUUG und den Zutritt zur abgesperrten Un-
fallstelle im Sinne des § 12 Abs. 1 Satz 3 FlUUG treten die
Entscheidungen über die Absperrung und die Zulassung zur
abgesperrten Unfallstelle, soweit eine Absperrung im Be-
reich der deutschen Hoheitsgewässer durchführbar ist.

(6) Zeugen können im Sinne des § 16 Abs. 3 Satz 2
FlUUG die Auskunft auch auf solche Fragen verweigern,
deren Beantwortung sie der Gefahr eines gegen sie gerichte-
ten Seeamtsverfahrens nach Abschnitt 4 oder eines erheb-
lichen rechtlichen Nachteils aussetzen würde, der sie oder
einen der in § 16 Abs. 3 FlUUG bezeichneten Angehörigen
betrifft; hierüber sind sie zu belehren.

(7) An die Stelle der Versendung des Untersuchungsbe-
richts im Sinne des § 18 Abs. 3 Nr. 2 FlUUG tritt die Ver-
sendung an die Internationale Seeschifffahrts-Organisation.
Sie unterbleibt, wenn der IMO-Code für die Untersuchung
von Unfällen und Vorkommnissen auf See eine solche Ver-
sendung nicht vorsieht. Eine Versendung im Sinne des § 18
Abs. 3 Nr. 3 und des § 19 Abs. 5 FlUUG an die Kommis-
sion der Europäischen Gemeinschaft findet statt, wenn dies
in einem Rechtsakt der Gemeinschaft vorgesehen ist.

(8) „Stellen“ im Sinne des § 19 Abs. 2 FlUUG können im
Rahmen der Sicherheitspartnerschaft auch einzelne Perso-
nen, Unternehmen oder Verbände sein.

§ 16
Benennung des federführenden Staates und
der Teilnehmer am Untersuchungsverfahren

(1) Hat die Bundesstelle wegen eines Seeunfalls oder ei-
nes anderen Vorkommnisses auf See ein Untersuchungsver-
fahren eingeleitet, an dem auch ein ausländischer Staat ein
erhebliches Interesse hat, so werden auf Ersuchen dieses
Staates im gegenseitigen Einvernehmen benannt

1. der für die Untersuchung federführende Staat und
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2. bei Benennung Deutschlands als federführender Staat
die Teilnehmer im Sinne von § 15 Abs. 1 in Verbindung
mit § 14 FlUUG.

(2) Ist Deutschland federführender Staat, so sorgt die
Bundesstelle dafür, dass eine gemeinsame Untersuchungs-
strategie ausgearbeitet und die mit der Führung der Untersu-
chung sowie der dazugehörigen Koordinierung beauftragte
Person oder Stelle benannt wird.

(3) Eine Untersuchung der Bundesstelle, die für Deutsch-
land als federführenden Staat eingeleitet worden ist, kann
fortgeführt werden, auch wenn das Verfahren nach Absatz 1
noch nicht abgeschlossen ist.

(4) Die Bundesstelle kann mit Zustimmung eines anderen
Staates mit erheblichem Interesse Untersuchungen nach die-
sem Abschnitt zugleich für diesen führen.

§ 17
Teilnahme an einer Untersuchung anderer Staaten

Die Bundesstelle kann davon absehen, Deutschland als
federführenden Staat zu benennen, soweit sie ihre Mitwir-
kung im Sinne von § 15 Abs. 1 in Verbindung mit § 5
FlUUG an der Untersuchung eines anderen Staates zur
Erreichung des Untersuchungszwecks für ausreichend hält.

§ 18
Verweisung auf Verfahren der IMO

Die Begriffe „Staat mit erheblichem Interesse“, „feder-
führender Staat“ und „Seeunfall“ in den §§ 11, 14, 16 und 17
haben dieselbe Bedeutung wie in dem IMO-Code für die
Untersuchung von Unfällen und Vorkommnissen auf See.

§ 19
Freigabe von Aufzeichnungen und Verwertung

von Aussagen

(1) Die Bundesstelle darf Aufzeichnungen über von ihr
erhobene

1. Aussagen oder Meinungsäußerungen von Personen,

2. Mitteilungen, die zwischen Personen ausgetauscht wor-
den sind, die am Betrieb eines Schiffes beteiligt waren,
sowie

3. Mitteilungen ärztlichen oder persönlichen Inhalts ein-
schließlich gesundheitlicher Daten und bildlicher Dar-
stellungen, die Personen betreffen, die an dem Unfall
oder einem anderen Vorkommnis auf See beteiligt waren,

zu keinem anderen Zweck als dem einer Untersuchung im
Sinne dieses Abschnitts freigeben, es sei denn,

1. die Bundesstelle oder die für die Rechtsanwendung
zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaats der
Europäischen Gemeinschaft, der die Untersuchung
durchführt, hat entschieden, dass die Auswirkungen
ihrer Freigabe die negativen Auswirkungen überwiegen,
die ein solches Vorgehen im In- und Ausland auf diese
oder eine künftige Untersuchung haben kann, und

2. der Staat, der den betreffenden Aufzeichnungsinhalt zur
Verfügung gestellt hat, hat die Freigabe genehmigt.

(2) Diese Aufzeichnungen werden in den Abschlussbe-
richt oder in seine Anhänge nur in zusammengefasster Form
und nur dann aufgenommen, wenn sie von Belang für die
Analyse des untersuchten Vorkommnisses sind. Personen-
bezogene Daten sind in den Aufzeichnungen zu anony-
misieren, es sei denn, dies wäre mit dem Zweck einer nach
Absatz 1 zulässigen Freigabe unvereinbar. Teile von Auf-
zeichnungen, die im Sinne von Satz 1 belanglos und nicht
im Abschlussbericht enthalten sind, werden nicht freige-
geben.

(3) Die Bundesstelle erteilt ihre Zustimmung zur Teil-
nahme eines bevollmächtigten Vertreters eines ausländi-
schen Staates nach § 15 Abs. 1 in Verbindung mit § 14
FlUUG, sofern nichts anderes vorgeschrieben ist, nur dann,
wenn dieser Staat zugesichert hat, dass er hinsichtlich der
Verfügbarkeit der Nachweismittel die Gegenseitigkeit ge-
währt und dass er im Sinne des Abschnitts 10 des IMO-
Codes für die Untersuchung von Unfällen und Vorkomm-
nissen auf See eine Freigabe der gewonnenen Unterlagen
und Erkenntnisse nur vornimmt, soweit dies unter den Ein-
schränkungen der Absätze 2 und 3 zulässig ist.

(4) Aussagen einer Person im Rahmen einer Untersu-
chung nach diesem Abschnitt dürfen nicht zu Lasten des
Aussagenden verwertet werden.

Abschnitt 4

Normvollzug gegenüber einzelnen an Bord
verantwortlichen Personen im Verwaltungsverfahren

Unterabschnitt 1

Grundsätze, Vorprüfung

§ 20
Sachlicher Geltungsbereich des Abschnitts 4,

Verwaltungsverfahren

Dieser Abschnitt gilt für die Ermittlung und Auswertung
der Ursachen schaden- oder gefahrverursachender Vor-
kommnisse in Bezug auf Inhaber von

1. Berechtigungen, die im Rahmen der Bundesaufgabe
nach § 2 des Seeaufgabengesetzes in der jeweils gelten-
den Fassung erteilt wurden, und

2. Fahrerlaubnissen für Sportboote oder sonstige Fahr-
zeuge, die im Rahmen des Seeaufgabengesetzes erteilt
wurden,

(Berechtigungen) sowie auf Inhaber von Befähigungszeug-
nissen oder Fahrerlaubnissen, die von einer ausländischen
Behörde oder für die Binnenschifffahrt ausgestellt sind, als
Verfahren im Sinne des § 9 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes.

§ 21
Internationale Untersuchungsregelungen im Sinne

des Abschnitts 4

Die Anwendung der seefahrtbezogenen internationalen
Untersuchungsregelungen nach den Buchstaben C und D
der Anlage geschieht, soweit dieses Gesetz betroffen ist, im
Rahmen dieses Abschnitts.
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§ 22
Vorprüfung

(1) Bestehen hinreichende tatsächliche Anhaltspunkte,
dass eine Berechtigung zu entziehen oder die Ausübung der
mit ihr oder einem Befähigungszeugnis oder einer Fahr-
erlaubnis verbundenen Befugnisse zu beschränken ist, so
führt die Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nordwest unver-
züglich eine Vorprüfung durch.

(2) Hinreichende Anhaltspunkte im Sinne von Absatz 1
sind insbesondere anzunehmen, wenn nach den in den
Buchstaben C oder D der Anlage enthaltenen internationa-
len Untersuchungsregelungen der Sachverhalt überprüft
werden muss.

(3) Bieten die Ermittlungen der Behörde genügenden An-
lass zu der Annahme, dass eine Maßnahme nach Absatz 1
mit Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, so beantragt sie un-
verzüglich bei dem zuständigen Seeamt, den Fall nach die-
sem Abschnitt in Bezug auf den von dem Verdacht betroffe-
nen Berechtigten (Beteiligter) zu untersuchen.

(4) Wurde eine Berechtigung im Rahmen der Berufsaus-
übung für die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bun-
des ausgeübt, so berichtet die Wasser- und Schifffahrts-
direktion Nordwest über alle ihr bekannten Anhaltspunkte
im Sinne des Absatzes 1 an das Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau- und Wohnungswesen, von dem sie angewiesen
werden kann, einen Antrag nach Absatz 3 zu stellen.

(5) Zuständigkeiten und Befugnisse nach anderen
Rechtsvorschriften zur Entziehung von Berechtigungen,
Beschränkung ihrer Ausübung oder Sicherstellung oder Be-
schlagnahme der entsprechenden Urkunden bleiben unbe-
rührt.

§ 23
Pflicht zur Durchführung oder Einstellung

der Untersuchung nach Abschnitt 4
(1) Eine Untersuchung nach diesem Abschnitt ist durch-

zuführen, soweit die Wasser- und Schifffahrtsdirektion
Nordwest einen Antrag nach § 22 Abs. 3 gestellt hat.

(2) Die Untersuchung nach diesem Abschnitt ist einzu-
stellen, wenn der Beteiligte gegenüber einer nach diesem
Abschnitt zuständigen Behörde schriftlich unwiderruflich
erklärt hat, dass er während der nächsten dreißig Monate –
oder bei Verdacht der Vorprüfungsbehörde auf dauerhaftes
Fehlen eines der in § 31 Abs. 1 Satz 1 genannten subjekti-
ven Merkmale auf Dauer – von seiner Berechtigung keinen
Gebrauch machen wird, und wenn er dieser Behörde die
entsprechenden Berechtigungsurkunden für die jeweilige
Dauer unwiderruflich zur Verwahrung übergeben hat.
Die zuständige Behörde kann Auflagen anordnen und die
in Satz 1 vorgesehenen Fristen bei Vorliegen besonderer
Gründe verkürzen. § 31 Abs. 5 gilt entsprechend.

Unterabschnitt 2
Organe der seeamtlichen Untersuchung

§ 24
Zuständigkeit der Seeämter

(1) Die Untersuchung nach diesem Abschnitt obliegt den
Wasser- und Schifffahrtsdirektionen Nord und Nordwest.

Sie bilden Untersuchungsausschüsse (Seeämter) in Ham-
burg, Kiel und Rostock sowie Bremerhaven und Emden.

(2) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die
örtliche Zuständigkeit der Seeämter zu bestimmen.

(3) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen erlässt eine Geschäftsordnung für die See-
ämter; vor ihrem Erlass sind die Küstenländer zu hören. Die
Geschäftsordnung ist im Verkehrsblatt bekannt zu machen.

§ 25
Besetzung der Seeämter

(1) Die Seeämter entscheiden in der Besetzung mit einem
Vorsitzenden, einem Ständigen Beisitzer und drei ehrenamt-
lichen Beisitzern.

(2) Der Vorsitzende und die Beisitzer haben gleiches
Stimmrecht. Dem Vorsitzenden und den Beisitzern dürfen
keine Weisungen für den Inhalt des Spruchs (§ 30) erteilt
werden. Entscheidungen außerhalb der mündlichen Ver-
handlung (§ 29) trifft der Vorsitzende.

(3) Der Vorsitzende der Seeämter muss die Befähigung
zum Richteramt nach dem Deutschen Richtergesetz besit-
zen. Die Ständigen Beisitzer der Seeämter müssen, wenn es
sich um Berechtigungen für Kauffahrteischiffe handelt, die
Befähigung zum Kapitän auf entsprechenden Schiffen be-
sitzen und über ausreichende Erfahrungen in der Führung
eines Seeschiffes verfügen.

§ 26
Ehrenamtliche Beisitzer

(1) Die Wasser- und Schifffahrtsdirektionen Nord und
Nordwest stellen eine Vorschlagsliste für die ehrenamtli-
chen Beisitzer der Seeämter ihres Bereichs auf. In die Listen
werden Personen aufgenommen, die von den beteiligten
Bundes- und Landesbehörden, Berufs- und Interessenver-
tretungen benannt werden.

(2) Jede Wasser- und Schifffahrtsdirektion wählt aus den
Vorschlagslisten die erforderliche Anzahl von ehrenamtli-
chen Beisitzern aus (Beisitzerliste) und bestellt die Beisitzer
für eine ehrenamtliche Tätigkeit.

(3) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu
bestimmen,

1. die Personengruppen, aus denen die Beisitzer auszuwäh-
len sind,

2. die fachlichen Anforderungen an die Beisitzer und

3. die Angaben, die die Beisitzerliste enthalten muss.

(4) Die ehrenamtlichen Beisitzer sind vom Vorsitzenden
aus der Beisitzerliste zu den Sitzungen heranzuziehen. Da-
bei ist unter Berücksichtigung der Bordfunktion des oder
der Beteiligten sowie des Ortes und der Art des zugrunde
liegenden Sachverhalts die sachkundige und unabhängige
Besetzung sicherzustellen. Die ehrenamtlichen Beisitzer
sind berechtigt und verpflichtet, sich über die Ergebnisse
der Ermittlungen zu unterrichten.
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Unterabschnitt 3

Seeamtsverfahren

§ 27
Beweisaufnahme

(1) Außerhalb der mündlichen Verhandlung sind Beweise
aufzunehmen, wenn der Sachverhalt es erfordert oder die
Beweisaufnahme in der Verhandlung voraussichtlich nicht
möglich oder besonders erschwert sein würde. Zur Beweis-
aufnahme sind der Ständige Beisitzer und nach Lage des
Falles, weitere Beisitzer hinzuzuziehen. § 29 Abs. 7 und 8
findet Anwendung. Das Seeamt ist befugt, bei der Ermitt-
lung des Sachverhalts eine Versicherung an Eides Statt ab-
zunehmen.

(2) Behörden und Stellen, deren Geschäftsbereiche von
dem zugrunde liegenden Sachverhalt unmittelbar betroffen
sind, sollen von einer beabsichtigten Beweisaufnahme un-
terrichtet werden; erstrecken sich die Ermittlungen auf ein
Schiff unter fremder Flagge, soll, und zwar auch von der
Vollstreckung einer Anordnung nach § 28 Abs. 1 Satz 2, die
zuständige konsularische Vertretung benachrichtigt werden.

§ 28
Auskunfts-, Herausgabe- und

Aufbewahrungspflichten

(1) Die nach dem Schiffssicherheitsgesetz in der jeweils
geltenden Fassung für die Sicherheit des Schiffes Verant-
wortlichen sind nach Maßgabe dieser Verantwortlichkeit
verpflichtet, dem Seeamt auf Verlangen über die Beschaf-
fenheit, Besatzung, den Liegeort und den Reiseplan der von
dem zugrunde liegenden Sachverhalt betroffenen Schiffe
Auskunft zu erteilen. Die für die Untersuchung erheblichen
Unterlagen und Gegenstände sind auf Verlangen von demje-
nigen herauszugeben, der sie in Gewahrsam hat oder verfü-
gungsberechtigt ist; dies gilt insbesondere für die benutzten
Seekarten, Seetagebücher sowie technischen Aufzeichnun-
gen und Unterlagen. Die nach Satz 2 angeforderten Unter-
lagen sind von den herausgabepflichtigen Personen bis zum
Abschluss der seeamtlichen Untersuchung aufzubewahren.

(2) Die Herausgabe von Unterlagen kann verweigert wer-
den, wenn das Bundesministerium der Verteidigung dies aus
Gründen der militärischen Sicherheit für erforderlich hält.

§ 29
Mündliche Verhandlung

(1) Im Untersuchungsverfahren des Seeamtes findet eine
mündliche Verhandlung statt, soweit nicht sämtliche Betei-
ligten dem gegenüber dem Vorsitzenden unwiderruflich wi-
dersprechen.

(2) Die Beteiligten werden zur mündlichen Verhandlung
mit angemessener Frist schriftlich geladen und sind ver-
pflichtet, hierzu persönlich zu erscheinen. Ist eine schrift-
liche Ladung zur mündlichen Verhandlung nicht rechtzeitig
möglich, so kann sie auch durch Telefon, Telegramm, Fern-
schreiben, Telefax oder Boten bewirkt werden. Die Ladung
enthält den Hinweis, dass sich der Beteiligte der Hilfe eines
Beistandes bedienen kann und dass bei unentschuldigtem
Fernbleiben des zum Erscheinen verpflichteten Beteiligten
dessen zwangsweise Vorführung angeordnet werden kann.

(3) Der Verhandlungstermin ist den Behörden und Stellen,
deren Aufgaben unmittelbar berührt werden, mitzuteilen. Ist
der Inhaber eines ausländischen Befähigungszeugnisses
beteiligt, ist der Verhandlungstermin der zuständigen konsu-
larischen Vertretung mitzuteilen.

(4) Das Seeamt soll die Verhandlung so fördern, dass sie
möglichst in einem Termin erledigt werden kann.

(5) Die mündliche Verhandlung ist öffentlich, soweit
nicht ein Beteiligter dem gegenüber dem Vorsitzenden
widerspricht. Das Seeamt kann für die Verhandlung oder für
einen Teil davon die Öffentlichkeit auch ausschließen, wenn

1. eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung zu besorgen ist oder

2. militärische Angelegenheiten geheim zu halten oder
wichtige Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse zu wah-
ren sind.

Der Ausschluss der Öffentlichkeit aus anderen Gründen als
denen der Geheimhaltung militärischer Angelegenheiten
oder der Wahrung wichtiger Geschäfts- oder Betriebsge-
heimnisse steht der Anwesenheit amtlicher Vertreter anderer
Staaten nicht entgegen.

(6) Der Vorsitzende eröffnet und leitet die mündliche
Verhandlung. Soweit dieses Gesetz keine Verfahrensre-
gelungen enthält, bestimmt der Vorsitzende den Gang der
Verhandlung nach pflichtgemäßem Ermessen. Die §§ 66,
68 Abs. 2 und 3 und § 71 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes finden Anwendung. Wer erst im Verlauf der mündlichen
Verhandlung als Beteiligter zu dem Verfahren hinzugezogen
wird, kann verlangen, dass die mündliche Verhandlung
ausgesetzt wird, insbesondere wenn er einen Beistand hin-
zuziehen oder Akteneinsicht nehmen will. Der Beteiligte ist
hierauf hinzuweisen.

(7) Auf die Mitwirkung von Zeugen und Sachverständi-
gen findet § 65 des Verwaltungsverfahrensgesetzes mit der
Maßgabe Anwendung, dass die Vorschriften über Zeugen
auch für Beteiligte gelten. Beteiligte können die Aussagen
über Fragen verweigern, deren Beantwortung sie der Gefahr
einer Maßnahme nach § 31 Abs. 1, 2 oder 4 aussetzen
würde. Für die eidliche Vernehmung ist auch das Gericht
des Ortes zuständig, an dem die mündliche Verhandlung
stattfindet. Beteiligte werden nicht eidlich vernommen.

(8) Über die mündliche Verhandlung ist eine Nieder-
schrift zu fertigen. Die Niederschrift muss Angaben enthal-
ten über

1. den Ort und den Tag der Verhandlung,

2. die Namen des Vorsitzenden, des Schriftführers und der
Beisitzer des Seeamtes, der erschienenen Beteiligten,
Zeugen und Sachverständigen,

3. den behandelten zugrunde liegenden Sachverhalt,

4. den wesentlichen Inhalt der Aussagen der Beteiligten,
der Zeugen und Sachverständigen und

5. das Ergebnis eines Augenscheines.

Die Niederschrift ist von dem Vorsitzenden und vom
Schriftführer zu unterzeichnen.
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§ 30
Spruch des Seeamtes

(1) Das Untersuchungsverfahren wird durch Spruch ab-
geschlossen. Das Seeamt entscheidet unter Würdigung des
Gesamtergebnisses des Verfahrens.

(2) Der Spruch enthält
1. Feststellungen über die zugrunde liegenden Tatsachen,
2. die Entscheidung, dass ein fehlerhaftes Verhalten eines

Beteiligten vorliegt, sofern die Untersuchung dies erge-
ben hat,

3. unter den nach § 31 Abs. 1 bis 4 jeweils dafür maßge-
benden Voraussetzungen
a) die befristete oder unbefristete Untersagung der

Ausübung von Befugnissen (Fahrverbot) (§ 31
Abs. 1 und 4), erforderlichenfalls mit Auflagen (§ 31
Abs. 2),

b) die Entziehung einer Berechtigung (§ 31 Abs. 2) oder
c) die Erlaubnis, ein minderes Befähigungszeugnis aus-

zustellen (§ 31 Abs. 3),
4. in den Fällen der Nummer 3 Buchstabe a eine Entschei-

dung, ob ein Vermerk über ein Fahrverbot von mehr als
12 Monaten Dauer in eine Urkunde über die Berechti-
gung einzutragen ist, und

5. in den Fällen der Nummer 3 Buchstaben a und b eine
Entscheidung, ob eine vorläufige Sicherstellung und
amtliche Verwahrung der über die Berechtigung aus-
gestellten Urkunde oder Urkunden oder eine Beschlag-
nahme zum Zwecke einer Eintragung nach Nummer 4
vorzunehmen ist.

Der Spruch lautet auf Einstellung des Verfahrens, wenn sich
herausstellt, dass die Voraussetzungen der §§ 20 bis 23 nicht
vorliegen. Der Spruch enthält eine Kostenentscheidung.

(3) Der Spruch darf eine Entscheidung nach Absatz 2
Satz 1 Nr. 2 nur enthalten, wenn er auf Grund dieser Ent-
scheidung auch eine Entscheidung nach Absatz 2 Satz 1
Nr. 3 enthält. Das Seeamt kann ein fehlerhaftes Verhalten
eines Beteiligten feststellen, wenn dieser nach der Überzeu-
gung des Seeamtes Rechtsvorschriften, Verwaltungsanord-
nungen, Richtlinien oder allgemeine für seinen Verantwor-
tungsbereich geltende Grundsätze, insbesondere allgemeine
Grundsätze der Schiffsführung, der Schiffsbetriebstechnik,
des Funkdienstes, der Sicherheit der Schifffahrt, des Um-
weltschutzes auf See oder allgemein anerkannte Regeln der
Technik nicht beachtet hat.

(4) Der Spruch darf Entscheidungen nach Absatz 2
Satz 1 Nr. 2 oder 3 nur enthalten, wenn
1. das Seeamt sie zur mündlichen oder schriftlichen Erörte-

rung gestellt hat und
2. der Beteiligte ausreichend Gelegenheit zur Stellungnahme

gegenüber dem Seeamt hatte oder trotz ordnungsgemäßer
Ladung zur mündlichen Verhandlung ohne ausreichende
Entschuldigung nicht erschien. Ist der Beteiligte bei einer
mündlichen Verhandlung abwesend, so darf der Spruch
Entscheidungen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 oder 3 nur
enthalten, wenn der Beteiligte zuvor auf diese Möglich-
keit hingewiesen worden ist.

(5) Der Spruch ist schriftlich abzufassen und von dem
Vorsitzenden und den Beisitzern zu unterzeichnen. Er soll
binnen eines Monats vollständig vorliegen. In den Gründen
sind die zugrunde liegenden Tatsachen darzustellen. Die
Beteiligten und ihre Berechtigungen oder Fahrerlaubnisse
sind genau zu bezeichnen. Das Ergebnis der Beweisauf-
nahme ist zu würdigen. Es sind die Umstände anzugeben,
die für den Spruch maßgebend waren.

(6) Der Spruch ist den Beteiligten zuzustellen. Auf An-
trag erhalten sie eine Ausfertigung der Niederschrift über
die mündliche Verhandlung.

(7) Das Seeamt teilt vollziehbare Entscheidungen im
Sinne von Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 bis 5 auch den folgenden
Stellen mit:
1. Stellen, die die betreffenden Berechtigungen erteilt oder

Zeugnisse ausgestellt haben, bei Fahrerlaubnissen für in
Deutschland registrierte Sportboote der Wasser- und
Schifffahrtsdirektion Nordwest;

2. in den Fällen, in denen das Seeamt weder die Eintragung
eines Vermerks noch die vorläufige Sicherstellung und
amtliche Verwahrung einer Urkunde angeordnet hat, den
im Rahmen des Seeaufgabengesetzes mit dem schiff-
fahrtspolizeilichen Vollzug beauftragten Behörden.
(8) Unanfechtbare Sprüche des Seeamtes können voll-

ständig – einschließlich der Schiffsnamen, soweit es zur Er-
füllung der öffentlichen Aufgaben nach diesem Abschnitt
erforderlich ist – oder in gekürzter Fassung in einer amtli-
chen Entscheidungssammlung veröffentlicht werden, wenn
die Namen der natürlichen Personen in der Veröffentlichung
anonymisiert werden. Beruht der Spruch auf einem nichtöf-
fentlichen Verfahren, so sind bei der Entscheidung über die
Veröffentlichung die Umstände zu berücksichtigen, auf de-
nen die Nichtöffentlichkeit des Verfahrens beruht.

§ 31
Entzug und Beschränkung der Ausübung

von Berechtigungen
(1) Das Seeamt hat im Spruch ein Fahrverbot für höchs-

tens dreißig Monate auszusprechen, wenn es zu der Über-
zeugung gelangt ist, dass eine solche Maßnahme für die
Sicherheit der Seefahrt im Sinne des § 1 erforderlich ist,
weil der Inhaber der Berechtigung während dieser Zeit nicht
die für eine Tätigkeit als Schiffsführer oder sonst in der See-
fahrt Verantwortlicher gebotene körperliche oder geistige
Eignung oder das für diese Tätigkeit gebotene Verantwor-
tungsbewusstsein besitzt. Ein solcher Mangel ist in der Re-
gel anzunehmen, wenn der Inhaber infolge des Genusses
alkoholischer Getränke oder anderer berauschender Mittel
nicht in der Lage war, den Dienst an Bord sicher auszuüben.
Falls der Inhaber mehr als ein Befähigungszeugnis besitzt,
kann im Spruch ausgesprochen werden, dass die Ausübung
einzelner Befugnisse unbeschränkt bleibt.

(2) Hält das Seeamt eine Maßnahme nach Absatz 1 aus
besonderen Gründen zur Sicherheit der Seefahrt nicht für
ausreichend, so kann es zusätzliche Auflagen anordnen oder
die Berechtigung auf Dauer entziehen.

(3) Die Erteilung einer Berechtigung, deren Befugnisse
in der entzogenen oder hinsichtlich der Ausübung be-
schränkten Berechtigung eingeschlossen sind, kann zuge-
lassen werden.
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(4) Unterden Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1
und 2 kann gegenüber dem Inhaber eines nicht von einer
Behörde der Bundesrepublik Deutschland ausgestellten Be-
fähigungszeugnisses oder einer ausländischen Fahrerlaubnis
für Sportboote oder sonstige Fahrzeuge sowie eines Be-
fähigungszeugnisses der Binnenschifffahrt für alle oder
bestimmte deutsche Hoheitsgewässer ein Fahrverbot aus-
gesprochen werden.

(5) Wird die Ausübung einer Berechtigung im Sinne des
Absatzes 1 oder 4 beschränkt, so ruht diese; die damit ver-
bundene Befugnis darf vom Zeitpunkt des Spruchs – und
nach einer gerichtlichen Anfechtungsklage oder Einlegung
eines sonstigen Rechtsmittels vom Zeitpunkt der Abwei-
sung des Rechtsbehelfs – an bis zum Ablauf der hierfür im
Spruch bezeichneten Frist und zur Erfüllung von Auflagen
nach Absatz 2, soweit vorhanden, nicht mehr ausgeübt wer-
den. Befinden sich in den Fällen des § 30 Abs. 2 Nr. 4 und 5
die über die Berechtigung ausgestellten Urkunden nicht im
Besitz des Seeamtes, sind sie vom Inhaber unverzüglich
dem Seeamt abzuliefern oder im Falle eines Fahrverbots zur
Eintragung vorzulegen. § 111a Abs. 5 der Strafprozessord-
nung gilt entsprechend.

(6) Befähigungszeugnisse sowie Fahrerlaubnisse für
Sportboote, die von einer Behörde der Deutschen Demokra-
tischen Republik ausgestellt sind, gelten im Sinne dieser
Vorschrift als von einer Behörde der Bundesrepublik
Deutschland ausgestellt.

Unterabschnitt 4

Kosten

§ 32
Gebühren und Auslagen

(1) Für Amtshandlungen nach § 30 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3
werden Gebühren erhoben.

(2) Gebühren werden auch für einen erfolglos eingeleg-
ten Widerspruch erhoben.

(3) Auslagen werden von einem Beteiligten nur erhoben,
wenn das Seeamt gegen ihn eine Maßnahme nach § 31
Abs. 1, 2 oder 4 angeordnet hat.

(4) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die
Gebührentatbestände und die Gebührenhöhe zu bestimmen
und dabei feste Sätze oder Rahmensätze vorzusehen.

Unterabschnitt 5

Verwaltungsgerichtliche Anfechtung

§ 33
Vorverfahren

(1) Vor Erhebung einer verwaltungsgerichtlichen Klage
gegen den Spruch eines Seeamtes bedarf es keiner Nachprü-
fung in einem Vorverfahren.

(2) Über einen Widerspruch gegen einen sonstigen Ver-
waltungsakt eines Seeamtes entscheidet die für das Seeamt
zuständige Wasser- und Schifffahrtsdirektion.

Abschnitt 5

Bußgeld, Schluss- und Übergangsvorschriften

Unterabschnitt 1

Bußgeldvorschriften

§ 34
Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig

1. entgegen § 15 Abs. 1 in Verbindung mit § 12 Abs. 2
Satz 1 des Flugunfall-Untersuchungs-Gesetzes die Un-
fallstelle oder Unfallspuren vor der Freigabe verändert
oder Bestandteile, Werkstoffproben oder sonstigen In-
halt des Schiffs vor der Freigabe unterdrückt oder ver-
ändert,

2. sich ohne Zustimmung nach § 15 Abs. 1 in Verbindung
mit § 14 Abs. 7 Satz 1 des Flugunfall-Untersuchungs-
Gesetzes zum Stand der Untersuchung oder zu einzelnen
Ergebnissen öffentlich äußert,

3. entgegen § 15 Abs. 1 in Verbindung mit § 16 Abs. 3
Satz 1 des Flugunfall-Untersuchungs-Gesetzes der
Pflicht zur wahrheitsgemäßen Aussage oder zur Erstat-
tung von Gutachten nicht nachkommt,

4. entgegen § 28 Abs. 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig,
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt, eine Un-
terlage oder einen Gegenstand nicht oder nicht rechtzei-
tig herausgibt oder eine Unterlage nicht oder nicht für
die vorgeschriebene Dauer aufbewahrt,

5. einem vollziehbaren Fahrverbot nach § 31 Abs. 4 zuwi-
derhandelt oder

6. entgegen § 31 Abs. 5 Satz 2 eine dort genannte Urkunde
nicht oder nicht rechtzeitig abliefert oder nicht oder nicht
rechtzeitig vorlegt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße ge-
ahndet werden.

(3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind die Wasser-
und Schifffahrtsdirektionen Nord und Nordwest.

Unterabschnitt 2

Schlussvorschriften

§ 35
Vollzugsvereinbarungen zwischen Bund und Küstenländern

Dieses Gesetz berührt nicht die über die Vereinbarungen
über die Ausübung der schifffahrtpolizeilichen Vollzugsauf-
gaben erlassenen Gesetze der Länder

1. Bremen vom 12. April 1955 (Gesetzblatt der Freien
Hansestadt Bremen S. 59) und vom 28. Juni 1983 (Bre-
mer Gesetzblatt S. 405),

2. Hamburg vom 5. Mai 1956 (Hamburgisches Gesetz- und
Verordnungsblatt S. 83) und vom 16. Dezember 1982
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 387),
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3. Mecklenburg-Vorpommern vom 12. November 1992
(Gesetz- und Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vor-
pommern S. 660),

4. Niedersachsen vom 23. Dezember 1955 (Niedersächsi-
sches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 293) und vom
2. Juni 1982 (Niedersächsisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt S. 153),

5. Schleswig-Holstein vom 15. Juli 1955 (Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt für Schleswig-Holstein S. 137) und vom
10. Dezember 1984 (Gesetz- und Verordnungsblatt für
Schleswig-Holstein S. 247).

§ 36
Einschränkung von Grundrechten

Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung
(Artikel 13 des Grundgesetzes) wird nach Maßgabe dieses
Gesetzes eingeschränkt.

Anlage zum Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetz

Internationale seefahrtbezogene
Untersuchungsregelungen

Abschnitt 1

Amtliche Untersuchungen zur Sicherheitskultur

A. Allgemein anerkannte völkerrechtliche Vorschriften
über Verpflichtungen zur Durchführung von Unter-
suchungen schaden- oder gefahrverursachender
Vorkommnisse und zur internationalen Zusammen-
arbeit:

1. Artikel 94 Abs. 7 – auch in Verbindung mit Artikel 58
Abs. 2 – sowie Artikel 194 Abs. 1 und 3 Buchstabe b des
Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen
(SRÜ)
(BGBl. 1994 II S. 1798)

2. Artikel 2 Buchstabe g des Übereinkommens Num-
mer 147 der Internationalen Arbeits-Organisation (ILO)
über Mindestnormen auf Handelsschiffen1)
(BGBl. 1980 II S. 606)

3. Kapitel I Teil C der Anlage zum Internationalen Über-
einkommen von 1974 zum Schutz des menschlichen Le-
bens auf See (SOLAS)1)
(BGBl. 1979 II S. 141; Bekanntmachung der Neufas-
sung in der amtlichen deutschen Übersetzung: BGBl.
1998 II S. 2579)

4. Artikel 23 des Internationalen Freibord-Übereinkom-
mens von 19661)
(BGBl. 1969 II S. 249)

5. Artikel 6 und 12 des Internationalen Übereinkommens
von 1973 zur Verhütung der Meeresverschmutzung
durch Schiffe (MARPOL)1)
(BGBl. 1982 II S. 2; Bekanntmachung der Neufassung
in der amtlichen deutschen Übersetzung: BGBl. 1996 II
S. 399)

B. Richtlinienbestimmungen der Europäischen Gemein-
schaft über die Untersuchung von Seeunfällen und
anderen Vorkommnissen auf See:

– Artikel 5 und 12 in Verbindung mit Artikel 1 bis 3 der
Richtlinie 1999/35/EG des Rates vom 29. April 1999
über ein System verbindlicher Überprüfungen im Hin-
blick auf den sicheren Betrieb von Ro-Ro-Fahrgastschif-
fen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen im
Linienverkehr2)
(ABl. EG Nr. L 138 S. 1)

Abschnitt 2

Normvollzug zur Seesicherheit

C. Allgemein anerkannte völkerrechtliche Regeln zur
Untersuchung:

1. Verpflichtungen zu Untersuchungsmaßnahmen:

1.1 Artikel 94 Abs. 6 Satz 2 – auch in Verbindung mit
Artikel 58 Abs. 2 – SRÜ

1.2 Regel I/5 Abs. 1 der Anlage des Internationalen
Übereinkommens von 1978 über Normen für die
Ausbildung, die Erteilung von Befähigungszeug-
nissen und den Wachdienst von Seeleuten (STCW)
(BGBl. 1982 II S. 297; 1988 II S. 1118)3)

2. Schranken der Untersuchung:

Artikel 97 Abs. 3 SRÜ

D. Richtlinienbestimmungen der Europäischen Gemein-
schaft über den Berechtigungsentzug:

– Artikel 5b Abs. 1 der Richtlinie 94/58/EG des Rates
vom 22. November 1994 über Mindestanforderungen für
die Ausbildung von Seeleuten (ABl. EG Nr. L 319
S. 28), eingeführt durch Artikel 1 in Verbindung mit Ar-
tikel 2 Abs. 2 und 3 der Richtlinie 98/35/EG des Rates
vom 25. Mai 19983)
(ABl. EG Nr. L 172 S. 1).

Artikel 3

Änderung der Verordnung zur Durchführung
des Seeunfalluntersuchungsgesetzes

Die Verordnung zur Durchführung des Seeunfalluntersu-
chungsgesetzes vom 5. Juni 1986 (BGBl. I S. 860), zuletzt
geändert durch Artikel 7 der Verordnung vom 7. Dezember
1994 (BGBl. I S. 3744), wird wie folgt geändert:

1) Jeweils auch in Verbindung mit Artikel 94 Abs. 5 SRÜ. Hierzu insbe-
sondere: Code für die Untersuchung von Unfällen und Vorkommnis-
sen auf See der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation (IMO),
Entschließung A.849(20) vom 27. November 1997, geändert durch
Entschließung A.884(21) vom 25. November 1999 (deutsche amt-
liche Übersetzung bekannt gemacht im Verkehrsblatt 2000 S. 128,
Anlagenband B 8124 S. 21).

2) Artikel 2 Buchstabe p und Artikel 12 dieser Richtlinie verweisen zu-
sätzlich auf den in Fußnote 1 dieser Anlage genannten IMO-Code.

3) Auch in Verbindung mit Artikel 94 Abs. 5 SRÜ
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1. Die Bezeichnung und Abkürzung der Verordnung wer-
den wie folgt gefasst:

„Verordnung zur Durchführung des Seesicherheits-
Untersuchungs-Gesetzes (DVSUG)“

2. Abschnitt 1 wird wie folgt gefasst:

„Abschnitt 1

§ 1
Zuständigkeit des Seeamtes Kiel

Das Seeamt Kiel ist zuständig im Sinne von § 24 des
Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetzes vom … (BGBl. I
S. …) in der jeweils geltenden Fassung, wenn die
Berechtigung oder Befugnis von der Wasser- und Schiff-
fahrtsdirektion Nord oder vom oder im Land Schleswig-
Holstein erteilt worden ist oder wenn in besonderem
Maße die Sicherheit der Seefahrt im Zuständigkeits-
bereich der Wasser- und Schifffahrtsämter Lübeck, Kiel-
Holtenau, Brunsbüttel oder Tönning oder in den angren-
zenden Häfen berührt ist.

§ 2
Zuständigkeit des Seeamtes Hamburg

Das Seeamt Hamburg ist zuständig im Sinne von § 24
des Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetzes, wenn die
Berechtigung oder Befugnis vom oder im Land Ham-
burg erteilt worden ist oder wenn in besonderem Maße
die Sicherheit der Seefahrt im Zuständigkeitsbereich der
Wasser- und Schifffahrtsämter Hamburg oder Cuxhaven
oder in den angrenzenden Häfen berührt ist.

§ 3
Zuständigkeit des Seeamtes Bremerhaven

Das Seeamt Bremerhaven ist zuständig im Sinne von
§ 24 des Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetzes, wenn
die Berechtigung oder Befugnis vom oder im Land Bre-
men erteilt worden ist oder wenn in besonderem Maße
die Sicherheit der Seefahrt im Zuständigkeitsbereich der
Wasser- und Schifffahrtsämter Bremen oder Bremer-
haven oder in den angrenzenden Häfen berührt ist.

§ 4
Zuständigkeit des Seeamtes Emden

Das Seeamt Emden ist zuständig im Sinne von § 24
des Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetzes, wenn die
Berechtigung oder Befugnis von der Wasser- und Schiff-
fahrtsdirektion Nordwest oder vom oder im Land Nie-
dersachsen erteilt worden ist oder wenn in besonderem
Maße die Sicherheit der Seefahrt im Zuständigkeits-
bereich der Wasser- und Schifffahrtsämter Emden oder
Wilhelmshaven oder in den angrenzenden Häfen berührt
ist.

§ 4a
Zuständigkeit des Seeamtes Rostock

Das Seeamt Rostock ist zuständig im Sinne von § 24
des Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetzes, wenn die
Berechtigung oder Befugnis vom oder im Land Meck-
lenburg-Vorpommern oder von einer Dienststelle der
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik erteilt
worden ist oder wenn in besonderem Maße die Sicher-
heit der Seefahrt im Zuständigkeitsbereich des Wasser-

und Schifffahrtsamtes Stralsund oder in den angrenzen-
den Häfen berührt ist.

§ 4b
Mehrere Zuständigkeiten

Mehrere Verfahren, denen ein gleicher Sachverhalt
zugrunde liegt, sollen nicht von unterschiedlichen See-
ämtern durchgeführt werden. Zuständig ist das Seeamt,
das als erstes den Sachverhalt zugrunde gelegt hat, sonst
das Seeamt, das der Vorsitzende bestimmt.“

3. In § 5 Abs. 1 werden die Wörter „beim Bundesobersee-
amt und“ mit Wirkung zum 31. Dezember 2001 gestri-
chen.

4. In § 7 werden die Wörter „und das Bundesoberseeamt“
mit Wirkung zum 31. Dezember 2001 gestrichen.

5. § 8 wird gestrichen.
6. Die Anlage wird wie folgt gefasst:

„Anlage
(zu § 7)

Artikel 4
Änderung der Verordnung über die Sicherung

der Seefahrt
Die Verordnung über die Sicherung der Seefahrt vom

27. Juli 1993 (BGBl. I S. 1417), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 der Verordnung vom 28. September 1999 (BGBl. I
S. 1938), wird wie folgt geändert:
1. Nach § 6 wird folgender neuer § 6a eingefügt:

„§ 6a
Meldung bestimmter schaden- oder

gefahrverursachender Vorkommnisse
(1) Der Schiffsführer eines Schiffes, das die Bundes-

flagge führt, oder bei dessen Verhinderung ein anderes
Besatzungsmitglied oder, sofern keine dieser Personen
dazu in der Lage ist, der Betreiber des Schiffes, hat der
Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung unverzüglich
jedes das Schiff betreffende schaden- oder gefahrverur-
sachende Vorkommnis im Sinne von Absatz 2 zu melden
und möglichst folgende Angaben zu übermitteln:
1. Name und derzeitiger Aufenthalt des Meldenden,
2. Ort (geographische Position) und Zeit des Unfalls,

Gebührenverzeichnis

Nr. Gebührentatbestand/Rechtsgrundlage Gebühr
Deutsche Mark

1 Entzug einer Berechtigung im Sinne von § 20
Nr. 1 SUG oder Untersagung der Ausübung von
Befugnissen hieraus (§ 31 Abs. 1, 2 und 4 SUG)

500,–

2 Entzug einer Fahrerlaubnis für Sportboote oder
sonstige Fahrzeuge im Sinne von § 20 Nr. 2 SUG
oder Untersagung der Ausübung von Befugnis-
sen hieraus (§ 31 Abs. 1, 2 und 4 SUG)

400,–

3 Erfolgloser Widerspruch gegen die Anordnung
der Herausgabe von für die Untersuchung erheb-
lichen Unterlagen und Gegenständen (§ 28
Abs. 1 Satz 2 SUG)“

150,–
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3. Name, IMO-Identifikationsnummer, Rufzeichen
und Flagge des Schiffes sowie Rufnummer des zu
diesem Schiff gehörenden mobilen Seefunkdienstes
(MMSI),

4. Typ, Verwendungszweck, Länge und Tiefgang des
Schiffes,

5. Name des Betreibers des Schiffes,
6. Name des verantwortlichen Schiffsführers,
7. Herkunfts- und Zielhafen des Schiffes,
8. Anzahl der Besatzungsmitglieder und weiteren Per-

sonen an Bord,
9. Umfang des Personen- und Sachschadens,

10. Angaben über beförderte Güter,
11. Darstellung des Verlaufs des Vorkommnisses,
12. Angaben über andere Schiffe, die am Unfall betei-

ligt sind,
13. Wetterbedingungen,
14. Darstellung der Gefahr einer Meeresverschmut-

zung.
(2) Als Vorkommnis im Sinne des Absatzes 1 gilt je-

des Ereignis beim Betrieb des Schiffes in der Seefahrt,
wenn auf Grund des Betriebes

1. eine Person tödlich oder schwer verletzt worden ist
oder vermisst wird oder die Besatzung erheblich
gefährdet wird,

2. a) das Schiff einen Schaden durch Aufgrundlau-
fen, Zusammenstoß, Feuer, Wetter oder Explo-
sion erlitten hat oder

b) Ausfälle in einem System aufgetreten sind, das
für die Stabilität oder sichere Fahrt unverzicht-
bar ist,

und dadurch die sichere Schiffsführung beeinträch-
tigt wird oder worden ist oder

3. eine erhebliche Gefährdung oder Schädigung der
Meeresumwelt eingetreten ist.

(3) Unabhängig von Absatz 1 haben auch die See-Be-
rufsgenossenschaft, eine vom oder für den Schiffseigner
herangezogene Klassifikationsgesellschaft und die Lot-
sen des betroffenen Schiffes eine Meldepflicht für die in
Absatz 2 genannten Vorkommnisse.

(4) Die Schifffahrtspolizeibehörden des Bundes unter-
richten die Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung un-
verzüglich über jedes schaden- oder gefahrverursachende
Vorkommnis im Sinne des Absatzes 2, das Gegenstand
ihrer Tätigkeit im Rahmen der Abwehr oder Bekämpfung
von Gefahren im Sinne des Seeaufgabengesetzes ist.

(5) Zur Vervollständigung der Meldung ist der Betrei-
ber des Schiffes auf Verlangen der Bundesstelle für See-
unfalluntersuchung verpflichtet, auf zugesandtem Form-
blatt einen ausführlichen Bericht vorzulegen.“

2. In § 10 Abs. 1 wird nach Nummer 8 die folgende
neue Nummer 8a eingefügt:
„8a. § 6a Abs. 1 eine Meldung nicht, nicht richtig

oder nicht rechtzeitig macht,“

Artikel 5
Änderung des Gesetzes über das Seelotswesen
Das Seelotsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung

vom 13. September 1984 (BGBl. I S. 1213), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 Nr. 3 des Gesetzes vom 17. Juli 1997
(BGBl. I S. 1832), wird wie folgt geändert:
1. § 9 Nr. 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

„1. ein Befähigungszeugnis ohne Einschränkung in den
nautischen Befugnissen zum Kapitän für den Dienst
auf anderen als Fischereifahrzeugen oder ein als
gleichwertig anerkanntes Befähigungszeugnis eines
Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines
Vertragsstaates des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum besitzt,

2. ausweislich des Seefahrtbuches oder eines gleich-
wertigen amtlichen Dokuments nach dem Erwerb
eines solchen Befähigungszeugnisses eine Seefahrt-
zeit von mindestens zwei Jahren als Kapitän oder
nautischer Schiffsoffizier geleistet hat,“.

2. § 16 wird wie folgt geändert:
a) Es wird folgender Absatz 1 eingefügt:

„(1) Untersagt ein Seeamt einem Seelotsen die
Ausübung der Befugnisse eines in § 9 Nr. 1 genann-
ten Befähigungszeugnisses, so ist dem Inhaber die
Berufsausübung als Seelotse nach Anhörung der
Bundeslotsenkammer zu untersagen; die Dauer der
Untersagung soll der vom Seeamt festgelegten Dauer
entsprechen.“

b) Der bisherige Wortlaut des § 16 wird Absatz 2.

Artikel 6
Änderung des Gesetzes zu dem Übereinkommen
vom 10. März 1988 zur Bekämpfung widerrecht-
licher Handlungen gegen die Sicherheit der See-

schifffahrt und zum Protokoll vom 10. März 1988
zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen
gegen die Sicherheit fester Plattformen, die sich

auf dem Festlandsockel befinden
Artikel 3 des Gesetzes vom 13. Juni 1990 zu dem

Übereinkommen vom 10. März 1988 zur Bekämpfung
widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der See-
schifffahrt und zum Protokoll vom 10. März 1988 zur Be-
kämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicher-
heit fester Plattformen, die sich auf dem Festlandsockel
befinden (BGBl. II S. 494), wird durch folgenden Artikel 3
ersetzt:

„Artikel 3
(1) Hat der Kapitän eines Schiffes unter der Bundesflagge

begründeten Anlass zu der Annahme, dass eine Person, die
er an Bord mitführt, eine der in Artikel 3 des Übereinkom-
mens genannten Straftaten begangen hat, und will er diese
Person übergeben, so ist er verpflichtet, die Behörden des
Empfangsstaates, sofern durchführbar, nach Möglichkeit
vor Einlaufen in das Küstenmeer dieses Staates von dieser
Absicht sowie den Gründen zu unterrichten.
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(2) Der Kapitän eines Schiffes unter der Bundesflagge
kann Gegenstände, die sich auf eine solche Straftat beziehen
und deren Verbleib an Bord eine unmittelbare Gefahr für die
Sicherheit des Schiffes oder seiner Besatzung darstellen
würde, den Behörden eines Empfangsstaates zur Verfügung
stellen.“

Artikel 7

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang

Die auf den Artikeln 3 und 4 beruhenden Teile der dort
geänderten Rechtsverordnungen können auf Grund der je-
weils einschlägigen Ermächtigungen durch Rechtsverord-
nung geändert werden.

Artikel 8

Neubekanntmachung des Seeaufgabengesetzes

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen kann den Wortlaut des Seeaufgabengesetzes in
der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung
im Bundesgesetzblatt bekannt machen.

Artikel 9

Aufhebung von Rechtsvorschriften

(1) Das Seeunfalluntersuchungsgesetz vom 6. Dezember
1985 (BGBl. I S. 2146), zuletzt geändert durch … (BGBl. I
S. …), wird aufgehoben. Für Verwaltungsakte des Seeamts,
die vor dem … ergangen sind, sind hinsichtlich des Verfah-
rens vor dem Bundesoberseeamt bis zum 31. Dezember
2001 die Abschnitte 5 bis 7 des Seeunfalluntersuchungsge-
setzes in Verbindung mit § 7 und der Anlage der Verord-
nung zur Durchführung des Seeunfalluntersuchungsgeset-
zes weiter anzuwenden. Seeunfälle, über die ein Seeamt
nach dem Seeunfalluntersuchungsgesetz durch Spruch ent-
schieden hat, gelten nicht als Vorkommnisse im Sinne des
Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetzes.

(2) Das Gesetz über die Küstenschifffahrt in der Fassung
der Bekanntmachung vom 27. September 1994 (BGBl. I
S. 2809, 3499) wird aufgehoben.

(3) Die Verordnung über den Betrieb von Küstenschiff-
fahrt durch norwegische Seeschiffe vom 23. Juli 1997
(BGBl. I S. 1919) wird aufgehoben.

Artikel 10

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tage
nach der Verkündung in Kraft. Artikel 1 Nr. 2 und Artikel 9
Abs. 2 und 3 treten am 1. Januar 2002 in Kraft.
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Begründung

I. Allgemeiner Teil
Die Tätigkeit des Bundesgesetzgebers im Bereich der See-
fahrt ist in ständiger Praxis darauf ausgerichtet, die deutsche
Rechtslage nach Maßgabe der Herausforderungen neuer ak-
tueller internationaler Entwicklungen und Standards an die
notwendigen internationalen Anforderungen und Rahmen-
bedingungen anzupassen. Dies gilt nicht nur für Abschluss
und Inkraftsetzung bilateraler und multilateraler internatio-
naler Vereinbarungen, sondern im Prinzip für alle markan-
ten seeschifffahrtsbezogenen gesetzlichen Neuregelungen
der vergangenen Jahre wie z. B.
– das Gesetz zur Einführung des Internationalen Seeschiff-

fahrtsregisters vom 23. März 1989 (BGBl. I S. 550) als
Reaktion auf die Einführung von so genannten Interna-
tionalen Schiffsregistern durch eine Reihe europäischer
Nachbarländer,

– Artikel 5 des Ausführungsgesetzes vom 2. August 1993
(BGBl. I S. 1407), durch den im Hinblick auf die Durch-
führung des Suchtstoffübereinkommens 1988 der Ver-
einten Nationen der im Seebereich erforderliche natio-
nale strafverfahrensrechtliche Schutz eingeführt wurde,

– das Gesetz vom 15. Juli 1994 zur Änderung von Rechts-
vorschriften auf dem Gebiet der Seeschifffahrt, mit dem
insbesondere Konsequenzen aus der Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshofs über europarechtliche Vor-
gaben für das Flaggenrecht gezogen wurden (BGBl. I
S. 1554),

– das Ausführungsgesetz vom 6. Juni 1995 (BGBl. I
S. 778) zum Seerechtsübereinkommen der Vereinten Na-
tionen vom 10. Dezember 1982 (BGBl. 1994 II S. 1798)
parallel zum Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu
diesem Übereinkommen sowie zuletzt

– das Gesetz zur Anpassung der technischen und steuer-
lichen Bedingungen in der Seeschifffahrt an den interna-
tionalen Standard (Seeschifffahrtsanpassungsgesetz)
vom 9. September 1998 (BGBl. I S. 2860).

An dieses Gesetz von 1998 soll sich nun zur Umsetzung
weiterer internationaler Anforderungen das Zweite Gesetz
zur Anpassung bestimmter Bedingungen in der Seeschiff-
fahrt an den internationalen Standard anschließen.
1. Die kontinuierliche Fortentwicklung der Sicherheitsan-

forderungen für die Seefahrt im Rahmen der Internatio-
nalen Seeschifffahrts-Organisation (IMO) sowie die zu
ihrer Umsetzung erlassenen Richtlinien der Europäi-
schen Gemeinschaft machen erneut sofortige Anpassun-
gen des deutschen Rechts erforderlich:
a) Mit Wirkung vom 1. Februar 1997 ist eine grundle-

gende Neufassung der Anlage zu dem Internationalen
Übereinkommen vom 7. Juli 1978 über Normen für
die Ausbildung, die Erteilung von Befähigungszeug-
nissen und den Wachdienst von Seeleuten (BGBl.
1982 II S. 297) völkerrechtlich in Kraft getreten und
im deutschen Recht in Kraft gesetzt worden (BGBl.
1978 II S. 1118 – „STCW-Übereinkommen“ –). Die
Anforderungen dieser Anlage wurden gemeinschafts-

rechtlich durch die Richtlinie 94/58/EG des Rates
vom 22. November 1994 (ABl. EG Nr. L 319 S. 28)
in Verbindung mit Richtlinie 98/35/EG des Rates
vom 25. Mai 1998 (ABl. EG Nr. L 172 S. 1) umge-
setzt. Zu der ab 1. Februar 2002 vorgesehenen vollen
wirksamen Anwendung der Anlage auf alle Befähi-
gungszeugnisse von Kapitänen und Besatzungsmit-
gliedern bedarf es

– einer gesetzlichen Vorschrift, aus der sich ergibt,
unter welchen Anforderungen des neuen weltwei-
ten Berufsbildes der Bund unter dem Aspekt der
Schiffssicherheit im Rahmen seiner Bundeskom-
petenz nach § 2 Abs. 2 Satz 1 des Seeaufgaben-
gesetzes (BGBl. 1998 I S. 2987) die berufliche
Tätigkeit von Seeleuten auf Kauffahrteischiffen
unter der Bundesflagge zulässt (Artikel 1 Nr. 2
des Entwurfs),

– einer gesetzlichen Vorschrift, um bei der durch
Regel I/9 der Anlage zum STCW-Übereinkommen
vorgeschriebenen Führung eines Verzeichnisses
der in Deutschland ausgestellten beruflichen Be-
fähigungsnachweise sowie bei den hierzu vorge-
schriebenen Auskünften aus diesem Verzeichnis
die Belange des Datenschutzes zu wahren (Artikel
1 Nr. 9 des Entwurfs),

– im Hinblick auf § 1 des Seeunfalluntersuchungs-
gesetzes (BGBl. 1985 I S. 2146) einer Neurege-
lung, damit das in Regel I/5 der Anlage zum
STCW-Übereinkommen für bestimmte Fälle vor-
geschriebene Untersuchungsverfahren von den
Seeämtern auch dann durchgeführt werden kann,
wenn kein Seeunfall vorliegt (Artikel 2 des Ent-
wurfs), sowie

– einer Änderung des § 9 des Gesetzes über das
Seelotswesen, um die hierin enthaltene rechtlich
überholte Zulassungsvoraussetzung eines Befähi-
gungszeugnisses als „Kapitän AG“ für Seelotsen-
anwärter durch die eines Befähigungszeugnisses
„ohne Einschränkung in den nautischen Befugnis-
sen als Kapitän für den Dienst auf anderen als
Fischereifahrzeugen“ zu ersetzen (Artikel 5 des
Entwurfs).

b) Die Bundesrepublik Deutschland ist völkerrechtlich
in bestimmtem Umfang zur Untersuchung schaden-
oder gefahrverursachender Vorkommnisse und zur
Zusammenarbeit mit anderen Staaten bei dieser Un-
tersuchung verpflichtet:

– Nach Artikel 94 Abs. 7 und Artikel 58 Abs. 2 des
1995 in Kraft getretenen VN-Seerechtsüberein-
kommens (SRÜ) bestehen diese Verpflichtungen
bei Vorkommnissen auf der Hohen See oder in ei-
ner ausschließlichen Wirtschaftszone, an denen
ein Schiff unter der Bundesflagge beteiligt ist,
wenn der Tod oder schwere Verletzungen von
ausländischen Staatsangehörigen oder schwere
Schäden an Schiffen oder Anlagen eines anderen
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Staates oder an der Meeresumwelt verursacht
wurden bzw. wenn ein hiervon betroffener Staat
eine Untersuchung durchführt.

– Nach Artikel 194 Abs. 1 SRÜ haben die Staaten,
je nach den Umständen einzeln oder gemeinsam,
alle mit dem SRÜ übereinstimmenden Maßnah-
men zu ergreifen, die notwendig sind, um die Ver-
schmutzung der Meeresumwelt zu verhüten, zu
verringern und zu überwachen. Nach Artikel 194
Abs. 3 Buchstabe b SRÜ gehören hierzu insbe-
sondere auch Maßnahmen zur Verhütung von
Verschmutzungen durch Schiffsunfälle.

– Nach Artikel 6 Abs. 1 des MARPOL-Überein-
kommens (BGBl. 1982 II S. 2; Bekanntmachung
der Neufassung in der amtlichen deutschen Über-
setzung: BGBl. 1996 II S. 399) haben die
Vertragsparteien bei der Durchführung dieses
Übereinkommens zusammenzuarbeiten, indem
sie – gerade auch bei Seeunfällen – alle geeigneten
und durchführbaren Maßnahmen der Aufdeckung
und der Umweltüberwachung sowie alle angemes-
senen Verfahren der gegenseitigen Unterrichtung
über sachdienliche Erkenntnisse anwenden.

– Eine grundlegende rechtliche Neuerung hat sich
durch den am 27. November 1997 von der IMO-
Vollversammlung angenommenen Code für die
Untersuchung von Unfällen und Vorkommnissen
auf See (Entschließung A.849 (20)) sowie dessen
Ergänzung vom 25. November 1999 (Entschlie-
ßung A.884 (21)) ergeben. Alle Flaggenstaaten
sind nach Artikel 94 Abs. 3 SRÜ dazu verpflich-
tet, für die Schiffe unter ihrer Flagge die Maß-
nahmen zu ergreifen, die zur Gewährleistung der
Sicherheit in internationalen Seegewässern erfor-
derlich sind. Zu diesen Maßnahmen gehört in den
anfangs genannten Fällen nach Artikel 94 Abs. 7
Satz 1 SRÜ sowie nach den grundlegenden inter-
nationalen Übereinkommensvorschriften über die
Sicherheit der Seefahrt im Sinne des Artikels 94
Abs. 3 und 4 als Aufgabe der präventiven Siche-
rung und Verbesserung der Sicherheitsqualität
auch die Untersuchung der Seeunfälle und ande-
rer mit der Führung eines Schiffes zusammenhän-
gender Schadensereignisse sowie eine internatio-
nale Zusammenarbeit auf diesem Gebiet. Nach
Artikel 94 Abs. 5 SRÜ sind die Staaten hierbei
„verpflichtet, sich an die allgemein anerkannten
internationalen Vorschriften, Verfahren und Ge-
bräuche zu halten und alle erforderlichen Vorkeh-
rungen zu treffen, um ihre Beachtung sicherzu-
stellen.“ Mit den einstimmig verabschiedeten
IMO-Entschließungen A.849 und A.884 von
1997 und 1999 liegt nunmehr ein allgemein an-
erkanntes internationales Verfahren für die See-
unfalluntersuchung vor, bei dem weltweit in zu-
nehmendem Maße davon ausgegangen wird, dass
es für alle Flaggenstaaten hinsichtlich der Durch-
führung ihrer Pflichten nach Artikel 94 Abs. 3
und 4 (SRÜ) zur Sicherheitsvorsorge durch Un-
tersuchung und Zusammenarbeit einen im Sinne
von Artikel 94 Abs. 5 SRÜ international aner-

kannten Untersuchungsstandard bildet und inso-
fern verpflichtend ist. Ziel des IMO-Codes ist
nach seinem Abschnitt 1.2 die Steigerung der Si-
cherheit von Seeleuten und Fahrgästen sowie des
Meeresumweltschutzes durch Unfallverhütung
mit Hilfe der Förderung eines international ein-
heitlichen Vorgehens bei der Untersuchung von
Unfällen und sonstigen Vorkommnissen auf See
sowie der Zusammenarbeit zwischen Staaten bei
der Ermittlung der Umstände, die zu Seeunfällen
beitragen.

– Die Rechtsansicht, dass der IMO-Code im Sinne
des Artikels 94 Abs. 5 SRÜ allgemein verpflich-
tend ist, wird insbesondere auch vom Rat der Eu-
ropäischen Union vertreten. Er hat bei der ersten
sich ihm bietenden Gelegenheit, nämlich im Rah-
men der Richtlinie 1999/35/EG vom 29. April
1999 über ein System verbindlicher Überprüfun-
gen im Hinblick auf den sicheren Betrieb von Ro-
Ro-Fahrgastschiffen und Fahrgast-Hochge-
schwindigkeitsfahrzeugen im Linienverkehr
(ABl. EG Nr. L 138 S. 1), in Bezug auf Unfälle
und Vorkommnisse auf See, an denen ein solches
Schiff beteiligt ist, nicht nur eine gemeinschafts-
rechtliche küstenstaatliche Pflicht zur Einleitung
eines Unfalluntersuchungsverfahrens begründet
und hierfür den mit der IMO-Resolution A.849
(20) eingeführten IMO-Code verbindlich in die
Richtlinie inkorporiert (Artikel 12), sondern zu-
gleich die Maßgeblichkeit dieses Codes als eines
allgemein anerkannten internationalen Verfah-
rens auf Flaggenstaaten auch außerhalb der Ge-
meinschaft bezogen (Artikel 5 der Richtlinie).
Der Vorschlag zu dieser Richtlinie war nach dem
Untergang des Fährschiffs „Estonia“ am 28. Sep-
tember 1994 durch eine Entschließung des Rates
vom 22. Dezember 1994 (ABl. EG Nr. C 379
S. 8) ausgelöst worden, der die Kommission auf-
gefordert hatte, eine „mit dem Völkerrecht … zu
vereinbarende Regelung“ u. a. über das Recht auf
„Untersuchung von Schiffsunfällen gemäß den
einschlägigen IMO-Entschließungen“ vorzuschla-
gen.

Die Notwendigkeit, in Deutschland ein international
ausgerichtetes Untersuchungsverfahren einzuführen,
einen – wie es in der Richtlinie 1999/35/EG heißt –
„Rechtsstatus“ zur leitenden, teilnehmenden oder
mitarbeitenden Mitwirkung bestimmter anderer Staa-
ten festzulegen und die Untersuchungsführer mit
Rechten auszustatten, die es ihnen ermöglichen, „die
Untersuchung so effizient und zeitsparend wie mög-
lich“ durchzuführen, sowie die mit einem solchen
Verfahren verbundenen Belange des Datenschutzes
zwingen zu einem förmlichen Gesetz (Artikel 2 mit
den Artikeln 3 und 4 des Entwurfs).

c) Die in verschiedenen Übereinkommen der IMO ent-
haltenen Vorschriften über die Hafenstaatkontrolle,
die insbesondere durch die EG-Richtlinie 95/21/EG
des Rates und deren Änderungen umgesetzt worden
sind, schreiben bei unangemessenem Festhalten oder
Aufhalten von Schiffen unter ausländischen Flaggen
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unter anderem die Gewährung von Schadensersatz-
ansprüchen gegen den Hafenstaat vor (so Artikel 9
Abs. 7 der Richtlinie 95/21/EG). Zwar sind solche
Ansprüche im allgemeinen deutschen Staatshaftungs-
recht bereits dem Grunde und der Höhe nach in aus-
reichender Weise gegeben. Jedoch ist es nach der
ständigen Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs zur Umsetzung einer Richtlinie, die dem
Einzelnen Rechte verleiht, erforderlich, dass der Ge-
setzgeber sie mit der zur Rechtssicherheit erforderli-
chen Genauigkeit und Klarheit übernimmt, damit die
betroffenen Normadressaten über ihre Möglichkei-
ten, sich auf das Gemeinschaftsrecht zu berufen,
nicht im Ungewissen gelassen werden (z. B. Urteil
des EuGH in der Rechtssache 116/86; Slg. 1988,
1323). Insofern bedarf es daher einer ergänzenden
gesetzlichen Normierung (Artikel 1 Nr. 3 des Ent-
wurfs). Außerdem muss auf Grund der Fortentwick-
lung der Richtlinie 95/21/EG die mit der Hafenstaat-
kontrolle verbundene Regelung über den Datenschutz
in § 9e SeeAufgG angepasst werden (Artikel 1 Nr. 8
des Entwurfs).

d) Angesichts einer Zunahme gewaltsamer Übergriffe
auf See gegenüber Schiffen ist es erforderlich, das
Gesetz zu dem Übereinkommen vom 10. März 1988
zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen
die Sicherheit der Seeschifffahrt durch eine Bestim-
mung zu ergänzen, mit der die Verpflichtungen des
Flaggenstaats nach Artikel 8 Abs. 3 und 4 des Über-
einkommens zu bestimmten Maßnahmen im Inter-
esse der Sicherheit an Bord im deutschen Recht um-
gesetzt werden (Artikel 6 des Entwurfs).

2. Bei den unter 1. genannten Umsetzungsverpflichtungen
des Bundes gewähren die zugrunde liegenden internatio-
nalen Übereinkommen und Gemeinschaftsrichtlinien
zwar nur wenig Spielraum, die Erledigung von Aufgaben
durch Private wahrnehmen zu lassen. Doch schöpft der
Entwurf diesen Spielraum aus, um die Heranziehung des
an der Küste und speziell in der Nähe der deutschen
Schifffahrtsreviere vorhandenen seefahrtbezogenen Sach-
verstandes Privater über das bisherige Maß hinaus zu
aktivieren. Auch bringt er deutlich zum Ausdruck, dass
die Verantwortungsteilung im Verhältnis von Bund und
Ländern gewahrt wird.

a) Bei der Umsetzung der Verpflichtungen zur interna-
tionalen Zusammenarbeit im Bereich der Seeunfallun-
tersuchung ist es nach den elementaren Erfordernissen
der Sicherheit und des Umweltschutzes unumgäng-
lich, die Aufgabe als Kernbereich in alleiniger staatli-
cher Verantwortung wahrzunehmen. Dabei ist jedoch
den Vorgaben des Schiffssicherheitsgesetzes Rech-
nung zu tragen, wonach die Verantwortung für den
sicheren Betrieb eines Schiffes einschließlich der
Sicherheitsorganisation, der baulichen Beschaffen-
heit und Ausrüstung sowie des Verhaltens im Schiffs-
betrieb in erster Linie bei dem Schiffseigentümer und
den von ihm eingesetzten Personen liegt. Hierzu ge-
hören auch bestimmte Aufgaben zur Analyse und
Auswertung von Schiffsunfällen im eigenen Betrieb.
Der Entwurf stellt erstmals die hiermit zusammen-
hängenden Aufgaben der Selbstregulierung in einen

Zusammenhang mit der Seesicherheits-Untersuchung
insgesamt (Artikel 2 Abschnitt 2).

b) In den seeamtlichen Verfahren hat sich bewährt, dass
Personen mit besonderer einschlägiger Erfahrung
und Sachkunde aus dem gesamten Küstenbereich
ehrenamtlich als Beisitzer der Seeämter und des Bun-
desoberseeamts hinzugezogen wurden. Diese Öff-
nung der Aufgabenwahrnehmung für ehrenamtliche
Tätigkeiten wird im Entwurf nicht nur (beim seeamt-
lichen Verfahren) beibehalten, sondern (hinsichtlich
der neuen Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung)
noch weiter ausgebaut. So wird erstmals die Mög-
lichkeit geschaffen, dass sich die untersuchende
Stelle, die unfallnah arbeiten wird, in geeigneter
Weise privater Personen als Beauftragte für Unfall-
untersuchung und insofern als Hilfsorgane bedient.
Auch wird ausdrücklich vorgesehen, dass die Unter-
suchungsführer der Bundesstelle Sachverständige
und sonstige Helfer als Verwaltungshelfer hinzuzie-
hen können. Bei der Teilnahme an Untersuchungen
eines ausländischen Staates gibt die Bundesstelle
dem betroffenen Reeder Gelegenheit, eine oder meh-
rere Personen als hinzuzuziehende Berater zu benen-
nen. Bei der Hinzuziehung Externer wird die Bun-
desstelle darauf achten, dass unter dem Gesichtspunkt
der Interessenwahrnehmung keine Ungleichgewichte
entstehen.

c) Das Gesetz wird zugleich zum Anlass genommen,

– die Regulierung der Magnetkompasse aus dem
Katalog der Bundesaufgaben nach § 1 Nr. 4 des
Seeaufgabengesetzes herauszunehmen, weil sie
von amtlich anerkannten privaten Regulierern
durchgeführt werden kann (Artikel 1 Nr. 1 und 4
des Entwurfs) und

– durch Verordnungsermächtigung an das Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungs-
wesen die Übertragung der zur Bordausbildung
der Schiffsmechaniker und Schiffsoffiziersassis-
tenten wichtigen Aufgabe der Anerkennung der
Ausbildungsschiffe auf die Berufsbildungsstelle
Seeschifffahrt e. V. in Bremen zu ermöglichen
(Artikel 1 Nr. 5 des Entwurfs).

d) Die Aufgaben- und Verantwortungsteilung als bun-
desstaatliches Prinzip kommt im Bereich der See-
schifffahrt vor allem bei der Qualifikation der See-
leute in der rechtlich je gesonderten Zuweisung der
Gewährleistung der Sicherheit der Seefahrt (Bund)
und der Ausbildungsgewährleistung (Länder) zum
Ausdruck. Der Entwurf hält sich an diese Aufteilung
und begnügt sich hier damit, die Kriterien für die –
allein dem Bund nach § 2 Abs. 2 Satz 1 SeeAufgG
obliegende – Bestimmung der Sicherheitsanforde-
rungen der Bewerber um Bordstellen festzulegen
(Artikel 1 Nr. 2 des Entwurfs). Hinsichtlich der Un-
tersuchung schaden- oder gefahrverursachender Vor-
kommnisse, an denen Schiffe im Dienste der Länder
beteiligt sind, wird deren Verwaltungsbelangen
Rechnung getragen (Artikel 2 § 1 Abs. 5).

3. Der vorliegende Entwurf wird auch zum Anlass genom-
men, bestehendes Gesetzesrecht im Interesse der Bürger-
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orientierung und der Rechts- bzw. Verwaltungsvereinfa-
chung zu ändern:

– Die gesetzliche Verpflichtung der Seeämter in § 3
Abs. 2 des Seeunfalluntersuchungsgesetzes, „stets zu
prüfen, ob das Handeln eines Beteiligten fehlerhaft
war“, und die maßgebliche Ausrichtung des Verfah-
rens und des abschließenden Ergebnisses (Spruchs)
auf eine solche Feststellung durch die §§ 17 und 18
SeeUG haben zu einer großen Anzahl strafprozess-
ähnlicher Untersuchungen und Feststellungen
geführt, denen häufig nicht ein ausreichendes öffent-
liches Interesse an der Aufdeckung von Lernpoten-
zialen für künftige Unfallvermeidung, sondern ein blo-
ßer für die Seesicherheit entbehrlicher Normvollzug
zugrunde lag. Solche amtlichen Verfahren der Fehler-
anlastung ohne Anhaltspunkte für einen Befähi-
gungsentzug oder ein Bußgeld bzw. eine Bestrafung
entsprechen nicht dem Leitbild des bürgerorientierten
Staates, werden bei keinem anderen Verkehrsträger
für erforderlich gehalten und sollen in Zukunft auch
für den Seeverkehr von den Seeämtern nicht mehr
durchgeführt werden. Seeamtsverfahren über einen
Berechtigungsentzug sollen nur noch stattfinden,
wenn die Verwaltung in einem Vorverfahren einen
entsprechenden hinreichenden Verdacht festgestellt
hat. Die als „Verpflichtung zur Selbstanzeige“ kriti-
sierte Bestimmung des § 11 Abs. 1 SeeUG wird aus
dem Zusammenhang des Normvollzugs entfernt und
in § 6a der Verordnung über die Sicherung der See-
fahrt durch eine sicherheitsbezogene, dem internatio-
nalen Standard entsprechende Meldepflicht ersetzt.
Betroffene erhalten erstmals die Option, das öffent-
liche Seeamtsverfahren durch Verzicht auf die betref-
fende Berechtigung abzuwenden. Nicht mehr der
unbefristete Entzug, sondern die befristete Beschrän-
kung der Ausübung bis zu 30 Monaten Dauer ist
nach dem Entwurf bei Vollzugsmaßnahmen der
rechtliche Regelfall. Ferner wird dem Beteiligten aus
Rechtsschutzgründen eine Optionsmöglichkeit hin-
sichtlich der Durchführung einer öffentlichen mündli-
chen Verhandlung eingeräumt. Der rechtsverkürzende
Ausschluss der Berufung gegen erstinstanzliche Ur-
teile in Seeamtsverfahren (§ 23 Abs. 2 SeeUG) wird
beseitigt. Eine Mitteilung an das Bundeszentralregis-
ter über Maßnahmen der Seeämter gegen Beteiligte
(§ 16 GO SeeÄ) findet künftig nicht mehr statt.

– Im Hinblick auf eine vorangegangene Verordnung
des Gemeinschaftsrechts über die Seekabotage sollen
das Gesetz über die Küstenschifffahrt und die Ver-
ordnung über den Betrieb von Küstenschifffahrt
durch norwegische Seeschiffe durch eine bloße
Ermächtigung an den Verordnunggeber abgelöst wer-
den (Artikel 1 Nr. 7 Buchstabe b und Artikel 9 Abs. 2
und 3 des Entwurfs).

– Auch in sonstigen Punkten wird eine Verwaltungs-
vereinfachung bzw. rechtliche Bereinigung vorge-
nommen (Artikel 1 Nr. 4, 5, 7 Buchstabe a, 10 und 11
des Entwurfs).

4. Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das Ge-
setz ergibt sich aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 21 in Verbin-
dung mit Artikel 72 Abs. 2 GG sowie aus Artikel 74

Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit Artikel 72 Abs. 2 GG
(Ordnungswidrigkeit). Eine bundesgesetzliche Regelung
ist im gesamtstaatlichen Interesse zur Aufrechterhaltung
der Rechts- und Wirtschaftseinheit erforderlich, da die
Seeschifffahrt den gesamten Küstenbereich betrifft und
nicht auf einzelne Bundesländer begrenzt ist. Das vorlie-
gende Gesetz enthält wichtige Rahmenbedingungen für
eine funktionierende Seeschifffahrt (zum Beispiel Re-
gelungen zum Berufsbild der Seeleute und zu Haftungs-
fragen – Artikel 1 – sowie zur Seeunfalluntersuchung –
Artikel 2 –), deren Auswirkungen die Grenzen eines
Bundeslandes und zumeist auch die Grenzen eines EG-
Mitgliedstaats überschreiten und damit nicht primär von
regionalen oder örtlichen Besonderheiten geprägt sind.
Die Regelung einer Ordnungswidrigkeit steht hiermit im
untrennbaren Zusammenhang und dient daher ebenfalls
der Wahrung der bestehenden Rechtseinheit.

An die bestehende Rechtseinheit knüpft auch die grund-
sätzlich bundeseigene Verwaltung im Bereich der See-
schifffahrt in Artikel 89 Abs. 2 GG an.

5. Durch das Gesetz und seinen Vollzug werden die Voraus-
setzungen dafür geschaffen, dass zum Teil neue der Bun-
desrepublik Deutschland obliegende Aufgaben im Rah-
men der deutschen Rechtsordnung erfüllt werden können.
Im Bereich der Seeunfalluntersuchung (Artikel 2 bis 4) ist
dies mit zusätzlichem Aufwand für den Bundeshaushalt
verbunden. Neu sind hier die Aufgaben

– der aktiven internationalen Zusammenarbeit (ein-
schließlich Beteiligung an ausländischen Untersu-
chungen),

– der sofortigen vollzugsfreien Ermittlung seitens der
Untersuchungsbehörde am Unfallort (einschließlich
der sofortigen Befragung von Personen und der Si-
cherung von Nachweismitteln),

– der Fehleranalyse und -auswertung komplexer integ-
rierter Sicherheitssysteme an Bord,

– der Ermittlungen im Managementbereich sowie

– der nach vorgegebenen Kriterien abzufassenden und
international abzustimmenden verantwortlichen Be-
richte.

Sie können von der vorgesehenen neuen Bundesstelle
nur erfüllt werden, wenn wie bei der Bundesstelle für
Flugunfalluntersuchung eine A 16-Stelle für einen ver-
antwortlichen Leiter der Bundesstelle für Seeunfallun-
tersuchung geschaffen wird und im Übrigen die Zahl der
Untersuchungsführer durch eine zusätzliche A 14-Stelle
wieder auf den entsprechenden Personalbestand ange-
hoben wird, der bis 1999 bei den Seeämtern vorhanden
war. Der Mehrbedarf wird durch den Wegfall von vier
Stellen (3 VI b, 1 VII BAT) im Bundeshaushalt 2001
ausgeglichen. Von den weiter erforderlichen 10 Planstel-
len/Stellen sind bereits 3 Stellen dem Kapitel 1208 zuge-
ordnet. 7 Stellen werden durch Umsetzungen innerhalb
des Einzelplans 12 in das Kapitel 1208 abgedeckt. Per-
sonalmehrausgaben entstehen nicht. Durch die genann-
ten neuen Aufgaben entsteht jedoch Mehrbedarf an
Sachmitteln in Höhe von 350 000,– DM/Jahr, der inner-
halb der Haushaltsansätze und der Ansätze des geltenden
Finanzplanes des Einzelplans 12 ausgeglichen wird.
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6. Bei den Wirtschaftsunternehmen, insbesondere auch bei
mittelständischen Unternehmen, entstehen durch die
Ausführung dieses Gesetzes keine Kosten. Auswirkun-
gen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere
auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
Das ergibt sich aus den oben dargelegten Zielen des Ge-
setzentwurfs, insbesondere daraus, dass durch dieses Ge-
setz im Prinzip keine neuen Anforderungen eingeführt,
sondern bestehende umgesetzt werden.

7. Das Gesetz greift nicht in die genannten EG-Richtlinien
ein und ist mit dem Recht der Europäischen Union ver-
einbar. Die Verpflichtungen des Gemeinschafts- wie
auch des Völkerrechts lassen es jedoch nicht zu, das Ge-
setz von vorneherein zu befristen.

II. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Änderung des Seeaufgabengesetzes)
Zu Nummer 1 (§ 1)
Die Regulierung von Magnetkompassen kann verantwort-
lich von amtlich anerkannten privaten Regulierern durchge-
führt und aus der Aufzählung der Bundesaufgaben auf dem
Gebiet der Schiffstechnik in § 1 Nr. 4 SeeAufgG herausge-
nommen werden. Die Pflichten hinsichtlich der Erst- und
Wiederholungsregulierung der Kompasse werden durch
Rechtsverordnung bestimmt.

Zu Nummer 2 (§ 2)

Zu Buchstabe a
Der Begriff der „Bordausbildung“ in § 2 Abs. 1 war ur-
sprünglich nur auf die bordseitige Berufsausbildung zum
Schiffsmechaniker/zur Schiffsmechanikerin bezogen. Heute
werden ferner in Ausbildungsgängen in der ausschließli-
chen Zuständigkeit der Küstenländer z. B. Schiffsoffiziers-
praktikanten an Bord ausgebildet. Die Neuformulierung
stellt klar, dass die Bundesaufgabe nach § 1 Abs. 1 Satz 2
nur die Ausbildungen durch andere Einrichtungen als die
der Länder, also speziell die von der Berufsbildungsstelle
Seeschifffahrt e. V. in Bremen überwachten Ausbildungen
an Bord betrifft.

Zu Buchstabe b
Nach § 2 Abs. 2 Satz 1 SeeAufgG ist die „Überprüfung der
Bewerber um Bordstellen als Kapitän oder Besatzungsmit-
glied … Aufgabe des Bundes“. Es handelt sich um die in
Artikel 94 Abs. 3 und 4 Buchstaben b und c SRÜ genannte
Pflicht der Flaggenstaaten, auf den Schiffen unter ihrer
Flagge dafür zu sorgen, dass im Interesse der Schiffssicher-
heit nur geeignete (männliche oder weibliche) Bewerber ein
Befähigungszeugnis als Kapitän oder Schiffsoffizier erhal-
ten und damit für die internationale Ausübung ihres Berufs
auf See zugelassen werden. Die Vorschrift steht im Zusam-
menhang mit § 1 Nr. 6 SeeAufgG, wonach dem Bund für
die Schiffe unter der Bundesflagge die Festsetzung und
Überwachung der Eignung und Befähigung des Kapitäns
und der Besatzungsmitglieder obliegt. Durch die umfas-
sende Fortentwicklung der internationalen Vorschriften hat
sich in den letzten Jahren ein Paradigmawechsel vollzogen,
der grundlegende Ergänzungen des § 2 SeeAufgG erforder-

lich macht. Nach dem STCW-Übereinkommen von 1978
mit seiner ursprünglichen Anlage, wie sie bis Januar 1997 in
Kraft war, genügte es für die Erteilung von Befähigungs-
zeugnissen an Kapitäne und Schiffsoffiziere im Wesentli-
chen, wenn die Verwaltung neben der Seediensttauglichkeit
in relativ allgemeiner Weise bestätigen konnte, dass nach ih-
rer Auffassung hinsichtlich der Ausbildung, Befähigungen
und Prüfungen die kaum näher spezifizierten Nachweis-
und Bewertungskriterien der ursprünglichen Anlage zu dem
Übereinkommen erfüllt waren. Vor diesem Hintergrund hat
der Bundesgesetzgeber in § 2 Abs. 2 Satz 2 SeeAufgG die
Möglichkeit eingeräumt, dass der Bund durch Verwaltungs-
übereinkommen mit den Ländern darauf verzichten kann,
die Bewerber um Bordstellungen selbst zu überprüfen,
wenn lediglich durch eine Abschlussprüfung an einer staat-
lichen Schule die notwendigen Kenntnisse festgestellt wor-
den sind. Demzufolge hat der Bund vor 1995 mit allen Küs-
tenländern Verwaltungsvereinbarungen abgeschlossen, auf
deren Grundlage die Abschlussprüfungen an den Ausbil-
dungsstätten der Länder pauschal als für die Über-
prüfungszwecke des Bundes ausreichend anerkannt wurden.
Es hat sich jedoch anhand einer Vielzahl konkreter Vorfälle
und Seeunfälle in aller Welt zunehmend herausgestellt, dass
die Sicherheit in der internationalen Seefahrt nur noch ge-
währleistet werden kann, wenn den Flaggenstaaten völker-
rechtlich verbindlich ein möglichst präzises, fachlich bis ins
Detail festgelegtes Mindestprofil der Seeleute-Ausbildung
sowie die kontinuierliche Gewährleistung der Qualität der
hierzu erforderlichen Einrichtungen und Ausbilder ein-
schließlich laufender Überwachungen über ein Qualitätssi-
cherungssystem und regelmäßiger externer Qualitätsbeur-
teilungen vorgeschrieben wird. In diesem Sinne wurde 1995
eine revidierte Anlage zum STCW-Übereinkommen ge-
schaffen und ab Februar 1997 mit Zustimmung des Bundes-
rates innerstaatlich in Kraft gesetzt, deren präzise Einhal-
tung durch scharfe Kontrollbefugnisse der gesamten
maritimen Staatenwelt bis hin zur Zurückweisung ausländi-
scher Kapitäne und Besatzungen und entsprechender Fest-
haltungen fremdflaggiger Schiffe erzwungen wird. Bei die-
sen neuen Gegebenheiten besteht fortan keine Möglichkeit
mehr, dass der Bund auf der Grundlage einer pauschalen ex-
ante-Anerkennung der Abschlusszeugnisse an Ausbildungs-
stätten der Länder nach § 2 Abs. 2 Satz 2 SeeAufgG auf die
eigene Überprüfung der Bordbewerber verzichtet – wie es
die Küstenländer ihm nahe legen – und dies in einer Verwal-
tungsvereinbarung festlegt. Eine solche generelle Vorab-
Vereinbarung könnte nur eine vorgezogene Absichtserklä-
rung zu künftigem STCW-konformen Verhalten zum Aus-
druck bringen, wäre aber ohne Aussagewert für die nach
dem internationalen Recht erforderliche Bestätigung, dass
dieser Absicht auch entsprochen wurde und dass die STCW-
Anforderungen kontinuierlich bei dem jeweiligen Bewerber
hinsichtlich der gerade ihn betreffenden Ausbildung, Aus-
bilder, Prüfung und Qualitätsüberwachung tatsächlich er-
füllt sind. Auch Verwaltungsvereinbarungen über eine An-
erkennung für jeden einzelnen Ausbildungsgang kommen
nicht in Betracht, weil sie mindestens jährlich neu abge-
schlossen werden müssten, um das aufgezeigte Aktualitäts-
erfordernis zu erfüllen. Letztlich ist es dem Bund aus ver-
fassungsrechtlichen Gründen verwehrt, unter den neuen
Gegebenheiten überhaupt noch Verwaltungsvereinbarun-
gen mit den Ländern in Bezug auf Ausbildungsgänge im
STCW-Bereich ins Auge zu fassen. Denn in dem Maße, wie
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solche Vereinbarungen – sollen sie einen Zweck erfüllen –
eine jeweilige Evaluation seitens des Bundes hinsichtlich
der Erfüllung der STCW-Anforderungen durch die Küsten-
länder zum Inhalt hätten, würde sich hier der Bund in die
Beurteilung der Qualität der Ausbildungsstätten der Länder
einmischen und damit die ihm durch die Länderhoheit ge-
setzten Grenzen unzulässig überschreiten.

Um in dieser Situation gleichwohl die Beschäftigung der
deutschen Seeleute und die Sicherheit der Schiffe in der in-
ternationalen Fahrt durch den Flaggenstaat Bundesrepublik
Deutschland in der geforderten Weise generell zu gewähr-
leisten, kann auf die rechtlichen Gegebenheiten zurückge-
griffen werden, die bereits außerhalb des Gesetzentwurfs
auf Grund der Richtlinie 98/35/EG des Rates vom 25. Mai
1998 (ABl. EG Nr. L 172 S. 1) in Verbindung mit der Richt-
linie 94/58/EG des Rates über Mindestanforderungen für
die Ausbildung von Seeleuten (ABl. EG Nr. L 319 S. 28)
vorhanden sind. Die Verpflichtung nach Artikel 2 Abs. 1 in
Verbindung mit (u. a.) Artikel 5 und 7 der geänderten Richt-
linie 94/58/EG, für Seeleute im STCW-Rahmen eine Min-
destausbildung sicherzustellen, „die die Anforderungen des
STCW-Übereinkommens, so wie sie in Anhang I dieser
Richtlinie wiedergegeben sind, erfüllt“, wird von den Küs-
tenländern in eigener Zuständigkeit erfüllt. Den Absolven-
ten der Ausbildungsstätten der Länder wird also von den
Ländern nach erfolgreichem Abschluss in einer von diesen
bestimmten Form bescheinigt, dass hinsichtlich der Ausbil-
dung und Bewertung die Anforderungen des STCW-Über-
einkommens und insbesondere der Regeln I/6, I/8 und I/12
der Anlage zu diesem Übereinkommen eingehalten worden
sind. Damit kann der Bundesgesetzgeber hinsichtlich der
dem Bund obliegenden Überprüfung der Bewerber nach § 2
Abs. 2 Satz 1 SeeAufgG auf einen einfachen Sachverhalt,
nämlich die entsprechenden den Absolventen/Bewerbern
ohnehin ausgestellten Bescheinigungen der Länderbehör-
den, Bezug nehmen, um das Bundesrecht auf die seit 1997
bestehenden neuen internationalen Gegebenheiten in einer
dem Gesetzesvorbehalt des Artikels 12 Abs. 1 GG (Berufs-
freiheit) genügenden Weise umzustellen.

In dem neuen Absatz 3 wird spezifiziert, dass die Überprü-
fung des Bundes im Sinne von § 2 Abs. 2 Satz 1 SeeAufgG
im Rahmen bestimmter für die beruflichen Zulassungen re-
levanter Akte stattfindet (Erteilung oder Gültigkeitsverlänge-
rung von Befähigungszeugnissen, STCW-Anerkennung gül-
tiger ausländischer Befähigungszeugnisse – auf die bei
Nachweisen der anderen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft
u. U. ein Rechtsanspruch besteht [vgl. die Verordnung zur
Umsetzung von Richtlinien der Europäischen Gemeinschaf-
ten, die die beruflichen Befähigungsnachweise von Seeleuten
betreffen, vom 28. April 1998, BGBl. I S. 872] – sowie Fest-
stellungen hinsichtlich erforderlicher schiffsdienstbezogener
Lehrgänge oder Tests). Die Option des § 2 Abs. 2 Satz 2 See-
AufgG in Bezug auf herkömmliche (Nicht-STCW-)Berufs-
bilder bleibt dabei unberührt. Die ausdrückliche Erwähnung
der Gültigkeit der ausländischen Zeugnisse bei der Anerken-
nung soll den Anwender daran erinnern, dass auf die Mög-
lichkeit von Fälschungen geachtet werden muss.

Die neuen Vorschriften der Absätze 4 und 5, die auf
Absatz 3 und damit indirekt auch auf die Zuweisung der
Bundesaufgabe in Absatz 2 Satz 1 Bezug nehmen, richten
sich, soweit es um das Verhalten der Behörden geht, aus-

schließlich an Behörden der Bundesverwaltung. Sie be-
schränken sich auf internationale Sachverhalte, für die inter-
national verbindliche Normen in Kraft getreten sind
(STCW-Übereinkommen, EG-Richtlinien 94/58/EG, 98/35/
EG, 92/29/EWG des Rates). Absatz 4 bezieht sich nur auf
Befähigungszeugnisse, soweit diese außerhalb der Anwen-
dung der Übergangsregelung I/15 der Anlage zum STCW-
Übereinkommen sind und der maßgebliche Verwaltungs-
vorgang im Sinne des neuen Absatzes 3 nach dem in Regel
I/15 genannten Stichdatum 1. Februar 2002 liegt. Für Ver-
waltungsakte vor diesem Datum haben die Küstenländer
dem Bund mitgeteilt, sie wollten von der Übergangsrege-
lung I/15 in dem Sinne Gebrauch machen, dass sie bis zu
dem Stichdatum für die Befähigungszeugnisse nach dem
STCW-Übereinkommen in der Fassung der Anlage von
1978 Voraussetzungen schaffen, die vom Bund nach dem
STCW-Übereinkommen in der Fassung von 1995 über des-
sen Regeln I/11 und I/15 der Anlage als ausreichend angese-
hen werden. Die Praxis des Bundes unterliegt im STCW-
Bereich einer intensiven Kontrolle durch

– die Internationale Seeschifffahrts-Organisation (IMO)
nach Regel I/7 der Anlage zum STCW-Übereinkommen,

– die EG-Kommission nach Artikel 5c Abs. 3 der Richt-
linie 94/58/EG in der Fassung der Änderungsrichtlinie
98/35/EG,

– die fremdgestützten Selbstkontrollen der patentausstel-
lenden Behörde seitens anerkannter unabhängiger Beur-
teilungsstellen im Rahmen der nach dem STCW-Über-
einkommen erforderlichen Qualitätssicherung,

– ausländische Flaggenstaaten, auf deren Schiffen Inhaber
deutscher Patente eingesetzt sind oder werden,

– Hafenstaaten in aller Welt, die darauf bedacht sind, dass
die Schiffe unter ausländischen Flaggen nicht durch un-
ternormige Besatzungen Gefahren in den Hoheitsgewäs-
sern vor ihren Küsten und Häfen herbeiführen, sowie

– die Selektion des weltweiten Arbeitsmarkts, wo Patent-
inhaber nur dann vertragliche Chancen zur internationa-
len Seefahrt erhalten, wenn sie und ihr Land den Anfor-
derungen des STCW-Übereinkommens nachweisbar
genügen.

Es liegt daher im Interesse sowohl der einzelnen Betroffe-
nen wie generell der – im Rahmen einer Berufsregelung im
Sinne von Artikel 12 Abs. 1 GG besonders wichtigen –
Rechtsklarheit und -bestimmtheit, dass der Gesetzgeber in
§ 2 SeeAufgG ausdrücklich die fachlichen Voraussetzungen
ausweist, von deren Erfüllung die Zulassung der Bewerber
durch den Bund zur internationalen Seefahrt im Sachbereich
des STCW-Übereinkommens abhängt. Eine solche ab-
schließende Liste der Anforderungen des Bundes ist im gel-
tenden deutschen Recht bisher nicht vorhanden.

Die Aufzählung der hinsichtlich Ausbildung und Befähi-
gung – einschließlich Befähigungsbewertung – einzuhalten-
den Vorschriften in Absatz 4 nimmt zur Verdeutlichung
durch Zitat auf die jeweiligen STCW-Regeln Bezug. Soweit
auf die Vollzugsordnung für den Funkdienst verwiesen
wird, entspricht dies der Regel IV/2.1 der Anlage zum
STCW-Übereinkommen, wonach die Funkzeugnisse „in
Übereinstimmung mit der Vollzugsordnung für den Funk-
dienst“ erteilt oder anerkannt werden. Von besonderer Be-
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deutung ist aus internationaler Sicht der Nachweis der
fremdgestützten Selbstkontrolle durch Qualitätssicherung
nach Regel I/8 Abs. 2 der STCW-Anlage (Nummer 8), die
zu den elementaren Neuerungen des STCW-Rechts gehört.
Danach hat jede Vertragspartei sicherzustellen, dass ent-
sprechend Abschnitt A-I/8 des STCW-Codes regelmäßig
eine Beurteilung durch befähigte Personen erfolgt, die mit
der jeweiligen Tätigkeit selbst nicht befasst sind. Die
STCW-konforme Wirksamkeit dieser Qualitätssicherung
steht und fällt mit den Personen, die hierfür die Beurteilung
vornehmen. Das STCW-Recht fordert vor allem zwei Merk-
male: Sie müssen hinsichtlich ihrer Beurteilungstätigkeit
unabhängig („independent“) und befähigt („qualified“) sein.
Wenn in Abschnitt B-I/8 des STCW-Codes im Falle einer
Schulungs- oder Ausbildungseinrichtung die Heranziehung
eines anerkannten Genehmigungs- oder Qualitätsnormen-
gremiums oder einer staatlichen Stelle empfohlen wird, so
sind jeweils zusätzlich die Erfordernisse der Unabhängig-
keit und Befähigung zu beachten. Dies gilt gleichermaßen
für patentausstellende Behörden. Damit hier keine begrün-
deten Beanstandungen gegen die deutsche Praxis vorge-
bracht werden können, legen die Küstenländer in Absprache
mit dem Bund von sich aus Wert darauf, dass als externe
Beurteiler nur bewährte Institutionen aus dem maritimen
Bereich in Betracht gezogen werden, die laufend über die in
der IMO beratenen inhaltlichen Sachverhalte zur Auslegung
und Fortentwicklung des STCW-Übereinkommens unter-
richtet sein und über hinreichende Erfahrungen im Bereich
der Qualitätssicherung gerade in der internationalen See-
schifffahrt verfügen müssen.

Absatz 5 bezieht sich auf den Nachweis bestimmter Lehr-
gänge und betrifft in Nummer 1 weitere Fälle, in denen der
Bund sich nicht in der Lage sieht, eigenständig die Einhal-
tung von Ausbildungsanforderungen zu evaluieren, über die
nur das zuständige Bundesland befinden kann. Es handelt
sich um Lehrgänge zur Auffrischung der bei der medizini-
schen Versorgung erforderlichen Kenntnisse nach Artikel 5
der Richtlinie 92/29/EWG des Rates vom 31. März 1992
(ABl. EG Nr. L 113 S. 19) in der jeweils geltenden Fassung.
Die öffentliche Vermittlung von Fachwissen über medizini-
sche Vorsorgemaßnahmen ist grundsätzlich allein Sache der
Bundesländer. Diese erfüllen somit in eigener Zuständigkeit
die Verpflichtung der Bundesrepublik Deutschland nach Ar-
tikel 5 Nr. 3 der Richtlinie 92/29/EWG, dafür zu sorgen,
dass die medizinische „Ausbildung nach den in Anhang V
genannten allgemeinen Leitlinien … aufgefrischt wird“ und
die betroffenen Personen dies durch eine Bescheinigung
nachweisen können. Der Bund muss sich insofern damit be-
gnügen, dass der Bewerber um eine Bordstelle als Kapitän
oder als benannter Arbeitnehmer im Sinne der EG-Richtli-
nie die von der – aus Landessicht – zuständigen Stelle aus-
gestellte Bescheinigung über die Teilnahme an dem Lehr-
gang und die Einhaltung der Anforderungen der Richtlinie
beibringt. Im Interesse aller Beteiligten veröffentlicht die
See-Berufsgenossenschaft als Schiffssicherheitsbehörde
künftig im Rahmen des § 2 Abs. 3 der Krankenfürsorge-
Verordnung vom 25. April 1972 (BGBl. I S. 734), zuletzt
geändert durch die Zweite Änderungsverordnung vom
22. April 1996 (BGBl. I S. 631), im Verkehrsblatt in regel-
mäßigen Abständen eine Liste der im anstehenden Zeitraum
anerkannten Lehrgänge, nachdem die Küstenländer ihr
diese Lehrgänge auf Grund ihrer ausschließlichen Zustän-

digkeit für die medizinische Ausbildung benannt haben. –
Absatz 5 Nr. 2 bezieht sich auf die Anforderung von Lehr-
gängen zum Nachweis fortdauernder beruflicher Befähigun-
gen als Kapitän oder Schiffsoffizier nach Regel I/11 der An-
lage zum STCW-Übereinkommen.

Absatz 6 ermächtigt das Bundesministerium für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen zur Übertragung der Zuständig-
keit für die Aufgaben im Sinne des Absatzes 3 auf Behör-
den der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes.
Soweit allerdings Bedarf besteht, dass sich der Bund im
Wege der Organleihe geeigneter Behörden der Bundeslän-
der bedient, ist in Absatz 7 zur Regelung der Einzelheiten
der Abschluss von Verwaltungsvereinbarungen zwischen
den zuständigen Instanzen des Bundes und der Länder vor-
gesehen.

Zu Nummer 3 (§ 3e)

Nach § 14 des Schiffssicherheitsgesetzes erfolgt die Über-
prüfung von Schiffen unter ausländischer Flagge in den
deutschen Häfen unter anderem unter Einhaltung der Vor-
schriften, die zur Umsetzung der Richtlinie 95/21/EG des
Rates vom 19. Juni 1995 zur Durchsetzung internationaler
Normen für die Schiffssicherheit, die Verhütung von Ver-
schmutzung und die Lebens- und Arbeitsbedingungen an
Bord von Schiffen, die Gemeinschaftshäfen anlaufen und in
Hoheitsgewässern der Mitgliedstaaten fahren (Hafenstaat-
kontrolle) (ABl. EG Nr. L 157 S. 1), in ihrer jeweiligen Fas-
sung erlassen sind. Bei der Kontrolle nach dieser Richtlinie
geht es um eine Sicherstellung der Einhaltung bestimmter
internationaler Übereinkommen auf dem Gebiet der Schiffs-
sicherheit und des Umweltschutzes, die in Artikel 2 Nr. 1
der Richtlinie aufgezählt sind:

– das Internationale Freibord-Übereinkommen von 1966,

– das Internationale Übereinkommen von 1974 zum
Schutz des menschlichen Lebens auf See (SOLAS
1974),

– das Internationale Übereinkommen von 1973 zur Ver-
hütung von Meeresverschmutzung durch Schiffe und
das Protokoll von 1978 zu diesem Übereinkommen
(MARPOL 73/78),

– das Internationale Übereinkommen von 1978 über Nor-
men für die Ausbildung, die Erteilung von Befähigungs-
zeugnissen und den Wachdienst von Seeleuten (STCW-
Übereinkommen),

– das Übereinkommen von 1972 über die Internationalen
Regeln zur Verhütung von Zusammenstößen auf See
(COLREG),

– das Internationale Schiffsvermessungs-Übereinkommen
von 1969 und

– das Übereinkommen von 1976 über Mindestnormen auf
Handelsschiffen.

Nach der ständigen Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs sind Rechtsvorschriften in Gemeinschaftsricht-
linien, die die Begründung von Rechtspositionen der Ge-
meinschaftsbürger zum Ziel haben, so genau und klar in das
nationale Recht zu übernehmen, dass die betroffenen Norm-
adressaten über ihre Möglichkeiten, sich auf das Gemein-
schaftsrecht zu berufen, nicht im Ungewissen gelassen wer-
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den. Nach Artikel 9 Abs. 7 Satz 2 der Richtlinie 95/21/EG
haben die Mitgliedstaaten dafür zu sorgen, dass der Eigen-
tümer oder Betreiber eines Schiffes, das im Rahmen der
Hafenstaatkontrolle – die der See-Berufsgenossenschaft als
Schiffssicherheitsbehörde des Bundes obliegt – unangemes-
sen festgehalten oder aufgehalten wird, einen „Anspruch
auf Ersatz des erlittenen Verlustes oder Schadens“ hat. Es
handelt sich in erster Linie in Verbindung damit um ein
Festhalten auf Grund der Artikel 9 und – bei Fehlen der
ISM-Zeugnisse – 9a der Richtlinie 95/21/EG des Rates über
Hafenstaatkontrolle, die im Zusammenhang mit der Umset-
zungsvorschrift des § 11 Abs. 1 des Schiffssicherheitsgeset-
zes in den Abschnitt D von dessen Anlage unter den Num-
mern 8 und 8.1 einbezogen worden sind, ferner für das
STCW-Übereinkommen in Verbindung damit um ein Fest-
halten auch nach Artikel 11 der Verordnung 94/58/EG des
Rates über Mindestanforderungen für die Ausbildung von
Seeleuten (Abschnitt D Nr. 6 und 6.1 der Anlage zum
Schiffssicherheitsgesetz) sowie ein so genanntes Betriebs-
verbot nach Artikel 10 der Richtlinie 1999/35/EG des Rates
über Überprüfungen von Ro-Ro-Fahrgastschiffen und Fahr-
gast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen im Linienverkehr
(Abschnitt D Nr. 14 der Anlage zum Schiffssicherheitsge-
setz). Ein Ersatzanspruch ist bereits nach allgemeinem deut-
schen Staatshaftungsrecht gegeben. Für das MARPOL- und
das SOLAS-Übereinkommen wurden Ansprüche zusätzlich
dadurch im deutschen Recht begründet, dass in Artikel 1
des MARPOL-Gesetzes (BGBl. 1982 II S. 2) der Ersatzan-
spruch nach Artikel 7 Abs. 2 des MARPOL-Übereinkom-
mens sowie derjenige nach Kapitel I Regel 19 Buchstabe f
Satz 2 der Anlage des Protokolls vom 17. Februar 1978 zu
dem Internationalen Übereinkommen von 1974 zum Schutz
des menschlichen Lebens auf See (BGBl. 1980 II S. 525) in
Kraft gesetzt wurde. Artikel 1c des MARPOL-Gesetzes,
eingeführt durch das Änderungsgesetz vom 17. Juli 1997
(BGBl. I S. 1832), hat diese Regelungen an den Wortlaut
des Artikels 9 Abs. 7 der Richtlinie 95/21/EG durch die
Maßgabe angepasst, dass hier der Ausdruck „Schiff“ den
Eigentümer und den Betreiber des Schiffes einschließt. Die
ausdrückliche Anpassung des deutschen Rechts an Artikel 9
Abs. 7 soll durch Einfügung eines neuen § 3e in das Seeauf-
gabengesetz ergänzt werden. Die neue Bestimmung bezieht
sich auf die entsprechenden Ersatzansprüche im Freibord-
Übereinkommen von 1966, im Schiffsvermessungs-Über-
einkommen von 1969, im Mindestnormen-Übereinkom-
men von 1976 und im STCW-Übereinkommen von 1978.
Die Artikel 10 und 10a der Richtlinie 94/58/EG des Rates in
der Fassung der Richtlinie 98/35/EG sehen für das STCW-
Übereinkommen ausdrücklich eine spezifische Anwendung
der Richtlinie 95/21/EG über die Hafenstaatkontrolle auf
die STCW-Änderungen von 1997 vor. Soweit das in der
Richtlinie 95/21/EG erwähnte COLREG-Übereinkommen
betroffen ist, kann nicht auf einen darin geregelten
Haftungstatbestand verwiesen werden. Gleichwohl ist nicht
völlig ausgeschlossen, dass im Zusammenhang mit der
Anwendung dieses Übereinkommens unter Hinweis auf
Artikel 9 Abs. 7 der Richtlinie 95/21/EG ein Anspruch we-
gen unangemessenen Festhaltens oder Aufhaltens eines
Schiffes geltend gemacht werden könnte. Der Anspruch
richtet sich gegen die Behörde, die das unangemessene
Fest- oder Aufhalten durch eine Amtshandlung im Rahmen
der Bundesverkehrsverwaltung nach dem Seeaufgabenge-
setz veranlasst hat, in der Regel also nach § 12 der Schiffssi-

cherheitsverordnung die See-Berufsgenossenschaft als
Hafenstaatkontrollbehörde. Durch einen Hinweis auf § 14
Schiffssicherheitsgesetz wird klargestellt, dass es nicht ent-
scheidend darauf ankommt, ob der Flaggenstaat des betrof-
fenen Schiffes dem entsprechenden internationalen Über-
einkommen als Vertragspartei angehört.

Zu Nummer 4 (§ 5)

Nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SeeAufgG in der bisherigen
Fassung hat das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydro-
graphie die Bundesaufgaben nach § 1 Nr. 4 des Gesetzes
unter anderem wahrzunehmen, soweit es sich um Magnet-
kompasse und Ölhaftungsbescheinigungen handelt. Die
Aufhebung des Wortes „Magnetkompasse“ ist eine Folge-
änderung zu Nummer 1. Die bisherige Beschränkung der
Haftungsbescheinigungen auf Ölschäden ist zu eng. Zum
Beispiel sind nach dem in der IMO beschlossenen Interna-
tionalen Übereinkommen von 1996 über Haftung und Ent-
schädigung für Schäden bei der Beförderung schädlicher
und gefährlicher Stoffe auf See (so genanntes „HNS-Über-
einkommen“), dessen Ratifikation die Bundesregierung
vorbereitet, Haftungsbescheinigungen vorgeschrieben, die
sich auf den Transport anderer Gefahrgüter als Mineralöl
beziehen. Das Wort „Ölhaftungsbescheinigungen“ soll da-
her unter Beibehaltung des vorgegebenen spezifischen Rah-
mens des § 1 Nr. 4 SeeAufgG durch die allgemeinere Be-
zeichnung „Haftungsbescheinigungen“ ersetzt werden.

Zu Nummer 5 (§ 7)

Die Neuformulierung der Bundesaufgaben in § 2 Abs. 1
Satz 2 (Anerkennung der Ausbildungsschiffe, Überwa-
chung bestimmter Bordausbildungen) wird auch für § 7
Abs. 1 verwendet, damit Personen des privaten Rechts – es
handelt sich konkret um die Berufsbildungsstelle Seeschiff-
fahrt e. V. in Bremen – mit der Wahrnehmung dieser Aufga-
ben beauftragt werden können.

Zu Nummer 6 (§ 8)

Es handelt sich um eine präzisierende Änderung aus Anlass
der Änderung des Ordnungswidrigkeitstatbestandes in § 15
Abs. 1 (unten Nummer 10).

Zu Nummer 7 (§ 9)

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa
Hinsichtlich der Ermächtigung des Bundesministeriums für
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen zum Erlass von Rechts-
verordnungen über Anforderungen an die Besetzung be-
stimmter Schiffe in § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SeeAufgG sind
in der Vergangenheit wegen zahlreicher unterschiedlicher
Nutzungsarten Schwierigkeiten bei der Abgrenzung des Be-
griffs der „sonstigen Wasserfahrzeuge, die nicht Kauffahr-
teischiffe sind“, aufgetreten. Schiffe, die im Rahmen einer
gewerblichen Nutzung – z. B. bei Tauchschulen – nur in
marginalem Anteil Dienstleistungen der Seefahrt erbringen,
sind u. U. – je nach Nutzung – keine Kauffahrteischiffe. Um
hier zu der erforderlichen rechtlichen Lösung beizutragen,
soll im Gesetzestext einerseits zum Ausdruck gebracht wer-
den, dass das Seemannsgesetz einschließlich der auf seiner



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 29 – Drucksache 14/6455

Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen, insbesondere
der Schiffsbesetzungsverordnung, unberührt bleibt; anderer-
seits sollen mit dem Begriff „gewerblich genutzte Wasser-
fahrzeuge bis zu einer Rumpflänge von 24 Metern“ präziser
die Wasserfahrzeuge bezeichnet werden, auf die sich die auf
der Grundlage des Seeaufgabengesetzes bei Bedarf im Inte-
resse der Verkehrssicherheit aufzustellenden Besetzungs-
anforderungen beziehen. Außerdem wird im Text der Num-
mer 3 in Angleichung an die parallele Vorschrift in § 3
Abs. 6 des Binnenschifffahrtsaufgabengesetzes klargestellt,
dass sich die Ermächtigung auch auf die Voraussetzungen
und das Verfahren über die vorläufige Sicherstellung und
Einziehung der zum Befähigungsnachweis ausgestellten
Urkunden bezieht. Dies gilt allerdings nicht, soweit das See-
sicherheits-Untersuchungs-Gesetz (vgl. Artikel 2) Anwen-
dung findet, das in seinem Abschnitt 4 das seeamtliche
Verfahren zum Normvollzug gegenüber verantwortlichen
Personen an Bord regelt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Nummer 7 wird an das am 3. Februar 2000 erfolgte Inkraft-
treten des Protokolls von 1988 (BGBl. 1994 II S. 2458 so-
wie Anlagenband zum BGBl. II Nr. 44 vom 27. September
1994 S. 43) angepasst.

Zu Doppelbuchstabe cc

In § 9 Abs. 1 Satz 3 SeeAufgG geht es um die Festlegung
von Sicherheitsvoraussetzungen in Rechtsverordnungen
nach Satz 1 Nr. 4 für die Tätigkeit von Schiffsbesichtigern.
Der jetzige Wortlaut stammt aus einer Zeit vor Verabschie-
dung der hierfür speziellen Gemeinschafts-Richtlinie 94/57/
EG des Rates vom 22. November 1994 über gemeinsame
Vorschriften und Normen für Schiffsüberprüfungs- und -be-
sichtigungsorganisationen und die einschlägigen Maßnah-
men der Seebehörden (ABl. EG Nr. L 319 S. 20; 1995
Nr. L 48 S. 26), die 1998 durch Abschnitt D Nr. 7 der An-
lage zum Schiffssicherheitsgesetz in Verbindung mit den
§§ 5 und 11 SchSG und mit § 9 Abs. 2 der Schiffssicher-
heitsverordnung umgesetzt wurde. Er wird dieser Umset-
zung als Spezialvorschrift angepasst.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 9 Abs. 2
und 3, durch den das Gesetz über die Küstenschifffahrt in
der Fassung der Bekanntmachung vom 27. September 1994
(BGBl. I S. 2809, 3499) sowie die Verordnung über den Be-
trieb von Küstenschifffahrt durch norwegische Seeschiffe
vom 23. Juli 1997 (BGBl. I S. 1919) aufgehoben werden.
Die Rolle dieser Regelungen für die deutsche Küstenschiff-
fahrt ist durch die Verordnung (EWG) Nr. 3577/92 des Ra-
tes vom 7. Dezember 1992 zur Anwendung des Grundsatzes
des freien Dienstleistungsverkehrs auf den Seeverkehr in
den Mitgliedstaaten (Seekabotage) (ABl. EG Nr. L 364
S. 7) von Grund auf verändert worden. Dem deutschen Ge-
setzgeber ist nur noch ein relativ geringer gestalterischer
Spielraum verblieben. Dabei geht es zumeist um Transporte
zwischen deutschen Häfen mit Schiffen unter Flaggen von
außereuropäischen Staaten. Die für diesen Sachbereich er-
forderlichen Regelungen können künftig ohne Einbuße für
die Wahrnehmung deutscher Interessen entsprechend den
jeweiligen wirtschaftlichen Bedürfnissen auf der Ebene von

Rechtsverordnungen getroffen werden. Der Gesetzentwurf
sieht hierfür in einem neuen § 9 Abs. 4 SeeAufgG eine Er-
mächtigung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und
Wohnungswesen vor, zur Förderung der deutschen Handels-
flotte im allgemeinen deutschen Interesse im Sinne von § 1
Nr. 1 SeeAufgG durch Rechtsverordnung Maßnahmen zur
Abwehr von Nachteilen für die Freiheit der wirtschaftlichen
Betätigung der deutschen Schifffahrt zu treffen. Dies soll
auf dem Gebiet der Küstenschifffahrt insbesondere auch die
Möglichkeit umfassen, die Durchführung der von der Euro-
päischen Gemeinschaft noch nicht geregelten Kabotagever-
kehre von der Zustimmung einer Wasser- und Schifffahrts-
direktion des Bundes abhängig zu machen. – Die
Ermächtigung nach dem bisherigen Absatz 5a wird aus
Gründen der Systematik umgestellt und in einem neuen Ab-
satz 4a vorgesehen.

Zu Nummer 8 (§ 9e)
§ 9e SeeAufgG regelt die Erhebung, Verarbeitung und Nut-
zung personenbezogener Daten zur Erfüllung der öffentli-
chen Aufgaben nach dem Seeaufgabengesetz. Durch die
Richtlinie 1999/97/EG der Kommission vom 13. Dezember
1999 (ABl. EG Nr. L 331 S. 67) zur Änderung der Richtli-
nie 95/21/EG über Hafenstaatkontrolle ist dieser letzteren
Richtlinie ein neuer Anhang VIII angefügt worden, der die
Veröffentlichung von Informationen über das Festhalten
und die Überprüfung von Schiffen in Häfen von Mitglied-
staaten vorsieht. Die Aufzählung in § 9e Abs. 1 enthält zwar
nur Beispiele („insbesondere“), soll aber dieser Neurege-
lung angepasst und insofern präzisiert und ergänzt werden.
Insbesondere nennt der neue Anhang VIII der EG-Richtlinie
für die Veröffentlichung Angaben darüber, ob eine Klassifi-
kationsgesellschaft oder eine andere private Stelle, die die
Überprüfungen des Schiffes durchgeführt hat, „eine Verant-
wortung im Zusammenhang mit dem Mangel trägt, der
allein oder zusammen mit anderen Mängeln zu dem Festhal-
ten führte.“ Da in § 9e Abs. 1 Nr. 3 bisher in dieser Hinsicht
nur die Nennung des Namens einer hinsichtlich des Schiffes
tätig gewordenen Klassifikationsgesellschaft aufgeführt ist,
wird der Wortlaut um die Nennung der Umstände des Tätig-
werdens ergänzt.

Zu Nummer 9 (§ 9f)
Die Regelung steht in untrennbarem Zusammenhang mit
den Aufgaben des Bundes nach § 1 Nr. 6 und § 2 SeeAufgG
zur Festsetzung und Überwachung der Eignung und Befähi-
gung des Kapitäns und der Besatzungsmitglieder und zur
Erteilung der dem STCW-Übereinkommen entsprechenden
Befähigungszeugnisse (vgl. oben Nummer 2). Nach Re-
gel I/9 der neuen Anlage zum STCW-Übereinkommen ist
Deutschland verpflichtet, ein oder mehrere Verzeichnisse
„aller ausgestellten, abgelaufenen oder erneuerten, ausge-
setzten, widerrufenen oder als verloren oder vernichtet ge-
meldeten Befähigungszeugnisse oder Vermerke für Kapi-
täne oder Offiziere und gegebenenfalls für Schiffsleute und
der ausgestellten Ausnahmegenehmigungen zu führen“ und
„Auskünfte über den Status dieser Befähigungszeugnisse,
Vermerke und Ausnahmegenehmigungen anderen Vertrags-
parteien und Gesellschaften zur Verfügung zu stellen, die
um einen Echtheits- und Gültigkeitsnachweis für die ihnen
von Seeleuten vorgelegten Befähigungszeugnisse ersuchen,
die sich um Anerkennung ihrer Befähigungszeugnisse nach
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Regel I/10 oder eine Anstellung an Bord von Schiffen be-
mühen.“ Durch Einfügung eines neuen § 9f SeeAufgG sol-
len die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass das
Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie in Überein-
stimmung mit den Erfordernissen des Datenschutzes die
Aufgabe erfüllen kann, das nach dem STCW-Recht erfor-
derliche „Seeleute-Befähigungs-Verzeichnis“ (SBV) einzu-
richten und zu führen sowie in der vom STCW-Recht vorge-
sehenen Weise die erforderlichen Auskünfte zur Verfügung
zu stellen. Die Absätze 1 und 2 beschreiben Gegenstand und
Zweck der Aufgabe. In Absatz 3 sind die zur Aufgabener-
füllung notwendigen Daten aufgelistet, die in dem Befähi-
gungsverzeichnis zu speichern sind. Die Absätze 4 und 5
bezeichnen die dem STCW-Recht und der Richtlinie 95/46/
EG entsprechenden Voraussetzungen und Modalitäten für
die Übermittlung gespeicherter Daten an Unternehmen, Per-
sonen oder Behörden anderer Staaten. Absatz 6 betrifft die
Vollständigkeit und Richtigkeit des Seeleute-Befähigungs-
Verzeichnisses; die patentausstellenden Behörden des Bun-
des werden verpflichtet, umgehend die zu speichernden Da-
ten an das BSH zu übermitteln. Soweit die Patentausstel-
lung durch Behörden von Ländern durchgeführt wird, ist die
Übermittlung in den vom Bund mit diesen nach § 2 Abs. 7
abzuschließenden Verwaltungsvereinbarungen zu regeln.

Zu Nummer 10 (§ 15)
Die Ordnungswidrigkeitenvorschrift des § 15 SeeAufgG
knüpft in ihrer bisherigen Fassung an die Eigenschaften der
ordnungswidrig handelnden Personen als Eigentümer,
Führer eines Wasserfahrzeugs oder sonst für ein Wasser-
fahrzeug oder bestimmte Aufgaben seines Betriebes Verant-
wortlicher, im Sinne des Schiffssicherheitsgesetzes Verant-
wortlicher, Hersteller oder Besteller eines Schiffsbauwerkes
an. Die dynamische Entwicklung des Rechts der Schiffssi-
cherheit, wie sie insbesondere im Schiffssicherheitsgesetz
und in der Schiffssicherheitsverordnung von 1998 zum Aus-
druck kommt, lässt diese enge Kasuistik als überholt er-
scheinen. § 15 Abs. 1 alt erhält daher mit den Nummern 1
bis 3 eine den heutigen Erfordernissen entsprechende berei-
nigte Fassung. Dabei werden in Nummer 2 zugleich die
Rechtsverordnungen nach der neuen Vorschrift § 9 Abs. 4
einbezogen.

Zu Nummer 11 (§ 20)
Die Liste der in § 20 Abs. 1 Nr. 5 SeeAufgG genannten Ver-
waltungsvereinbarungen mit den Küstenländern wird ver-
vollständigt.

Zu Artikel 2 (Seesicherheits-Untersuchungs-
Gesetz – SUG)

Mit Artikel 2 kommt Deutschland vor allem seinen völker-
und gemeinschaftsrechtlichen Verpflichtungen nach und
entspricht einem dringlichen Nachholbedarf, indem es ein
Verfahren der Untersuchung schaden- oder gefahrverursa-
chender Vorkommnisse auf See nach dem internationalen
Untersuchungsstandard einführt. Durch Entschließung
A.900 (21) vom 16. November 1999 über die Ziele der IMO
für den Zeitabschnitt ab 2000 hat die IMO-Vollversamm-
lung dem IMO-Rat, dem Deutschland seit rund 4 Jahrzehn-
ten als gewähltes Mitglied angehört, u. a. die weitere Stär-
kung der Sicherheitskultur auf See („Maritime Safety

Culture“) und die Stärkung des maritimen Umweltbewusst-
seins aufgegeben. Es liegt im deutschen öffentlichen Inte-
resse, die internationalen Vorgaben in der deutschen mariti-
men Sicherheitsvorsorge, soweit noch nicht geschehen,
zügig umzusetzen.
1. Der Deutsche Bundestag hat immer wieder – in jüngster

Zeit z. B. mit seinem Beschluss vom 8. Februar 2001
(Drucksache 14/2684, 14/3294) zur Sicherung der deut-
schen Nord- und Ostseeküste vor Schiffsunfällen –
bekräftigt, dass die Vermeidung von Schiffsunfällen
eindeutige Priorität vor der Schadensbegrenzung und
-bekämpfung haben muss. Wichtigstes Instrument zur
Aufdeckung von Gefahren in der Seefahrt und zur Ver-
meidung künftiger Unfälle ist neben den präventiven
Kontrollen von Reedern, Klassifikationsgesellschaften
und Verwaltungen die gründliche sicherheitsbezogene
und international kompatible Untersuchung und Aus-
wertung schaden- oder gefahrverursachender Vorkomm-
nisse auf See.
a) In einer breiten Öffentlichkeit wurde unter diesem

Aspekt als unbefriedigend angesehen, dass die Unter-
suchung der vom 25. Oktober 1998 bis 10. Januar
1999 andauernden viel beachteten Havarie des Holz-
frachters „Pallas“ vor der nordfriesischen Küste im
Verkehrsbereich die Tätigkeit bzw. Zuständigkeit ei-
ner Vielzahl von Instanzen (6) in staatlichem Auftrag
betraf und gleichwohl Lücken aufwies:
– Nach dem Ausbruch des Brandes am 25. Oktober

1998 vor der dänischen Küste und während des
führerlosen Vertreibens des unter der Flagge der
Bahamas registrierten Schiffes in der deutschen
ausschließlichen Wirtschaftszone am 26. und
27. Oktober 1998 war das Bundesoberseeamt
(BOS) nach § 24a SeeUG für die Unfalluntersu-
chung zuständig. Dem BOS war es nach Personal-
ausstattung (Vorsitz: ein pensionierter qualifizier-
ter Jurist als Ehrenbeamter) und den verfügbaren
Sachmitteln objektiv unmöglich, in einer solchen
Situation vor Ort eigene Ermittlungen aufzuneh-
men, selbst als sich eine Gefahr für die deutsche
Küste abzeichnete. Die Wasserschutzpolizei hatte
außerhalb des deutschen Küstenmeers keine Ein-
griffszuständigkeiten.

– Nach dem Vertreiben der „Pallas“ in das deutsche
Küstenmeer war das Seeamt Kiel für die Untersu-
chung zuständig (§§ 1 ff. SeeUG). Seine mündli-
che Verhandlung war erst viele Monate nach dem
Unfall vorgesehen (August 1999). Die politisch
verantwortlichen Instanzen und die betroffene Öf-
fentlichkeit nehmen heute solche Wartezeiten
nicht mehr hin. Am 21. Dezember 1998 beschloss
der Landtag von Schleswig-Holstein die Einset-
zung eines eigenen Untersuchungsausschusses
zur Klärung der Havarieursachen der „Pallas“.

– Ferner beauftragte die Ministerpräsidentin des
Landes Schleswig-Holstein Herrn Professor
Dr. Clausen von der Katastrophenforschungsstelle
der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel aus
Anlass der „Pallas“-Havarie mit einer Schwach-
stellenanalyse, deren am 4. Mai 1999 vorgelegte
Empfehlungen unter anderem die Verbesserung
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der internationalen Zusammenarbeit bei Seeun-
falluntersuchungen nahe legten.

– Der Bundesminister für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen beschloss ebenfalls, schon vor Ab-
schluss des Seeamtsverfahrens eine besondere auf
die Sicherheitsziele orientierte Unfalluntersu-
chung durchführen zu lassen. Er berief am
10. Februar 1999 eine Unabhängige Experten-
kommission „Havarie Pallas“ mit dem Auftrag,
die Havarie der „Pallas“ gründlich auszuwerten
und insbesondere Vorschläge für die Sicherung
der deutschen Küsten vor den Folgen von Schiffs-
unfällen zu erarbeiten. Die Kommission empfahl
in ihrem am 16. Februar 2000 vorgelegten Bericht
u. a. (Nummer 24), dem Bundesgesetzgeber „un-
verzüglich den Entwurf eines Gesetzes zur An-
passung des Seeunfalluntersuchungsgesetzes vom
6. Dezember 1985 an den internationalen Stan-
dard nach dem Vorbild des Flugunfall-Untersu-
chungs-Gesetzes vorzulegen“.

– Das Fehlen des internationalen Standards beim
Seeamtsverfahren hatte im Fall der „Pallas“ ins-
besondere zur Folge, dass das Seeamt nach dem
SeeUG weder eine gemeinsame Untersuchung
mit Dänemark durchführen noch Feststellungen
über das Verhalten anderer – z. B. der dänischen
Behörden – im dänischen Bereich treffen konnte.
Das Defizit der internationalen Zusammenarbeit
konnte teilweise durch direkte Kontakte des deut-
schen und des dänischen Verkehrsressorts ausge-
glichen werden.

– Mit Spruch vom 21. August 1999 beendete das
Seeamt Kiel seine Untersuchung. Er enthält u. a.
die Feststellung, dass das dänische Sicherheits-
konzept nicht zum Untersuchungsgegenstand des
Seeamts gehörte. Dies erklärt sich aus dem rein
nationalen Charakter der Unfalluntersuchungstä-
tigkeit des Seeamts.

b) Das für die Organisation der Unfalluntersuchung im
Rahmen der Verkehrsverwaltung zuständige Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
hat im Anschluss an den Bericht der Expertenkom-
mission „Havarie Pallas“ im Juli 2000 entschieden,
im Interesse einer sachgerechten und wirtschaftlichen
Sicherung der Qualität der ihm aufgegebenen mariti-
men Sicherheitsvorsorge und der Optimierung der Si-
cherheitskultur die deutsche Seeunfalluntersuchung
so eng wie möglich an den internationalen Standard
anzupassen und am bewährten Modell der deutschen
Flugunfalluntersuchung auszurichten. Dieses ist dem
internationalen Standard in der Seefahrt weitestge-
hend analog und wurde schon früher wiederholt – so
bei der richtungweisenden Anhörung von Sachver-
ständigen durch den Verkehrsausschuss des Deut-
schen Bundestages am 28. Mai 1993 – für den See-
verkehr als vorbildlich empfohlen. Bei der
Entscheidung spielte jetzt eine Rolle, dass das Ge-
meinschaftsrecht eine entsprechende Umsetzung be-
reits zum 1. Dezember 2000 notwendig macht und
dass ein solcher Schritt geradlinig den Vorgaben ent-
spricht, die der Bundesgesetzgeber auf diesem Gebiet

in den vergangenen Jahren beschlossen hat. Im Sinne
des Programms „Moderner Staat – moderne Verwal-
tung“ der Bundesregierung wird dabei für erforder-
lich gehalten, die Optimierung des Seesicherheits-
systems durch Seeunfalluntersuchung künftig
vorrangig an den international vereinbarten Zielen
einer kontinuierlichen Qualitätsverbesserung, inter-
nationalen Zusammenarbeit und maritimen Sicher-
heitspartnerschaft der Verantwortlichen auszurichten.

Der Entscheidung der Verkehrsverwaltung ging eine
eingehende Prüfung voraus, ob der Übertragung des
Untersuchungsmodells aus dem Luftfahrtbereich auf
den Seebereich durch die Eigenarten der Verkehrsträ-
ger Hindernisse entgegenstehen. Wesentliche Unter-
schiede beider Verkehrsträger bestehen darin, dass im
Luftverkehr die zu untersuchenden Beinahe-Unfälle
beträchtlich zahlreicher sind, während im Seeverkehr
z. B. häufiger Kollisionen vorkommen. Die maßgeb-
lichen Aufgaben der Unfalluntersuchung stellen sich
jedoch in beiden Bereichen methodisch in analoger
Weise. Der Ursachenfaktor „menschliches Verhalten“
ist bei beiden Verkehrsträgern etwa gleich stark betei-
ligt. Der Faktor „technische Ausfälle“ erfordert im
modernen Seeverkehr mit hochkomplizierter Technik
der Schiffsbrücke, sensibler Informationstechnologie
und präzisen Materialanforderungen zunehmend ein
mit dem neuesten Stand der Technik vertrautes opti-
mal qualifiziertes nautisches und technisches Exper-
tenwissen, das den Anforderungen im Luftfahrtbe-
reich nicht nachsteht. Dass die Zahl von Unfalltoten
in den Statistiken des Weltluftverkehrs niedriger ist
als des Weltseeverkehrs, fällt für die Methodik der
Unfalluntersuchung nicht ins Gewicht. Der Gesetz-
entwurf berücksichtigt, dass der relevante Unfallort
im Seeverkehr in aller Regel schwer zugänglich und
häufig im Ausland gelegen ist und dass die Sicher-
heitspartnerschaft im Seeverkehrsbereich eine beson-
dere Ausgestaltung erfahren hat.

c) Mit der Entscheidung der zuständigen Bundesver-
waltung für die Einführung einer Seeunfalluntersu-
chung nach dem Vorbild der Flugunfalluntersuchung
wird die deutsche maritime Sicherheitsvorsorge in
diesem Bereich in den notwendigen internationalen
Zusammenhang gestellt. Die Vollversammlung der
IMO hat in der genannten Entschließung A.900 (21)
statuiert, dass ein Übermaß von Regelungen dem in-
ternationalen Seesicherheitssystem grundsätzlich
schädlich ist und stattdessen jedes neue Regelungs-
vorhaben zuvor einer strengen formalisierten Not-
wendigkeits- und Sicherheitsbewertung zu unterwer-
fen ist. Für diese Bewertung sind die Ergebnisse
sicherheitsorientierter amtlicher Unfalluntersuchun-
gen als Schwachstellenanalysen vor allem im Rah-
men der Sicherheitspartnerschaft der IMO von priori-
tärer Bedeutung für das gesamte internationale
Seesicherheitssystem. Dabei sind Erkenntnisse bei-
spielsweise über Sicherheitsfragen auf Schiffen unter
der Bundesflagge nicht nur für Deutschland als Flag-
genstaat wichtig, sondern für alle Staaten, deren Ge-
wässer das Schiff befährt, und hinsichtlich der Hohen
See für die in der IMO versammelte Weltschifffahrts-
gemeinschaft insgesamt. Deutschland kann die Qua-
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lität der Sicherheit in der Seefahrt nicht mehr isoliert,
sondern grundsätzlich nur noch auf der Basis der in-
ternationalen Zusammenarbeit verbessern. Die sich
hierbei stellende Frage, ob die international abver-
langte Zusammenarbeit im bestehenden Rahmen des
Verfahrens der Seeämter verwirklicht werden kann,
muss nach dem SeeUG von 1985 eindeutig verneint
werden, da auf dieser Grundlage kein internationales
Untersuchungsverfahren im Sinne der IMO durchge-
führt werden kann:

– Die gleichberechtigte Teilnahme anderer Staaten
an der Untersuchung wird grundsätzlich dadurch
ausgeschlossen, dass nach § 7 SeeUG für die Lei-
tung des Seeamtsverfahrens als eines juristisch
determinierten gerichtsförmlichen Fehleranlas-
tungsverfahrens die Befähigung zum Richteramt
nach dem Deutschen Richtergesetz erforderlich
ist, während die Unfalluntersuchungen im Aus-
land nautischen und technischen Sachverständi-
gen anvertraut sind.

– Nach § 18 SeeUG müssen vom Seeamt bei der
Beurteilung der Fehlerhaftigkeit die bestehenden
deutschen Rechts- und Verwaltungsvorschriften
vollzogen werden, obwohl unter Umständen Si-
cherheitsgründe im Gegenteil die Prüfung nahe
legen, ob diese Vorschriften in der gegebenen
Form überhaupt fortbestehen sollen. Zum Teil
stellten Seeämter fehlerhaftes Verhalten auf der
Grundlage von eigenen Leitsätzen über allge-
meine Grundsätze fest, die nicht international all-
gemein anerkannt sind.

– Der Gesetzgeber des SeeUG hat das Verfahren der
Seeunfalluntersuchung in einen doppelten Zusam-
menhang gestellt: zum einen den Bereich der öf-
fentlichen Interessen an der Verbesserung der Si-
cherheit des Seeverkehrs durch amtliche
Feststellung von Unfallursachen, zum anderen
den Bereich der privaten Interessen an der Unfall-
ursachenermittlung als zentralen Angelpunkt ver-
mögensrechtlicher Auseinandersetzungen, die
nach einem Unfall insbesondere von Schiffs- und
Ladungsbeteiligten, Versicherern und deren
Rechtsanwälten zwingend zu erledigen sind.
Diese beiden Bereiche wurden im Seeamtsverfah-
ren zu einem eigentümlichen Kompromiss zusam-
mengeführt, der den anderen Staaten fremd ist.
Die Besonderheit besteht vor allem darin, dass die
seeamtliche Untersuchung wie ein juristisches
Vorverfahren zur Klärung der vermögensrechtli-
chen Anspruchssituation im Sinne des § 607
Abs. 2 HGB abläuft. Nach dieser Bestimmung
wird der Verfrachter (Reeder) von seiner Haftung
für Ladungsschäden grundsätzlich befreit, wenn
er beweist, dass der Schaden durch ein Verhalten
seiner eigenen Hilfspersonen (Kapitän, Schiffsof-
fiziere) bei der Führung oder sonstigen Bedienung
des Schiffes entstanden ist. § 3 Abs. 2 SeeUG
schreibt dem Seeamt ausdrücklich vor, in jedem
Fall zu prüfen, ob das Handeln eines Beteiligten
fehlerhaft war und ob dem leitenden Bordpersonal
ein deutsches Befähigungszeugnis entzogen wer-

den muss. Im Ergebnis werden daher über 90 %
aller seeamtlichen Untersuchungen in erster Linie
auf das Verhalten des deutschen Bordpersonals
konzentriert, obwohl dies nicht aus Sicherheits-
gründen in solchem Umfang geboten und insofern
für ausländische Stellen kein Untersuchungs-
thema ist.

– Selbst wenn bereits für die Sicherheitsbeurteilung
ausreichende Erkenntnisse vorliegen, muss die
Untersuchung nach dem SeeUG in eine dem
Strafprozess entlehnte öffentliche „mündliche
Verhandlung“ (§ 14 ff. SeeUG) überführt werden,
während die Untersuchungen im Ausland zu die-
sem Zeitpunkt häufig aus Sicherheitsgründen
längst abgeschlossen sind.

– Die Seeamtsverfahren werden mit einem Spruch
abgeschlossen, der zumeist belastende Verwal-
tungsakte enthält, bei deren Erlass eine mitent-
scheidende Beteiligung ausländischer technischer
Untersuchungsstellen nicht möglich ist.

– Für das Untersuchungsergebnis, nämlich den
Spruch des Seeamts, sind in § 17 SeeUG zwar
Feststellungen und Entscheidungen über individu-
elles fehlerhaftes Verhalten und Patententziehun-
gen, nicht aber Sicherheitsempfehlungen vorgese-
hen, während im Ausland solche Empfehlungen
Grund und Ziel des gesamten Unter-
suchungsverfahrens sind.

– Staatliches Handeln wird im SeeUG in mehrfa-
cher Hinsicht gegen Untersuchung abgeschirmt.
So hat das Seeamt – wie erwähnt – die geltenden
deutschen Rechts- und Verwaltungsvorschriften
sowie -richtlinien nach § 3 Abs. 2 und § 18
SeeUG bei der Fehleranlastung zugrunde zu le-
gen, ohne sie hinsichtlich ihrer Sicherheitsqualität
zu hinterfragen. Nach § 2 Abs. 3 SeeUG werden
Unfälle, an denen nur Schiffe des Bundesgrenz-
schutzes oder der Zollverwaltung beteiligt sind,
nicht nach dem SeeUG untersucht. Solche Ein-
schränkungen sind weder mit einer modernen
Qualitätssicherung der Sicherheitsvorsorge noch
mit dem internationalen Untersuchungsstandard
vereinbar.

– Bei Unfällen im Ausland fehlt nach § 1 SeeUG
eine Untersuchungszuständigkeit der Seeämter
häufig sogar dann, wenn sich an Bord eine große
Anzahl deutscher Passagiere befindet, obwohl
Deutschland heute weltweit den drittgrößten
Markt für Kreuzfahrtreisen aufweist: Ein Seeun-
fall analog dem Luftunfall der Concorde im Som-
mer 2000 könnte von keinem Seeamt untersucht
werden. Deutlich drückt sich die Abwendung des
Seeamtsverfahrens von der internationalen Zu-
sammenarbeit auch in § 13 Abs. 1 SeeUG aus,
wonach „Ermittlungen und Beweissicherungen
nicht erforderlich“ sind, soweit der Seeunfall im
Ausland behördlich oder gerichtlich untersucht
wird, mögen auch Sicherheitserwägungen sie
dringend nahe legen. Verfahren ausländischer Ha-
variekommissionen über Unfälle von Schiffen un-
ter der Bundesflagge in ausländischen (z. B. Ost-
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see-)Gewässern, sogar ohne Beteiligung anderer
Schiffe – wie zuletzt im Dezember 2000 im Fall
MS Junra – können nicht mit dem normalen See-
amtsverfahren der §§ 13 ff. SeeUG vereinigt wer-
den. Das Gleiche gilt – wie der Unfall der Estonia
im September 1994 zeigt – auch für ausländische
Verfahren, bei denen die sicherheitsrelevanten
Untersuchungsergebnisse zugleich von größter
Wichtigkeit für deutsche Werftbetriebe sind.

d) Das übernommene Verfahren nach dem Flugunfall-
Untersuchungs-Gesetz sieht vor, dass bestimmten
Personen vor Abschluss eines Untersuchungsberichts
Gelegenheit gegeben wird, sich zu den für die Ursa-
chenfeststellung maßgeblichen Tatsachen und
Schlussfolgerungen zu äußern. Bei der vom 23. Juli
bis 23. Oktober 2000 vom Bundesministerium für
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen vorgenommenen
Anhörung der maritimen Fachkreise zum Referenten-
entwurf des Gesetzes wurde von mehreren Seiten da-
für plädiert, das neue Untersuchungsverfahren vor
der Bundesstelle „öffentlich“ im Sinne der „mündli-
chen Verhandlung“ vor den – im Übrigen unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit ermittelnden, beratenden
und entscheidenden – Seeämtern zu gestalten, da nur
so die Möglichkeit eröffnet würde, dass die Beteilig-
ten den von ihnen gewünschten Einfluss auf die Er-
mittlung der Ursachen nehmen und die Ergebnisse im
Interesse des Rechtsfriedens die nötige Transparenz
und Akzeptanz finden könnten. Es stellt sich somit
die Frage, ob der gesamte jeweils von der neuen Bun-
desstelle ermittelte Befund vor Anfertigung des Ab-
schlussberichts zunächst noch in eine solche öffent-
liche Verhandlung überführt werden sollte. Die Frage
ist entschieden zu verneinen:

– Unter rechtsstaatlichen Aspekten unterliegt es
keinem Zweifel, dass das erst vor kurzem im Rah-
men des Flugunfall-Untersuchungs-Gesetzes von
1998 festgelegte Untersuchungsverfahren auch
ohne eine öffentliche mündliche Verhandlung die
gebotenen Anforderungen erfüllt.

– Mit dem zwingenden Erfordernis der Unabhän-
gigkeit der Untersuchungsbehörde wäre es unver-
einbar, wenn zwar einerseits die für ihre Funktion
unerlässliche Freiheit von Einflüssen und Weisun-
gen gewährleistet (§ 12 Abs. 2 und 3), anderer-
seits aber gezielt eine Beeinflussbarkeit über das
Medium der Öffentlichkeit einer mündlichen Ver-
handlung angestrebt würde.

– Die öffentliche Verhandlung im Seeamtsverfahren
wird zwar verbreitet als Verbürgung von Rechts-
schutz im Sinne von Transparenz und Erleichte-
rung der Akzeptanz und insofern als ein Beitrag
zum Rechtsfrieden angesehen. Dies mag im Ver-
hältnis von Versicherern, Reedern, Verladern und
deren Anwälten häufig zutreffen. Dagegen ist die
Öffentlichkeit der Verhandlung in dem sicher-
heitspolitisch sensiblen, jetzt durch ISM-Pflichten
geprägten Verhältnis zwischen den Reedern und
ihrem (vor dem Seeamt hauptsächlich betroffe-
nen) Bordpersonal oft problematisch. Der bereits
erwähnte Hintergrund des § 607 Abs. 2 HGB

treibt in vielen Seeamtsverhandlungen notwendi-
gerweise einen Interessenkonflikt hervor, bei dem
es sich insbesondere für den Kapitän oder Schiffs-
offizier nachteilig auswirken kann, dass er keine
Möglichkeit zu vertraulichen Aussagen in Abwe-
senheit seines Dienstherrn oder Auftraggebers
hat. Für die Qualitätsverbesserung der Sicher-
heitsvorsorge sind Aussagen des Bordpersonals,
die von arbeitsrechtlichem Kalkül bestimmt wer-
den, häufig nicht verwertbar.

– Die öffentliche Verhandlung im Seeamtsverfahren
ist Teil einer von alters her überkommenen, staat-
lich geordneten, als konfrontativ verstandenen
Streitkultur: alle Interessierten machen „Einfluss“
geltend – Versicherer gegen Versicherer, Reeder
gegen Verlader (HGB) und gegen ihr eigenes Per-
sonal (§ 607 Abs. 2 HGB, Arbeitsrecht); das See-
amt erfüllt seinen gesetzlichen Auftrag zur Feh-
leranlastung und Patententziehung „gegen“ die
Beteiligten; die Beteiligten streiten gegeneinander
über die Fehlerzuweisung; die gerichtsförmliche
öffentliche Verhandlung unter juristischem Vor-
sitz dient der öffentlichen Kontrolle der Regelein-
haltung beim Normvollzug. Dagegen ist das vor-
gesehene neue Verfahren einer unabhängigen
Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung Teil einer
modernen kooperativen Sicherheitskultur. Die
künftige Verhinderung von Seeunfällen ist eine
Angelegenheit – je in ihrem Bereich – der Reeder
wie ihrer Versicherer, der im Seebereich verant-
wortlichen Beschäftigten wie des Staates. An die
Stelle des Streitregulativs „mündliche Verhand-
lung“ tritt in der Verkehrsverwaltung das Sicher-
heitsregulativ der Produktion von Expertenwissen
und Qualitätsressourcen sicherheitsorientierter
Sachkompetenz sowie der Sicherheitspartner-
schaft der Verantwortlichen („Von Konfrontation
zur Kooperation“).

– Die Hauptbetroffenen der Seeunfalluntersuchung
können nicht zur mündlichen Verhandlung hinzu-
gezogen werden. Es sind die potenziellen Opfer
eines Unfalls, den es durch die Untersuchung und
durch daraus abgeleitete fachkundige Sicherheits-
empfehlungen zu vermeiden gilt.

– Eine den internen Ermittlungen nachfolgende
mündliche Verhandlung würde bei der Bun-
desstelle nicht dem Informationsbedürfnis der Öf-
fentlichkeit genügen. Sie könnte erst Monate,
nicht selten mehr als ein Jahr nach dem Unfall
stattfinden. Die Öffentlichkeit erwartet jedoch be-
reits Stunden oder wenige Tage nach dem Unfall
erste zumindest vorläufige Ergebnisse, zum Bei-
spiel weil bereits Buchungen für eine vergleich-
bare andere Schiffsreise vorliegen. Die Parallelität
mehrerer Untersuchungen im Fall „Pallas“ wurde
maßgeblich durch das verfahrensverzögernde
Warten auf die mündliche Seeamtsverhandlung
mitveranlasst.

– Eine Verbesserung der Sicherheitsqualität lässt
sich zumeist nur bei möglichst sofortiger und un-
verfälschter Aufnahme der unfallrelevanten Spu-
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ren (vgl. englisch „investigation“ von lateinisch
„vestigium“ = Spur) als nicht konstruierter Sach-
verhalte erreichen. Bei Konzentration auf eine
mündliche Verhandlung Monate oder Jahre nach
dem Unfallgeschehen wird dagegen die rhetori-
sche Form des Erinnerten maßgebend, die
zwangsläufig lückenhaft, tendenziös und von
Fremdeinflüssen mitgeprägt ist, so dass die Unfall-
ereignisse zunehmend eine fiktive Struktur anneh-
men. Verbesserungen für die öffentliche Sicher-
heit lassen sich mit einem solchen Material
allenfalls bedingt gewinnen.

– In Verbindung damit kann das Gewicht der
Mündlichkeit des Individualvortrags in der öffent-
lichen Verhandlung schließlich auch zu der Vor-
einstellung beitragen, dass es bei der Untersu-
chung von Seeunfällen in erster Linie um
Ereignisgeschichte menschlicher Verhaltenswei-
sen gehe, während „Nicht-Ereignisse“ wie z. B.
ungeeignete Ausrüstungsgegenstände an Bord
u. U. vernachlässigt werden. Die laufenden Ana-
lyseberichte der IMO über Seeunfälle (Casualty
Analysis) widerlegen solche Voreinstellungen. In
einer „lernenden Gesellschaft“ muss die Unfall-
untersuchung hier das „Sündenbock-Syndrom“
vermeiden und auch aufdecken, wo das Verkehrs-
system zumutbare Fehlertoleranzen vermissen
lässt, damit auf organisatorischem oder techni-
schem Wege ausgeschlossen werden kann, dass
bloße Unachtsamkeiten oder Fehler Einzelner zu
schweren Schadensfolgen führen.

2. Die Einführung einer Seeunfalluntersuchung der Bun-
desverwaltung gemäß dem internationalen Standard
nach dem Vorbild des Flugunfall-Untersuchungs-Geset-
zes erfordert bestimmte dem Gesetzgeber vorbehaltene
Regelungen. Insbesondere bedarf es der Begründung
rechtlicher Befugnisse der für die Untersuchung verant-
wortlichen Personen und der Übertragung der Unter-
suchungsaufgabe auf eine fachlich unabhängige Bun-
desstelle, der Bestimmung der zu beteiligenden Stellen,
der Verankerung des rechtlichen Schutzes – vor allem
Datenschutzes – Betroffener und der entsprechenden
Änderung bestehenden Rechts. Dem Entwurf kommt
hier zugute, dass der Bundesgesetzgeber für die einzel-
nen gesetzlichen Elemente bereits ohne Kontroverse ein-
stimmig die maßgeblichen Vorentscheidungen getroffen
hat und insofern die Entwicklungen der vergangenen
fünf Jahre nunmehr mit dem Seesicherheits-Untersu-
chungs-Gesetz konsequent abschließen kann:

a) Mit dem Vertragsgesetz zum Seerechtsübereinkom-
men vom 2. September 1994 hat der Gesetzgeber die
Eingehung einer Reihe völkerrechtlicher Verpflich-
tungen zur internationalen Zusammenarbeit bei der
amtlichen Untersuchung von Seeunfällen und ande-
ren Vorkommnissen auf See gebilligt (Artikel 94, 194
Abs. 3 SRÜ). Zur Durchführung des Übereinkom-
mens sind noch bestimmte gesetzliche Ausführungs-
bestimmungen erforderlich. Insofern besteht ergän-
zender gesetzlicher Handlungsbedarf.

b) Der Bundesgesetzgeber hat mit Zustimmung des
Bundesrates für die Umsetzung des Seerechtsüber-

einkommens bereits die wichtige Konsequenz gezo-
gen, dass sich die internationale Zusammenarbeit in
der Unfalluntersuchung mit dem Seeamtsverfahren
im Wesentlichen nicht realisieren lässt. Daher hat er
durch Artikel 3 des Ausführungsgesetzes zum See-
rechtsübereinkommen vom 6. Juni 1995 (BGBl. I
S. 770) im Seeunfalluntersuchungsgesetz (Abschnitt
8a, § 24a SeeUG) erstmals ein internationales Unter-
suchungsverfahren außerhalb des Seeamtsverfahrens
eingeführt. Die Zuständigkeit für dieses Verfahren
liegt ausschließlich bei einer Bundesoberbehörde,
nämlich dem Bundesoberseeamt (BOS) in Hamburg.
Der Gesetzgeber war sich damals, wie aus der amtli-
chen Begründung (Drucksache 13/193 S. 16 f.) her-
vorgeht, der Tatsache bewusst, dass noch keine in-
ternationalen Verfahren für die Einzelheiten der
Kooperation bereitstanden, und verwies auf die Erar-
beitung solcher Verfahren in der IMO. Mit den Ent-
schließungen A.849 (21) von 1997 und A.884 (21)
von 1999 liegen sie inzwischen vor. Der Gesetzent-
wurf erstreckt die Untersuchungsaufgabe des BOS
auf die Anwendung dieser Entschließungen. Sie zielt
nicht auf den Erlass von Verwaltungsakten; das Bun-
desamt soll daher künftig die Bezeichnung „Bun-
desstelle“ führen.

c) Mit dem Schiffssicherheitsgesetz vom 9. September
1998 (BGBl. I S. 2860) hat der Bundesgesetzgeber
eine neue Dimension der internationalen Seesicher-
heit in das deutsche Recht eingeführt und das frühere
eher national ausgerichtete Schiffssicherheitskon-
zept weitgehend abgelöst. Der Sicherheitszustand
deutscher Schiffe in internationalen oder ausländi-
schen Gewässern ist beim heutigen internationalen
Seesicherheitssystem zugleich eine Angelegenheit
der betroffenen anderen Staaten und letztlich der ge-
samten Schifffahrtswelt. Das Schiffssicherheitsgesetz
bezieht mit seiner Anlage insgesamt rund 80 interna-
tionale Regelwerke als internationalen schiffsbezoge-
nen Sicherheitsstandard in seine Regelung ein. In ei-
ner Schifffahrtswelt, in der die deutschen Reedereien
ihre Dienstleistungen hauptsächlich außerhalb der
deutschen Gewässer erbringen, viele deutsche See-
leute unter ausländischen Flaggen fahren, fremdflag-
gige Schiffe in großer Zahl deutsche Passagiere
befördern und/oder vor den deutschen Küsten ver-
kehren, liegen die Voraussetzungen vor, um durch
den Gesetzentwurf auch das deutsche Seeunfallunter-
suchungsrecht gesetzlich auf die Anforderungen des
internationalen Standards auszurichten.

d) Vor allem hat der Bundesgesetzgeber mit dem ein-
stimmig verabschiedeten Flugunfall-Untersuchungs-
Gesetz vom 26. August 1998 (BGBl. I S. 2470) ein
Regelungsmodell zur Verfügung gestellt, dass den
aktuellen gesetzgeberischen Anforderungen gerecht
wird. Diese Neuregelung vollzog die erforderliche
Umsetzung einer Gemeinschaftsrichtlinie (RL 94/56/
EWG des Rates), trennte die Funktion der objektiven
Unfalluntersuchung von den subjektbezogenen Funk-
tionen der Gewährung und Entziehung von Individu-
alrechten (z. B. Lizenzentzug), übertrug die Untersu-
chungsaufgabe auf eine fachlich unabhängige
Bundesstelle, begründete mit Drittwirkung die recht-
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lichen Befugnisse der für die Untersuchung verant-
wortlichen Personen, bestimmte die zu beteiligenden
Stellen und organisierte den rechtlichen Schutz Be-
troffener. Der vorliegende Gesetzentwurf nutzt die
Lösungen, die hiermit gesetzlich bereitstehen, und in-
korporiert sie, soweit nicht in Einzelfragen klare
Gründe dagegen sprechen, in das neue Seesicher-
heits-Untersuchungs-Gesetz.

e) Die Bundesregierung muss den Vorgaben des Haus-
haltsgesetzgebers entsprechen. Der Bundesverwal-
tung stehen nur begrenzte personelle und sachliche
Ressourcen zur Verfügung. Für die Ausstattung der
Bundesstelle mit den erforderlichen Mitteln müssen
Einsparungen an anderer Stelle erbracht werden. Die
Seeämter werden nach § 5 Abs. 1 SeeUG von den
Wasser- und Schifffahrtsdirektionen Nord und Nord-
west gebildet, die der Dienst- und Fachaufsicht des
Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen unterstehen. Nach § 1 Abs. 1 der Ge-
schäftsordnung der Seeämter und des Bundesober-
seeamts (Verkehrsblatt 1986 S. 377) entscheidet
dieses Ministerium im Zweifel über das Vorliegen ei-
nes öffentlichen Interesses an der Untersuchung (§ 2
Abs. 1 SeeUG). Es ist anlässlich der Überprüfung
hinsichtlich der Einsparzwänge zu dem Ergebnis ge-
langt, dass für seeamtliche Untersuchungen im
Normvollzug zur Fehleranlastung (§ 3 Abs. 2
SeeUG), bei denen keinerlei Anhaltspunkte für einen
Patententzug oder für ein Straf- oder Bußgeldverfah-
ren bestehen, kein öffentliches Interesse mehr be-
steht. Dabei lässt es sich zugleich von der Vorent-
scheidung des Gesetzgebers leiten, der ein Verfahren
zu einer solchen Fehleranlastung bei keinem der an-
deren Verkehrsträger vorgesehen hat.

f) Unter diesem Vorzeichen muss schließlich die Ent-
scheidung des Bundesgesetzgebers in § 70 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes beachtet werden, wo-
nach es bei Verwaltungsakten, die in einem
förmlichen Verfahren wie dem Seeamtsverfahren er-
lassen werden, grundsätzlich keiner Nachprüfung in
einem Widerspruchsverfahren bedarf. Eine Konzent-
ration der Tätigkeit des Bundesoberseeamts auf seine
Untersuchungsaufgaben als zukünftige Bundesstelle
unter Beendigung seiner Rolle als Widerspruchsbe-
hörde läuft somit nicht einem Gebot des rechtsstaatli-
chen Rechtsschutzes zuwider. Die praktische Rele-
vanz der Widerspruchsbehörde ist hier ohnehin
gering – in den vergangenen 3 Jahren insgesamt 6
Verwaltungsakte – und wird sich durch den Wegfall
der auf bloße Fehleranlastung gerichteten Verfahren
noch zusätzlich drastisch reduzieren, so dass für die
Vorhaltung einer Bundesoberbehörde in dieser Hin-
sicht erst recht kein Bedürfnis mehr besteht. Im Inte-
resse des gebotenen Rechtsschutzes ist jedoch die
vom Seeunfalluntersuchungsgesetz aufgehobene Be-
rufungsmöglichkeit in der Verwaltungsgerichtsbar-
keit (§ 23 Abs. 2 SeeUG) wieder herzustellen.

3. Für die Neuregelung des Artikels 2 steht nur ein sehr en-
ges Zeitfenster zur Verfügung: Einerseits musste nun-
mehr auch die Entschließung A.884 (21) der IMO-Voll-
versammlung vom 25. November 1999 über die

Untersuchung menschlicher Einflussfaktoren bei Unfäl-
len und Vorkommnissen auf See in den Entwurf eingear-
beitet werden. Andererseits sind die Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft verpflichtet, den Vorschriften über die
Seeunfalluntersuchung in der am 2. Juni 1999 in Kraft
getretenen Gemeinschaftsrichtlinie 1999/35/EG nach de-
ren Artikel 19 bereits seit 1. Dezember 2000 nachzu-
kommen.

Zu den einzelnen Vorschriften
Zur Bezeichnung, Kurzbezeichnung, Abkürzung
Erstmals wird ein Gesetz erlassen, das nicht allein die Un-
tersuchung von Seeunfällen als Normvollzug, sondern Un-
tersuchungen zur Sicherheit der Seefahrt in einem sicher-
heitsspezifischen Sinn zum Gegenstand hat. Im Unterschied
zu den Untersuchungen der Straf-, Zivil-, Verwaltungs- oder
Arbeitsgerichte in maritimen Angelegenheiten steht hier das
administrative Sicherheitsziel der künftigen Unfallvermei-
dung im Mittelpunkt. Im Unterschied zu den Untersuchun-
gen der flaggenstaatlichen Zulassungs- und Überwachungs-
behörden sowie der Maßnahmen im Rahmen der
Hafenstaatkontrolle geht es hier ausschließlich um Untersu-
chungen, die durch eine spezifische Fallgruppe von Ereig-
nissen, nämlich schaden- oder gefahrverursachende Vor-
kommnisse auf See (§ 1 Abs. 2) veranlasst werden und die
Einsicht in die Ursachen und näheren Umstände des Ver-
laufs betreffen. Im Unterschied zu den schifffahrtspolizeili-
chen Untersuchungen und Ermittlungen handelt es sich hier
nur teilweise – nämlich in Abschnitt 4 hinsichtlich der Inha-
ber von Berechtigungen als Schiffsführer – um behördli-
chen Normvollzug. Das Seesicherheits-Untersuchungs-
Gesetz (SUG) ist nicht wie das bisherige Seeunfalluntersu-
chungsgesetz ausschließlich auf Seeunfälle und einen ent-
sprechend einheitlichen Seeunfall-Begriff zugeschnitten.
Sowohl der IMO-Code für die Untersuchung von Unfällen
und Vorkommnissen auf See als auch Artikel 12 der Richtli-
nie 1999/35/EG des Rates („Untersuchung eines Unfalls
oder Vorkommnisses auf See“) gehen über das Sachgebiet
der eigentlichen Seeunfälle hinaus und beziehen sich auch
auf relevante Beinahe-Unfälle. Wo ein Interesse daran be-
steht, dass Seeunfälle im Rahmen der internationalen Zu-
sammenarbeit an ausländische Stellen gemeldet werden,
empfiehlt es sich allerdings aus Gründen der Bestimmtheit,
an einen verbindlich im Seevölkerrecht definierten Seeun-
fall-Begriff anzuknüpfen (§ 14).

Zu Abschnitt 1 (Allgemeine Vorschriften)
Das Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetz umfasst den
gesamten Bereich der Sicherheitsvorsorge durch seefahrt-
bezogene Untersuchungen außerhalb von Bußgeld-, Dis-
ziplinar- und Gerichtsverfahren sowie außerhalb von Unter-
suchungen in Sonderbereichen wie dem der
Sozialversicherungsträger. Abschnitt 1 enthält hierfür allge-
meine Vorschriften.

Zu § 1 (Zielsetzung und Geltungsbereich des Gesetzes)

Zu Absatz 1
Der Wortlaut des Absatzes 1 ist eng an § 1 Abs. 1 des Schiffs-
sicherheitsgesetzes angelehnt. Wie dort geht es um die Ge-
währleistung der Sicherheit auf See, hier zur erforderlichen
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Abgrenzung: der Seefahrt, einschließlich des damit im Zu-
sammenhang stehenden Arbeitsschutzes von Beschäftigten
auf Seeschiffen und des Umweltschutzes auf See unter An-
passung an den internationalen Standard. Wie das VN-See-
rechtsübereinkommen – insbesondere in Artikel 194 – vor-
sieht, umfasst die Gewährleistung von Sicherheit auf See
auch den Aspekt der Verhütung der Meeresverschmutzung.
Das Arbeitsschutzgesetz gilt nach seinem § 1 Abs. 2 nicht für
den Arbeitsschutz von Beschäftigten auf Seeschiffen, soweit
dafür entsprechende Rechtsvorschriften bestehen. Damit ist
vorgezeichnet, dass die internationalen Schiffssicherheitsre-
gelungen für die an Bord tätigen Seeleute auch die Funktion
identischer nationaler technischer Arbeitsschutzanforderun-
gen übernehmen. Die Einbeziehung nur des „untrennbar“ mit
der Sicherheit der Seefahrt verbundenen Arbeitsschutzes un-
terstreicht, dass die Untersuchungskompetenzen insbeson-
dere der Arbeitsschutzbehörden der Länder und des für die
Seeschifffahrt zuständigen Unfallversicherungsträgers nach
dem 7. Buch Sozialgesetzbuch zur Überwachung der Einhal-
tung von Arbeitsschutz und maßgeblichen Unfallverhü-
tungsvorschriften – auch im Sinne des ILO–Übereinkom-
mens Nummer 134 über den Schutz der Seeleute gegen
Arbeitsunfälle – nicht beeinträchtigt werden. Während das
Schiffssicherheitsgesetz auf die einheitliche und wirksame
Durchführung der geltenden internationalen Schiffssicher-
heitsregelungen abzielt, ist der Radius des Seesicherheits-
Untersuchungs-Gesetzes in mehrfacher Hinsicht weiter: Es
dient der kontinuierlichen Qualitätsverbesserung der Vor-
sorge für die Sicherheit auf See, auch über die schiffsbezo-
gene Sicherheit hinaus, und zwar nicht nur unter Durchfüh-
rung bestehender internationaler Regelungen, sondern auch
zur Überprüfung oder Fortentwicklung solcher Regelungen
im internationalen und nationalen Seesicherheitssystem. Das
Instrument des SUG hierfür ist die Untersuchung schaden-
oder gefahrverursachender Vorkommnisse auf See zur Auf-
deckung eventueller Sicherheitsmängel und Vermeidung
künftiger Unfälle.

Zu den Absätzen 2 bis 5

Absatz 2 definiert den zentralen Begriff der „schaden- oder
gefahrverursachenden Vorkommnisse“ im Einklang mit Ar-
tikel 12 der Richtlinie 1999/35/EG, der verbindlich auf den
IMO-Code für die Untersuchung von Unfällen und Vor-
kommnissen auf See Bezug nimmt, durch Orientierung an
der Begriffsbestimmung des Abschnitts 4.4 dieses Codes.
Absatz 3 regelt den sachlichen und örtlichen Geltungsbe-
reich des Gesetzes mit denselben Worten wie § 1 Abs. 1
Satz 2 SchSG („für die gesamte Seefahrt“), enthält jedoch
nicht die Ausnahmen des § 1 Abs. 3 SchSG. Der in § 1 des
Flaggenrechtsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 26. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3141) genannte Begriff
der Seefahrt wird wie beim Schiffssicherheitsgesetz durch
die Grenzen der Seefahrt nach § 1 der Flaggenrechtsverord-
nung vom 4. Juli 1990 (BGBl. I S. 1389) konkretisiert. Für
Seeschiffe in der Seefahrt seewärts dieser Grenze umfasst
der Begriff auch das Aufsuchen, Benutzen und Verlassen
der zugehörigen Lade-, Lösch-, Liege- und Werftplätze,
wenn sich diese Plätze landwärts der Grenze der Seefahrt
befinden. Die Absätze 4 und 5 tragen im notwendigen Um-
fang den militärischen Belangen sowie den Verwaltungsbe-
langen der Länder Rechnung und entsprechen zum einen
dem § 1 Abs. 3 des Flugunfall-Untersuchungs-Gesetzes,

zum anderen dem § 2 Abs. 2 und 3 des Seeunfalluntersu-
chungsgesetzes.

Zu § 2 (Seefahrtbezogene internationale
Untersuchungsregelungen)

Zu Absatz 1
Die Vorschrift folgt in der Systematik dem § 1 Abs. 2 des
Schiffssicherheitsgesetzes über die geltenden internationa-
len Schiffssicherheitsregelungen. Verwiesen wird wie dort
auf die Anlage zu dem Gesetz. Darin werden die verbind-
lichen internationalen Regelungen, die hinsichtlich der Un-
falluntersuchung einzuhalten sind, zu Zwecken der Rechts-
klarheit und Übersichtlichkeit für die Anwender in der
Anlage mit Fundstellenangabe einzeln aufgeführt. Es han-
delt sich zum einen um völkerrechtliche Regelungen, die in-
nerstaatlich in Kraft gesetzt worden sind: Abschnitt 1 dieser
Anlage enthält Regelungen für die amtlichen Untersuchun-
gen zur Sicherheitskultur, Abschnitt 2 solche für den Norm-
vollzug zum Berechtigungsentzug, je mit einem Unter-
abschnitt, in dem die für die Untersuchungsmaterie
maßgebenden allgemein anerkannten völkerrechtlichen Re-
geln aufgeführt sind (Buchstabe A bzw. C). Zum anderen
enthalten diese Abschnitte je einen Unterabschnitt, der die
entsprechenden Richtlinienbestimmungen der Europäischen
Gemeinschaft aufführt (Buchstabe B bzw. D).

Zu Absatz 2
Die Vorschrift entspricht dem § 15 des Schiffssicherheitsge-
setzes. Da das Recht der internationalen seefahrtbezogenen
Untersuchung einer ständigen Fortentwicklung unterliegt,
die im Interesse der Sicherheit der Seefahrt möglichst zeit-
nah berücksichtigt werden soll, wird das Bundesministe-
rium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen in Absatz 2 zur
Fortschreibung des in der Anlage des Gesetzes enthaltenen
Gesamtregelwerks der internationalen Untersuchungsrege-
lungen im Sinne des Gesetzes nach Maßgabe der innerstaat-
lich bereits gegebenen Anwendbarkeit völkerrechtlich ver-
bindlicher Regelungen im Sinne der Abschnitte A und C
sowie des Inkrafttretens verbindlicher Gemeinschaftsvor-
schriften im Sinne der Abschnitte B und D der Anlage
durch Rechtsverordnungen ermächtigt.

Zu § 3 (Behördliche Aufgaben auf Grund von Rechts-
akten der Europäischen Gemeinschaften)

Die Vorschrift entspricht der Umsetzungsregelung in § 11
des Schiffssicherheitsgesetzes. Sie dient der konstitutiven
Umsetzung der in den Buchstaben B und D der Anlage auf-
geführten Bestimmungen in Richtlinien des Gemeinschafts-
rechts durch den Bund, dem nach § 1 Nr. 4a des Seeauf-
gabengesetzes die amtliche Seeunfalluntersuchung obliegt.
Die Richtlinien sind nach Artikel 249 EG-Vertrag für jeden
Mitgliedstaat, an den sie gerichtet sind, hinsichtlich des zu
erreichenden Ziels verbindlich, überlassen jedoch den in-
nerstaatlichen Stellen grundsätzlich die Wahl der Form und
der Mittel. Sie betreffen hier die inhaltlich eng eingegrenz-
ten seefahrtbezogenen Sachbereiche der Untersuchung
schaden- oder gefahrverursachender Vorkommnisse und des
Berechtigungsentzuges, lassen den Mitgliedstaaten auf
Grund der bis ins Einzelne ausformulierten Regelungen im
Ergebnis keinen Entscheidungsspielraum und können daher
durch § 3 in typisierter Form zusammenfassend ins inner-



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 37 – Drucksache 14/6455

staatliche Recht umgesetzt werden. Die Vorschrift ermög-
licht, dass auch künftige Richtlinien der Gemeinschaft in
den genannten spezifischen Sachbereichen binnen kurzer
Fristen umgesetzt werden können, ohne dass hierfür Geset-
zesänderungen erforderlich sind.

Zu Abschnitt 2 (Untersuchungen bei der Sicherheitsvor-
sorge durch verantwortliche Personen)

Nach Abschnitt 6.1 des IMO-Codes für die Untersuchung
von Unfällen und Vorkommnissen auf See sind alle Flag-
genstaaten aufgefordert, sicherzustellen, dass Untersuchun-
gen sämtlicher Unfälle durchgeführt werden, die ihren
Schiffen zustoßen. Abschnitt 2 mit den §§ 5 bis 8 verdeut-
licht, dass im System der Vorsorge für die Sicherheit des
Seeverkehrs besonders derjenige für die Aufklärung der Ur-
sachen und die Vermeidung von Wiederholungen zu sorgen
hat, dessen Schiff an einem gefahr- oder schadenstiftenden
Vorkommnis beteiligt ist. Dem liegt das Prinzip des Schiffs-
sicherheitsgesetzes zugrunde, wonach für die Sicherheit des
Schiffes und seines Betriebes in erster Linie der Schiffs-
eigentümer und die von ihm dafür ausgewählten Personen
verantwortlich sind. Dementsprechend bestimmt § 2 der
Schiffssicherheitsverordnung unter der Überschrift „Selbst-
kontrolle“, dass jeder, der ein Schiff zur Seefahrt einsetzt,
dafür Vorsorge zu treffen hat, dass im Schiffsbetrieb auftre-
tende Gefahrenquellen überprüft, im Betrieb gewonnene Er-
kenntnisse im Rahmen der Sicherheitsvorsorge ausgewertet
und die zur Gefahrvermeidung und -verminderung erforder-
lichen Maßnahmen getroffen werden. Dies umfasst die Ver-
pflichtung, bei seefahrtbezogenen Unfällen und sonstigen
gefahrträchtigen Vorkommnissen im eigenen Betrieb den
Ursachen nachzugehen und geeignete Maßnahmen zu er-
greifen, damit sich vergleichbare Vorfälle nicht wiederholen
können.

Zu § 4 (Sachlicher Geltungsbereich des Abschnitts 2)

Es wird der sachliche Geltungsbereich des Abschnitts 2 be-
stimmt. Er umfasst die Ursachenermittlung und -auswer-
tung betriebsbezogener schaden- oder gefahrverursachender
Vorkommnisse im Sinne von § 1 Abs. 2 durch bestimmte
private Personen, die eine spezifische Verantwortung für die
Sicherheit auf See tragen.

Zu § 5 (Organisatorische Maßnahmen für Untersuchun-
gen)

Voraussetzung für eine wirksame Fehleranalyse ist, dass die
Schwachstellen gerade auch den für die Sicherheit verant-
wortlichen Personen erkennbar werden. Daher werden die
Eigentümer von Schiffen unter der Bundesflagge in Num-
mer 1 verpflichtet, dafür Vorsorge zu treffen, dass in ihrem
Schiffsbetrieb auftretende schaden- oder gefahrverursa-
chende Vorkommnisse den in dem Unternehmen für die Si-
cherheit des Schiffsbetriebs beauftragten Verantwortlichen
gemeldet werden. Dieser Verpflichtung im Rahmen der Si-
cherheitsorganisation entsprechen die Abschnitte 9.1 und
10.2.2 des ISM-Codes im Sinne von Kapitel IX der Anlage
zum Solas-Übereinkommen, wonach das Unternehmen si-
cherzustellen hat, dass Unfälle, gefährliche Situationen und
Fälle der Nichteinhaltung einschlägiger Vorschriften samt
den möglichen Ursachen hierfür intern gemeldet werden.

Für die Auswertung der Aufzeichnungen von Schiffsdaten-
schreibern hat der Eigentümer nach Nummer 2 unmissver-
ständliche Anweisung zu geben, dass im Notfall aufge-
zeichnete Daten bei Erschöpfung der Speicherkapazität
nicht von einer automatischen Löschung erfasst werden. In
entsprechender Anwendung des § 9 SchSG sind neben dem
Schiffseigentümer auch weitere Personen verantwortlich.
Die betriebsinterne Meldeverpflichtung des § 5 findet eine
Parallele in der externen Meldepflicht nach Artikel 5.

Zu § 6 (Anpassung betrieblicher Sicherheitskonzepte)

Diese Vorschrift regelt die Verpflichtung, im Schiffsbetrieb
auftretende schaden- oder gefahrverursachende Vorkomm-
nisse auf Veranlassung des Schifffahrtsunternehmens zu
analysieren und zu untersuchen. Damit wird die Pflicht zur
betriebsinternen Unfallanalyse ihrer Bedeutung entspre-
chend in den normativen Zusammenhang der Seesicher-
heits-Untersuchungen gestellt. Das Gesetz sieht insoweit
grundsätzlich von der Aufstellung zusätzlicher eigener An-
forderungen ab. Vielmehr verweist es hinsichtlich Rechts-
grund und Rechtsfolge auf die im Schiffssicherheitsgesetz,
in den Schiffssicherheitsregelungen der Anlage zu jenem
Gesetz und in der Schiffssicherheitsverordnung in der je-
weils geltenden Fassung aufgestellten diesbezüglichen An-
forderungen. So sind beispielsweise in Abschnitt 9.1 des
ISM-Codes, der in Abschnitt A.I.9 der Anlage zum Schiffs-
sicherheitsgesetz aufgeführt ist, als Anforderung an das
betriebliche System für die Organisation von Sicherheits-
maßnahmen in Bezug auf bestimmte Schiffe Verfahren vor-
geschrieben, durch die sichergestellt wird, dass Unfälle,
gefährliche Situationen und Fälle der Nichteinhaltung
einschlägiger Vorschriften intern untersucht und analysiert
werden. Ziel ist die Verbesserung des betrieblichen ISM-
Systems, das heißt des Konzepts des Unternehmens für die
Organisation von Sicherheitsanforderungen zur Gewährleis-
tung eines sicheren Schiffsbetriebs und die Verhütung der
Meeresverschmutzung.

Zu § 7 (Verbesserung der Vorschriften von Klassifika-
tionsgesellschaften)

Der Schiffseigentümer ist nach § 7 Nr. 2 des Schiffssicher-
heitsgesetzes für die Erfüllung der Anforderungen an die
Bauart, Bauausführung und den baulichen Zustand der
Schiffe, die Bauteile und die Freibordmarke verantwortlich.
Nach § 9 Abs. 2 in Verbindung mit Abschnitt B 3 der An-
lage 2 zur Schiffssicherheitsverordnung kann er eine aner-
kannte Klassifikationsgesellschaft mit der Durchführung
der erforderlichen Besichtigungen beauftragen, die als
Grundlage der Zeugniserteilung dienen. Diese wendet nach
Artikel 14 Abs. 1 der Richtlinie 94/57/EG des Rates vom
22. November 1994 hinsichtlich des Schiffskörpers, der
Maschinen sowie der elektrischen und der Steuer-, Regel-
und Überwachungseinrichtungen der Schiffe ihre eigenen
Vorschriften an. Analog zu den staatlichen Vorschriften ist
auch bei diesen klassifikationseigenen Vorschriften ein See-
unfall zum Anlass für eine interne Untersuchung durch die
Klassifikationsgesellschaft zu nehmen, ob zur Vermeidung
von Wiederholungen eine Verbesserung der eigenen Vor-
schriften zu veranlassen ist.
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Zu § 8 (Unterrichtung von Klassifikationsgesellschaf-
ten)

Der Schiffseigentümer, der nach § 7 SchSG für die betrieb-
liche Sicherheitsorganisation verantwortlich ist, sowie die
nach § 9 SchSG neben ihm Verantwortlichen müssen nach
einem ihr Schiff betreffenden schaden- oder gefahrverursa-
chenden betrieblichen Vorkommnis unverzüglich die Klas-
sifikationsgesellschaft in Kenntnis setzen, derer sie sich im
Rahmen der Erteilung der Schiffssicherheitszeugnisse be-
dient haben, damit diese die geeigneten Untersuchungsmaß-
nahmen treffen kann.

Zu Abschnitt 3 (Amtliche Untersuchungen zur Sicher-
heitskultur des internationalen und natio-
nalen Seesicherheitssystems)

In diesem Abschnitt wird die deutsche maritime Sicher-
heitsvorsorge im Bereich der amtlichen Seesicherheitsunter-
suchungen im notwendigen internationalen Zusammenhang
organisiert und hinsichtlich der Methodik dem Verfahren
der amtlichen Flugunfalluntersuchung nachgebildet, soweit
dies im Bereich der Rechtsnormen nach den Besonderheiten
des jeweiligen Verkehrsträgers sinnvoll und geboten er-
scheint. Die Untersuchungen zur Sicherheitskultur hinsicht-
lich des nationalen maritimen Sicherheitssystems, soweit
sie schaden- oder gefahrverursachende Vorkommnisse im
Sinne des § 1 Abs. 2 zum Gegenstand haben, werden in
diese Organisation und Methodik auf Grund des Sachzu-
sammenhangs einbezogen.

Zu § 9 (Zielsetzung und sachlicher Geltungsbereich des
Abschnitts 3)

Zu Absatz 1

Absatz 1 mit seinem Doppelcharakter von sicherheits- und
datenbezogenem Regelungsinhalt ist dem § 1 Abs. 1
FlUUG nachgebildet. Ihre spezifische Ausprägung für den
Bereich der Seefahrt erhält die Vorschrift durch den Begriff
der „schaden- oder gefahrverursachenden Vorkommnisse“
(§ 1 Abs. 2) und den Bezug auf das internationale See-
sicherheitssystem. Im Unterschied zum zweiten Abschnitt
handelt es sich in Abschnitt 3 um eine amtliche Unter-
suchung durch die Bundesverwaltung für Verkehr, Bau- und
Wohnungswesen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 bestimmt den Zweck des Untersuchungsverfah-
rens nach Abschnitt 3. Die Formulierungen sind an § 3
Abs. 1 und 2 FlUUG angelehnt. Mit der Festlegung auf die
für eine objektive Untersuchung maßgeblichen Sicherheits-
zwecke der Allgemeinheit unterscheidet sich die amtliche
Seeunfalluntersuchung nach diesem Abschnitt einerseits
von der Ausrichtung der Untersuchung nach Abschnitt 2 auf
Erkenntnisse, die primär aus der Perspektive des betreffen-
den Unternehmens gewonnen werden, sowie andererseits
von der Ausrichtung des Abschnitts 4 auf bestimmte Ver-
waltungsentscheidungen, mit denen die Allgemeinheit vor
Gefahren geschützt wird, die im Seeverkehr von Berechti-
gungsinhabern ausgehen. Im Interesse der unvoreingenom-
menen Ursachenerforschung wird in Absatz 2 davon abge-
sehen, eine Liste verbindlicher Prüfkriterien aufzustellen,

wie sie bisher in dem auf Normvollzug zugeschnittenen § 3
SeeUG enthalten war. Die Bezugnahme auf die Umstände
des Vorkommnisses, seine Ursachen und die den Schadens-
oder Gefahreintritt begünstigenden Faktoren sowie auf die
Gewinnung von Sicherheitsempfehlungen für die Verhütung
künftiger Unfälle und Gefährdungen folgt dem IMO-Code.

Mit der Bezugnahme auf die maritime Sicherheitspartner-
schaft der für die Sicherheit Verantwortlichen wird ein Ele-
ment der Gefahrengemeinschaft angesprochen, das sich tra-
ditionell aus den Erfahrungen und Notwendigkeiten der
Seeschifffahrt auf den Weiten der Meere gerade in Unfallsi-
tuationen entwickelt hat und dem Seeverkehr wie keinem
anderen Verkehrsträger ein Gepräge gibt. Die Inkaufnahme
großer Einbußen und der volle Einsatz der eigenen Kräfte
zur Rettung von Menschen aus Seenot zählen zu den Merk-
malen guter Seemannschaft. Die Sicherheitspartnerschaft in
der Seefahrt ist in vielfältiger Form auch Bestandteil der
Rechtsordnung, sei es in Gestalt von Pflichten zur Hilfeleis-
tung (etwa Artikel 98 SRÜ), sei es beispielsweise in den
Grundsatzbestimmungen des § 3 der Schiffssicherheitsver-
ordnung. In der IMO ist sie ein charakteristisches Element
gerade auch der Seeunfalluntersuchung. Auf Grund der dort
international vereinbarten Sicherheitspartnerschaft werden
die Ergebnisse der Unfalluntersuchung der IMO zur Verfü-
gung gestellt und von dieser ausgewertet, um der Staatenge-
meinschaft weltweit als Hilfe für die Schließung identifi-
zierter Lücken im internationalen Seesicherheitssystem zu
dienen.

Zu § 10 (Internationale Untersuchungsregelungen im
Sinne des Abschnitts 3)

Der Begriff „seefahrtbezogene internationale Untersu-
chungsregelungen“ ist in § 2 Abs. 1 definiert. Dabei wird auf
die Anlage verwiesen. Für die in Abschnitt A der Anlage be-
zeichneten völkerrechtlichen Normen ist bereits durch Ver-
tragsgesetz oder vertragsbezogene Verordnung der inner-
staatliche Anwendungsbefehl erteilt. Die in Abschnitt B der
Anlage genannten Gemeinschaftsrichtlinien werden grund-
sätzlich nach § 3 in Bezug auf die „Behörden des Bundes“
umgesetzt. § 10 enthält eine klärende Ausführungsgesetzge-
bung darüber, in welchen Fällen sich die Anwendung der ge-
nannten internationalen Untersuchungsregelungen nach den
Vorschriften des Abschnitts 3 richtet.

Zu § 11 (Entscheidung über die Führung der Unter-
suchung nach Abschnitt 3)

In Absatz 1 werden die Voraussetzungen festgelegt, unter
denen der Direktor der Bundesstelle bzw. sein Stellvertreter
(Absatz 3 und § 12) in bestimmtem Umfang („soweit“) eine
Untersuchung eröffnen muss. In Absatz 2 wird festgelegt, in
welchem Umfang er eine Untersuchung nach Abschnitt 3
eröffnen „kann“. Der Begriff des „Staates mit erheblichem
Interesse“ in Absatz 2 Nr. 2 richtet sich nach § 18. Soweit
beim Ermessen nach Absatz 2 Nr. 1 die Durchführbarkeit zu
berücksichtigen ist, soll vermieden werden, dass die unter-
suchende Stelle zu Dispositionen über ihre Untersuchungs-
kapazitäten veranlasst wird, die die sachgerechte Erfüllung
ihrer sonstigen Aufgaben – insbesondere solcher nach Ab-
satz 1 – beeinträchtigen könnten.
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Zu § 12 (Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung)

Die Durchführung der amtlichen Untersuchung nach Ab-
schnitt 3 wird der Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung
zugewiesen, die aus dem bisherigen Bundesoberseeamt ge-
bildet wird. Soweit bei der Untersuchung Aspekte des Um-
weltschutzes auf See zu berücksichtigen sind (vgl. § 1
Abs. 1), handelt die Bundesstelle im Rahmen der dem Bund
nach Artikel 87 Abs. 1 Satz 1 und Artikel 89 Abs. 2 Satz 2
GG sowie auch nach dem Seeaufgabengesetz auf dem Ge-
biet der Seeschifffahrt zugewiesenen Aufgaben und nicht
als allgemeine Umweltbehörde. Die Vorschrift entspricht
dem § 4 FlUUG über die Bundesstelle für Flugunfallunter-
suchung. Insbesondere wird auch die – dem § 29 Abs. 2
LuftVG nachgebildete – Möglichkeit übernommen, geeig-
nete private Personen als Beauftragte für Unfalluntersu-
chung zu bestellen (Absatz 4). Sie sollen bei kleineren zu
untersuchenden Unfällen die Untersuchungsführer entlasten
und als Hilfsorgane eintreten. Darüber hinaus sollen sie, so-
weit dies im küstennahen Bereich realisierbar ist, generell
eine gewisse Nähe zum Unfallort bieten und gegebenenfalls
bis zum Eintreffen des Untersuchungsführers erste Maßnah-
men einleiten. Soweit sie dies nach § 11 FlUUG tun, werden
sie als Beliehene tätig. Der Umfang ihrer einleitenden oder
durchzuführenden Maßnahmen wird von der Bundesstelle
auf der Grundlage eines Beleihungsvertrages festgelegt.

Wenn auch Zuordnungsbehörde aus verwaltungsorganisa-
tionsrechtlichen Gründen das Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau- und Wohnungswesen sein muss, soll gleichwohl
wie bei der Flugunfalluntersuchung eine weitestgehende
Unabhängigkeit der Bundesstelle gewahrt werden. Sie be-
rührt deren Funktion insoweit, als sachlich im Zusammen-
hang mit einzelnen Vorkommnissen auf See zwischen dem
Geschäftsbereich des BMVBW und der Tätigkeit der Bun-
desstelle definitiv ein scharfer Schnitt bestehen muss. Aus
diesem Grunde bedarf es der ausdrücklichen und normierten
Weisungsfreiheit im ureigentlichen Tätigkeitsbereich der
Bundesstelle (Absatz 3): sie umfasst die Freiheit, eine Un-
tersuchung im Rahmen des § 11 einzuleiten oder nicht ein-
zuleiten, sowie ihren Inhalt und Umfang, ferner den Unter-
suchungsbericht und die Sicherheitsempfehlungen, jeweils
im Rahmen der gesetzlichen und völkerrechtlichen Vorga-
ben. Sie erstreckt sich jedoch nicht auf die übrigen wesentli-
chen Weisungsinhalte einer vorgesetzten Dienstbehörde wie
z. B. personelle Besetzung, Qualifikationen, Rechtsaufsicht,
internationale Zusammenarbeit – insbesondere Interpreta-
tion und Einhaltung von Vorschriften des internationalen
Rechts bei Auslegungszweifeln – sowie Angelegenheiten
allgemein grundsatzpolitischen Inhalts.

Die nach Absatz 6 verlangten Qualifikationen sollen sicher-
stellen, dass der Leiter der Bundesstelle und die Untersu-
chungsführer angemessene aktuelle Kenntnisse und Fähig-
keiten haben, um eine Untersuchung zielgerichtet und mit
den dafür notwendigen eigenen Kenntnissen zügig durchzu-
führen. Die Schulung bezieht u. U. die Teilnahme an geeig-
neten Seminaren und Kursen ein. Der Dienstsitz des heuti-
gen Bundesoberseeamts in Hamburg ist auch der der
Bundesstelle; jedoch schließt dies nicht aus, dass das Perso-
nal der Bundesstelle dezentralisiert – etwa auch an den Or-
ten der Seeämter nach Abschnitt 4 – tätig ist.

Zu § 13 (Verwaltungs- und Amtshilfe)

Hier sind – nicht abschließend – besondere Fälle der Amts-
hilfe und Zusammenarbeit geregelt, die für die Funktionen
der Bundesstelle von besonderer Wichtigkeit sind. Absatz 1
sieht für geeignete Fälle eine Zusammenarbeit der Bun-
desstelle mit der Bundesstelle für Flugunfalluntersuchung
vor, was sich z. B. insbesondere beim Erfahrungs- und Da-
tenaustausch und bei der Einsatzgestaltung als sinnvoll er-
weisen kann. In Absatz 2 wird ausgesprochen, dass die
Bundesstelle zur Erledigung ihrer Aufgaben insbesondere
auch bestimmte andere Behörden der Bundesverkehrsver-
waltung zur Amtshilfe heranziehen kann. In der Regel wird
es sich lediglich um eine Inanspruchnahme von Einrichtun-
gen oder des Sachverstandes einzelner Bediensteter dieser
Behörden zu konkret definierten Fragestellungen handeln.
Die Amtshilfe ist unzulässig, wenn nach den Umständen
nicht ausgeschlossen werden kann, dass das Verhalten der
ersuchten Behörde oder eines zu ihrem Behördenbereich ge-
hörenden Bediensteten für den Unfall mitursächlich war.
Nach Absatz 3 kann die Bundesstelle – beispielsweise im
Hinblick auf die Tätigkeit von Schiffen der Wasserschutz-
polizeien – mit Dienststellen der Bundesländer allgemeine
Verwaltungsvereinbarungen zur Erfüllung ihrer Aufgaben
abschließen, Absprachen über die Heranziehung von Nach-
weismitteln oder Untersuchungsergebnissen treffen oder auf
sonstige Weise zusammenarbeiten. Die allgemeinen Ver-
einbarungen werden im Verkehrsblatt bekannt gemacht. Ab-
satz 4 verweist für die Teilnahme der Bundesstelle an aus-
ländischen Untersuchungen und für internationale Ersuchen
um Amtshilfe auf den Unterabschnitt 3 mit den in § 15
Abs. 1 genannten Regelungen des Flugunfall-Untersu-
chungs-Gesetzes (insbesondere § 5 FlUUG). Absatz 5 weist
den Abschluss eventuell erforderlicher ergänzender Verein-
barungen, wie sie beispielsweise in den Abschnitten 7 bis 9
des IMO-Codes vorgesehen sind, dem Bundesministerium
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen als Aufgabe zu. Im
Übrigen bleiben nach Absatz 6 die bestehenden Vorschrif-
ten und Grundsätze für die Verwaltungs- und Amtshilfe un-
berührt.

Zu § 14 (Unterrichtung ausländischer Staaten und der
IMO)

Mit § 14 beginnt der Unterabschnitt 3 über die Durch-
führung der Untersuchungen der Bundesstelle. Dabei wird
der Notwendigkeit Rechnung getragen, dass das Unter-
suchungsverfahren wegen der Internationalität des Seever-
kehrs von vorneherein dem internationalen Untersuchungs-
standard entsprechen muss. Die Durchführungsregeln sind
jedoch grundsätzlich auch für die Untersuchungen bei Vor-
kommnissen ohne Auslandsbezug heranzuziehen.

§ 14 entspricht dem § 6 FlUUG sowie den international ab-
gestimmten Verfahren der IMO. Die von einem Seeunfall
betroffenen Staaten sind für ihre Zusammenarbeit auf recht-
zeitige gegenseitige Unterrichtung angewiesen. Die Bun-
desstelle wird verpflichtet, über Seeunfälle von Schiffen un-
ter der Bundesflagge oder von Schiffen unter einer
ausländischen Flagge in deutschen Hoheitsgewässern, das
heißt den inneren Gewässern oder dem deutschen Küsten-
meer, den oder die in Betracht kommenden anderen Staaten
mit einem erheblichen Interesse an der Seeunfalluntersu-
chung (§ 18), insbesondere Flaggenstaaten anderer beteilig-



Drucksache 14/6455 – 40 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

ter Schiffe, sowie nach Maßgabe des IMO-Codes das Se-
kretariat der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation
(IMO) in London schnellstmöglich zu unterrichten. Für den
hier gemeinten Begriff des Seeunfalls wird zur Klarstellung
auf die Regelung in Artikel 94 Abs. 7 und die Definition in
Artikel 221 Abs. 2 des Seerechtsübereinkommens Bezug
genommen.

Zu § 15 (Entsprechende Geltung des Flugunfall-Unter-
suchungs-Gesetzes)

Zu Absatz 1
Absatz 1 stellt durch Verweisung auf das Flugunfall-Unter-
suchungs-Gesetz sicher, dass nahezu alle Verfahrensvor-
schriften für die Untersuchung von Flugunfällen in entspre-
chender Weise auf die Untersuchung schaden- oder
gefahrverursachender Vorkommnisse angewendet werden
können und so die für die Rechtssicherheit und Verfahrens-
klarheit wichtige Homogenität der Untersuchungstätigkei-
ten und -maßstäbe sowie der gesetzgeberischen Vorgaben
gewährleistet wird. Dabei werden in den Nummern 1 bis 16
für die einschlägigen Begriffe der Flugunfalluntersuchung
die ihnen entsprechenden Begriffe der Seeunfalluntersu-
chung aufgeführt.
Allerdings müssen bestimmte Vorschriften wegen bestehen-
der Besonderheiten beim Seeverkehr von dieser Verweisung
ausgenommen werden:
– Es handelt sich zunächst um die §§ 1 bis 4 und 6

FlUUG, die nicht die in Abschnitt 3 behandelte „Durch-
führung“ der Untersuchung betreffen und ihre Entspre-
chung bereits in den §§ 9 bis 14 finden.

– § 14 Abs. 5 FlUUG (flugsicherungsfachliche Qualifika-
tion) ist nicht auf den Seeverkehr übertragbar.

– Bei den Anhörungen zum Gesetzentwurf war deutlich
erkennbar, dass keine Akzeptanz bei Vorschriften zu er-
warten ist, die dem Konzept der modernen maritimen
Sicherheitspartnerschaft (§ 9 Abs. 2) zuwiderlaufen, das
nach dem Entwurf ein tragendes Element der gesamten
Neuregelung sein soll. Dies betrifft die Rechtspflicht zur
aktiven Unterrichtung der Strafverfolgungsbehörden
(§ 7 FlUUG) sowie die Erteilung von Auskünften aus
den Akten des Untersuchungsverfahrens oder die Ge-
währung von Akteneinsicht, soweit das zur Feststellung,
Durchsetzung oder zur Abwehr von Rechtsansprüchen
dient (§ 21 FlUUG). Beide Vorschriften sind unverein-
bar mit der Spezialregelung von Abschnitt 10 des IMO-
Codes, der eine Freigabe von Unterlagen und Aufzeich-
nungen „zu keinem anderen Zweck als dem der Unfall-
untersuchung“ zulässt. Die Nichtübernahme dieser Vor-
schriften verkürzt keine nach allgemeinen Vorschriften
gegebenen Rechtspositionen. Insbesondere stehen den
bei einem Seeunfall Geschädigten die Möglichkeiten der
Beweissicherung im Rahmen der Zivilprozessordnung
zur Verfügung. Nach den verfassungsrechtlichen Grund-
sätzen rechtsstaatlichen Verwaltungshandelns werden
Personen nicht schon dadurch zu Verfahrens-„Beteilig-
ten“ mit einem Recht auf Gewährung der Akteneinsicht,
dass sie in einem – wie hier – nicht auf Erlass eines Ver-
waltungsakts gerichteten Verfahren, das mangels unmit-
telbarer Verbindlichkeit der Verwaltungsentscheidung
nur mittelbar in geschützte Rechtspositionen eingreifen

könnte, nur durch faktische Reflexwirkungen betroffen
werden.

– Auch § 24 FlUUG über die Kostentragung lässt sich nicht
auf den Seeverkehr übertragen. Das Kriterium der vor-
sätzlichen oder grob fahrlässigen Herbeiführung des Un-
falls für das Rückforderungsrecht nach Absatz 1 ist dem
an der maritimen Sicherheitspartnerschaft ausgerichteten
Untersuchungsverfahren fremd und könnte sich von
vorneherein lähmend auf den Untersuchungserfolg aus-
wirken. Zudem ist der Bund auf Grund des Artikels 12 der
Richtlinie 1999/35/EG hinsichtlich der Durchführung der
Untersuchung an den IMO-Code für die Untersuchung
von Unfällen und Vorkommnissen auf See gebunden, der
in Abschnitt 11 von den Regierungen verlangt, dass sie
aus eigener Kraft über die für die Durchführung der Un-
tersuchungen ausreichenden Mittel verfügen. Die Heran-
ziehung bestimmter unfallbeteiligter Personen zur Kos-
tenerstattung im Sinne von § 24 Abs. 1 und 3 FlUUG
kann sich als Hindernis für die Teilnahme anderer EG-
Staaten an der von der Richtlinie angestrebten Unter-
suchungs-Zusammenarbeit mit Deutschland auswirken,
zumal da Grundsätze für Kostenrückforderungen beim
Zusammenwirken mehrerer Staaten nicht vorhanden
sind. Auch werden nach dem Code alle behördlichen Un-
tersuchungen als Tätigkeiten im ausschließlich öffentli-
chen Interesse zur Verbesserung der Verkehrssicherheit
angesehen, ohne dass es auf Kriterien individuellen Ver-
schuldens ankommt, so dass die eventuelle Anlastung
entstandener Verwaltungskosten gegenüber Privatper-
sonen den allgemeinen Bestimmungen außerhalb des
Rechts der Seeunfalluntersuchung überlassen bleiben
muss.

– Dasselbe gilt für die Kosten der Bergung des Schiffs
oder die Beseitigung der Trümmer entsprechend § 24
Abs. 3 FlUUG. Anders als bei Flugunfällen über festem
Boden stellt sich die Frage einer Trümmerbeseitigung im
Seeverkehr zumeist schon deshalb nicht, weil die Ge-
genstände in die Tiefe des Meeres sinken. Das Recht der
Bergung ist in der internationalen Seeschifffahrt großen-
teils in internationalen Übereinkommen, im Übrigen im
deutschen Handelsgesetzbuch geregelt. Soweit dies für
die Wrackbeseitigung noch nicht der Fall ist, muss das
Ergebnis der Verhandlungen im Rahmen der IMO abge-
wartet werden, die derzeit auf den Abschluss eines Inter-
nationalen Übereinkommens über die Wrackbeseitigung
hinarbeitet.

– Schließlich muss im Hinblick auf die Datenschutz-
Richtlinie 95/46/EG nunmehr auch § 26 Abs. 4 Satz 2
FlUUG über die Übermittlung personenbezogener Daten
im Falle fehlender Gewährleistung angemessenen Da-
tenschutzes beim Empfänger von der Verweisung in § 15
Abs. 1 ausgenommen werden.

Zu den Absätzen 2 bis 8
Zur Übernahme der Vorschriften des Flugunfall-Untersu-
chungs-Gesetzes sind bestimmte Maßgaben erforderlich.
Die in § 19 enthaltenen und nach Völkerrecht wie auch ins-
besondere nach der Richtlinie 1999/35/EG verbindlichen
Einschränkungen der Freigabe von Aufzeichnungen und der
Verwertung von Aussagen nach Abschnitt 10 des IMO-
Codes müssen auch bei Übermittlungen an öffentliche Stel-
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len sowie der Offenlegung von Akten durch die Bundesstelle
eingehalten werden (Absatz 2). Im Einklang mit § 8 Abs. 1
und 2 des Seeaufgabengesetzes, wonach die mit der Unter-
suchung der Seeunfälle im Sinne des § 1 Nr. 4a SeeAufgG
betrauten Personen die Befugnis zum Betreten bestimmter
Betriebs- und Geschäftsräume auch an Land sowie zur Vor-
nahme bestimmter Prüfungen haben, wird in Absatz 4 sicher-
gestellt, dass sich die Untersuchungsbefugnisse im Sinne des
§ 11 Abs. 1 FlUUG zum Betreten und Besichtigen von
Grundstücken auch auf diese Betriebs- und Geschäftsräume
beziehen. § 12 Abs. 1 FlUUG über die Absperrung der Un-
fallstelle und den Zutritt zu ihr ist in einer dem Seebereich
angepassten Weise auf die deutschen Hoheitsgewässer zu be-
ziehen, außerhalb derer eine Absperrung durch deutsche Be-
hörden aus völkerrechtlichen Gründen nicht in Betracht
kommt (Absatz 5). Das Zeugnisverweigerungsrecht im
Sinne von § 16 Abs. 3 Satz 2 FlUUG wird im Einklang mit
dem IMO-Code auf Fragen erweitert, deren Beantwortung
zur Gefahr erheblicher anderer rechtlicher Nachteile führen
würde (Absatz 6). Hinsichtlich der Versendung des Untersu-
chungsberichts tritt nach Absatz 7 an die Stelle der in § 18
Abs. 3 Nr. 2 FlUUG genannten Internationalen Zivilluft-
fahrt-Organisation als Adressat im Seebereich die Interna-
tionale Seeschifffahrts-Organisation. Die Nennung der Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaft in § 18 Abs. 3 Nr. 3
und § 19 Abs. 5 FlUUG entspricht, bezogen auf den See-
bereich, dem Artikel 12 Abs. 5 der Richtlinie 1999/35/EG.
Absatz 8 präzisiert im Sinne der Sicherheitspartnerschaft,
dass bei den Stellen, an die die Sicherheitsempfehlungen
nach § 15 Abs. 1 in Verbindung mit § 19 Abs. 2 FlUUG zu
richten sind, auch einzelne Personen, Unternehmen oder
Verbände in Betracht kommen.

Zu § 16 (Benennung des federführenden Staates und der
Teilnehmer am Untersuchungsverfahren)

Mit der Vorschrift werden bestimmte staatliche Erforder-
nisse aus dem IMO-Code – insbesondere die Abschnitte 6
und 7 – und dem auf ihn verweisenden Artikel 12 der Richt-
linie 1999/35/EG umgesetzt. Absatz 4 soll der Bundesstelle
die Möglichkeit geben, mit Zustimmung eines anderen
Staates mit erheblichem Interesse, zum Beispiel eines aus-
ländischen Flaggenstaates, zugleich für diesen zu untersu-
chen, wenn anderenfalls die Durchführung einer Untersu-
chung an der Untätigkeit dieses Staates ganz oder teilweise
scheitern würde.

Zu § 17 (Teilnahme an einer Untersuchung anderer Staa-
ten)

Ist nach Art und Umständen des Vorkommnisses ein erheb-
liches Untersuchungsinteresse mehrerer Staaten gegeben, so
kann nach § 17 die Untersuchung, soweit erforderlich, in
der Weise vorgenommen werden, dass die Bundesstelle le-
diglich an der Untersuchung eines anderen federführenden
Staates teilnimmt (§ 15 Abs. 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 1
FlUUG) oder auf Ersuchen in sonstiger Weise mitarbeitet
(§ 15 Abs. 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 3 FlUUG). Die Be-
nennung Deutschlands als federführender Staat kann unter-
bleiben, soweit dies nach dem internationalen seefahrt-
bezogenen Untersuchungsstandard wegen Vorrangs der
Untersuchung durch andere Staaten geboten ist oder die
Bundesstelle der Ansicht ist, dass ihre Mitwirkung an Un-
tersuchungen eines oder mehrerer anderer Staaten ausreicht,

um den in § 9 Abs. 2 genannten Untersuchungszwecken zu
entsprechen. Dies ist insbesondere der Fall, soweit dadurch
die Untersuchung wesentlich beschleunigt werden kann
oder die ausländische Untersuchungsstelle auf Grund ihrer
technischen und personellen Voraussetzungen zur leitenden
Untersuchung besonders geeignet erscheint.

Zu § 18 (Verweisung auf Verfahren der IMO)

Der Inhalt von § 18 ist hinsichtlich des Gemeinschaftsrechts
durch Artikel 12 Abs. 2 in Verbindung mit Artikel 2 Buch-
stabe p der Richtlinie 1999/35/EG vorgegeben.

Zu § 19 (Freigabe von Aufzeichnungen und Verwertung
von Aussagen)

Es handelt sich um eine der elementaren Verfahrensvor-
schriften des IMO-Codes (Abschnitt 10), die völkerrecht-
lich und über die Inkorporation des Codes in Artikel 12 der
Richtlinie 1999/35/EG auch gemeinschaftsrechtlich ver-
bindlich sind und nahezu wörtlich in den Entwurf übernom-
men werden. Ohne ihre Einhaltung könnte sich Deutschland
nicht an internationalen Untersuchungen nach dem interna-
tionalen Standard beteiligen. Im Hinblick auf den Zweck
der Untersuchungen nach Abschnitt 3 (§ 9 Abs. 2) ist die
Einschränkung der Freigabe nach § 19 aber auch für Verfah-
ren ohne Auslandsbezug erforderlich. Die in § 15 Abs. 2 ge-
nannten Übermittlungen oder Offenlegungen sind bei Auf-
zeichnungen über bestimmte von der Bundesstelle erhobene
Aussagen, Meinungsäußerungen oder Mitteilungen nur un-
ter den in § 19 Abs. 1 und 2 genannten Voraussetzungen zu-
lässig. Absatz 4 sieht als eine spezifische Ausprägung des
Vertrauensprinzips in der maritimen Sicherheitspartner-
schaft in Anlehnung an die Rechtsordnung anderer Staaten
einen Vertrauensschutz für diejenigen vor, die im Rahmen
der Untersuchung nach Abschnitt 3 Aussagen machen.

Zu Abschnitt 4 (Normvollzug gegenüber einzelnen an
Bord verantwortlichen Personen im Ver-
waltungsverfahren)

Eine Reihe amtlicher Verfahren hat die Untersuchung be-
stimmter Umstände von Seeunfällen unter rechtsnormativen
Gesichtspunkten zum Gegenstand und zielt auf einen Voll-
zug vorgegebener Normen durch amtliche Entscheidungen
gegenüber Verfahrensbeteiligten. Hierzu zählen die entspre-
chenden Verfahren der Gerichte wie auch die Verwaltungs-
verfahren der Ordnungswidrigkeitsbehörden und – nach
Maßgabe der Normenvorgabe in § 3 Abs. 2, §§ 18 und 19
SeeUG – der Seeämter. Abschnitt 4 betrifft deren Normvoll-
zug hinsichtlich einzelner Berechtigungen natürlicher Per-
sonen in Bezug auf die Ausübung bestimmter verantwortli-
cher Tätigkeiten an Bord von Schiffen in der Seefahrt.
Dieser Normvollzug ist streng von der Untersuchung im
Sinne des dritten Abschnitts zu trennen. Entsprechend dem
internationalen Untersuchungsstandard sind weltweit bei
der Seefahrt – wie im Luftverkehr – die Funktionen der un-
abhängigen amtlichen objektiven und ergebnisoffenen Un-
falluntersuchung zur Sicherheitskultur des Seesicherheits-
systems einerseits und der subjektbezogenen und
normgebundenen Untersuchungen zum Normvollzug der
Patententziehung andererseits wegen ihres unvereinbar un-
terschiedlichen Charakters jeweils verschiedenen Behörden
zugewiesen, auch wenn hiermit in bestimmten Belangen ein
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Nebeneinander behördlicher Untersuchungstätigkeiten je
nach den unterschiedlichen Funktionsbereichen einhergeht.
Andere als die genannten Berechtigungen, die im Zusam-
menhang mit der Seeunfalluntersuchung eine Rolle spielen
können, kommen in dem Verfahren nicht in Betracht. Ab-
schnitt 4 hat seinen Schwerpunkt in Vorschriften über das
Seeamtsverfahren, die aus dem Seeunfalluntersuchungsge-
setz übernommen sind. Die Beibehaltung der bestehenden
fünf Seeämter entspricht einem breiten politischen Konsens.

Zu § 20 (Sachlicher Geltungsbereich des Abschnitts 4,
Verwaltungsverfahren)

In § 20 ist der sachliche Geltungsbereich des Abschnitts 4
niedergelegt. Er erfasst den Entzug und die amtliche Ein-
schränkung der Ausübung bestimmter für die Seefahrt er-
forderlicher individueller Berechtigungen. Es handelt sich
im Wesentlichen um die bisher in § 19 SeeUG aufgezählten
Befähigungszeugnisse und Sportboot-Fahrerlaubnisse. § 20
weicht jedoch von dieser Aufzählung insofern ab, als einer-
seits im Hinblick auf die Spezialregelungen in den §§ 7 bis
20 des Seelotsgesetzes über die Bestallung der Seelotsen
einschließlich Widerruf und Untersagung der Ausübung die
„Zulassung als Seelotse“ gestrichen wurde, andererseits
über die eigentlichen Befähigungszeugnisse hinaus im prä-
ventiven Interesse der Sicherheit der Seefahrt alle Berechti-
gungen einbezogen werden, die einer Person für die See-
fahrt im Rahmen der Bundesaufgabe nach § 2 des
Seeaufgabengesetzes erteilt worden sind. Sodann erfasst der
sachliche Geltungsbereich des Abschnitts 4 die amtliche
Einschränkung der Ausübung der genannten Berechtigun-
gen sowie der Befähigungszeugnisse und Fahrterlaubnisse,
die von einer ausländischen Behörde ausgestellt wurden. Es
geht ausschließlich um Maßnahmen im Rahmen des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes. Entzug und Einschränkungen
nach sonstigen – etwa straf- oder disziplinarrechtlichen –
Rechtsgrundlagen bleiben unberührt. Der Hinweis auf § 9
des Verwaltungsverfahrensgesetzes entspricht § 10 SeeUG.

Zu § 21 (Internationale Untersuchungsregelungen im
Sinne des Abschnitts 4)

Parallel zu § 10 wird – hier für die Abschnitte C und D der
Anlage – klargestellt, in welchen Fällen sich die Anwen-
dung der internationalen Untersuchungsregelungen nach
den Vorschriften des Abschnitts 4 richtet. Untersuchungen
beim oder zum Normvollzug durch andere Behörden, die
auf Grund sonstiger Rechtsvorschriften zuständig sind, blei-
ben unberührt.

Zu § 22 (Vorprüfung)

Zu den gravierendsten Schwachstellen des bisherigen Ver-
fahrens nach dem Seeunfalluntersuchungsgesetz gehörte bei
den Funktionen des Seeamts die Personenidentität von Er-
mittlern bzw. Verfolgern („Ankläger“) einerseits und Urtei-
lenden („Richter“) andererseits, die bei der Verbindung von
objektiven Verfahrenselementen (Ursachenermittlung) und
subjektiven Momenten (Fehlerzuweisung, Berechtigungs-
entzug) in einem öffentlichen Verfahren das Vertrauen der
Beteiligten in die gebotene Neutralität der Untersuchung
schon aus grundsätzlichen Erwägungen beeinträchtigen
konnte. Nach dem Unterabschnitt 1 werden die Funktionen
künftig getrennt: Die Vorprüfungsbehörde WSD Nordwest

stellt bei hinreichendem Verdacht den Antrag auf Entzug
oder Einschränkung der Ausübung der Berechtigung; das
zuständige Seeamt befindet sodann über Entzug oder Ein-
schränkung. Bestehen hinreichende Anhaltspunkte dafür,
dass ein von einer deutschen Behörde ausgestellter Befähi-
gungsnachweis eines Kapitäns oder eines Besatzungsmit-
glieds für die zivile Schifffahrt oder eine Fahrerlaubnis für
Sportboote oder sonstige Fahrzeuge gemäß dem Verwal-
tungsverfahrensgesetz entzogen oder ihre Ausübung einge-
schränkt werden muss, so hat die Wasser- und Schifffahrts-
direktion Nordwest nach § 22 zunächst eine summarische
Überprüfung auf die Stichhaltigkeit der vorliegenden Be-
weisunterlagen durchzuführen. Ihre Zuständigkeit erstreckt
sich auf die zentrale Heranziehung aller ihr zugänglichen
Informationen, aus denen sich entsprechende Verdachtsmo-
mente ergeben könnten, sowie auf die Beurteilung, ob hin-
reichende Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass eine Maß-
nahme nach § 31 SeeUG getroffen werden muss. Da es sich
lediglich um eine summarische Vorprüfung handelt, wird
die WSD in der Regel auch den Bericht der Bundesstelle ab-
warten, jedoch bei klaren Sachverhalten – z. B. im Falle er-
wiesener Trunkenheit bei der Schiffsführung – entsprechend
ihrer ausdrücklichen Verpflichtung zum „unverzüglichen“
Handeln (Absatz 1) ein sofortiges Tätigwerden des Seeam-
tes veranlassen.
Hinreichende Anhaltspunkte sind nach Absatz 2 insbeson-
dere dann anzunehmen, wenn nach den allgemein anerkann-
ten völkerrechtlichen Regeln des Berechtigungsentzugs in
Buchstabe D der Anlage zum Entwurf oder nach den Ge-
meinschaftsvorschriften in Buchstabe E dieser Anlage eine
Verpflichtung zur Überprüfung des Sachverhalts besteht. Es
handelt sich hier hauptsächlich um Fälle von Beschwerden
aus anderen Staaten mit dem Vorwurf fehlerhaften Verhaltens
einzelner Patentinhaber, die an die staatlichen Behörden he-
rangetragen werden. Kommt die WSD Nordwest auf Grund
ihrer Ermittlungen und der Vorprüfung zu dem Ergebnis, dass
ein hinreichender Verdacht für die Notwendigkeit einer Ent-
ziehung oder Einschränkung der Ausübung einer Berechti-
gung vorliegt, so stellt sie bei dem zuständigen Seeamt (vgl.
Artikel 3) nach Absatz 3 den Antrag, den Fall im Rahmen des
Abschnitts 4 in Bezug auf den Inhaber der Berechtigung – in
der Terminologie des Gesetzes der „Beteiligte“ – zu untersu-
chen. Um bei Untersuchungen in Bezug auf WSD-eigene
Schiffe objektiven Besorgnissen der Befangenheit vorzubeu-
gen, schreibt Absatz 4 in solchen Fällen einen Bericht an das
Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
vor, das die WSD anweisen kann, einen Antrag nach Absatz
3 zu stellen. Absatz 5 stellt sicher, dass Zuständigkeiten und
Befugnisse wie die der patentausstellenden Behörden nach
der Schiffsoffizier-Ausbildungsverordnung sowie der Schiff-
fahrtspolizeibehörden nach dem Seeaufgabengesetz unbe-
rührt bleiben. Die Zuständigkeit der patentausstellenden Be-
hörden zum Patententzug richtet sich vor allem auf Fälle, bei
denen die Patenterteilung – zum Beispiel wegen unzutreffen-
der Angaben – von vorneherein schwerwiegende Mängel
aufweist, ohne dass hier konkrete Präventionsgesichtspunkte
in Betracht gezogen werden müssen.

Zu § 23 (Pflicht zur Durchführung oder Einstellung der
Untersuchung nach Abschnitt 4)

Das zuständige Seeamt untersucht in dem Umfang („so-
weit“), wie ein Antrag der WSD vorliegt (Absatz 1). Auch
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das Entzugsverfahren dient – wie alle Verfahren nach dem
Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetz – der Sicherheitsvor-
sorge (Prävention), nicht der Ahndung als Abgeltung von
begangenem Unrecht. Der Präventionszweck wird erreicht
und das Verfahren nach Absatz 2 Satz 1 daher eingestellt,
wenn ein Beteiligter (§ 22 Abs. 3) den ihm nachteiligen
Entzug seiner Berechtigung für einen ausreichenden Zeit-
raum selbst vollzieht und die zugehörigen Urkunden darü-
ber mit einer entsprechenden schriftlichen unwiderruflichen
Erklärung bei der WSD oder dem zuständigen Seeamt in
Verwahrung gibt. Als ausreichenden Zeitraum sieht das Ge-
setz in Absatz 2 Satz 1 grundsätzlich dreißig Monate an,
was einem Zeitraum entspricht, der jetzt in § 31 als Höchst-
dauer der befristeten Entziehung vorgesehen ist und den die
Seeämter bisher in mehr als 90 % der von ihnen angeordne-
ten Entziehungen nicht überschritten haben. Hat die Be-
hörde jedoch den Verdacht, dass dem Beteiligten dauerhaft
die körperliche, geistige oder charakterliche Eignung zum
Seedienst oder zum Führen eines Schiffes in der Seefahrt
fehlt, so wird der Präventionszweck in diesem Zusammen-
hang nur erreicht, wenn der Beteiligte auf Dauer auf seine
Berechtigung verzichtet und die Berechtigungsurkunden
endgültig der untersuchenden Behörde zur Verwahrung aus-
händigt. Die zuständige Behörde kann nach Absatz 2 Satz 2,
soweit dies zur Erreichung des Präventionszweckes aus be-
sonderen von ihr anzugebenden Gründen erforderlich oder
angemessen ist, die Einstellung mit Auflagen verbinden
oder die in Satz 1 vorgesehenen Entzugsfristen verkürzen.

Zu den §§ 24 bis 28

Die Vorschriften entsprechen im Wesentlichen den bisheri-
gen §§ 5 bis 13 SeeUG. In § 25 Abs. 3 wird die nicht mehr
geltende Bezeichnung „Kapitän auf Großer Fahrt“ durch die
Bezeichnung „Befähigung zum Kapitän“ im Sinne des
STCW-Übereinkommens ersetzt. Die bisherige Anzeige-
pflicht nach § 11 Abs. 1 SeeUG war insofern problematisch,
als sie zu einem Verfahren gehörte, das unmittelbar auch auf
Akte wie die Patententziehung nach § 19 SeeUG oder die
Feststellung fehlerhaften Verhaltens im Sinne von § 18
SeeUG gerichtet ist. Dies berührt den Rechtsgrundsatz, dass
im Prinzip niemand gezwungen werden soll, gegen sich
selbst Verfahren einzuleiten, die zu Nachteilen wie der Ab-
erkennung von Berechtigungen führen und unter Umstän-
den berufliche Einbußen von existentieller Bedeutung zur
Folge haben können. Andererseits gehört eine Anzeige-
pflicht in gewissem Umfang – auch nach dem internationa-
len Untersuchungsstandard – zu den unverzichtbaren Vor-
aussetzungen der Seeunfalluntersuchung. Die bisherige
Verpflichtung wird aus dem Verfahren des Berechtigungs-
entzugs nach Abschnitt 4 herausgelöst und der Untersu-
chung nach Abschnitt 3 zugeordnet (Anzeige an die Bun-
desstelle). Der systematisch zutreffende Ort für die
Regelung ist die auf die Abwehr von Gefahren für die Si-
cherheit des Seeverkehrs nach dem Seeaufgabengesetz ge-
stützte Verordnung über die Sicherheit der Seefahrt, die be-
reits ähnliche Individualverpflichtungen enthält (unten
Artikel 4). Für die Auskunftspflicht nach dem bisherigen
§ 11 Abs. 2 Satz 1 SeeUG – jetzt § 28 Abs. 1 Satz 1 – ist die
Verpflichtung derjenigen Personen ausreichend, die nach
dem Schiffssicherheitsgesetz für die Sicherheit des Schiffes
verantwortlich sind. Die Ersetzung des Wortes „Anforde-
rung“ in § 28 Abs. 1 durch das Wort „Verlangen“ entspricht

dem neuen Bußgeldtatbestand in § 34 Abs. 1 Nr. 4. Für eine
Ermittlungstätigkeit und Beweissicherung der deutschen
Auslandsvertretungen von Amts wegen im Sinne des § 13
SeeUG bleibt neben dem Verfahren der Seeunfalluntersu-
chung durch die Bundesstelle nach Abschnitt 3 kein Raum.
Die Möglichkeit, dass die Bundesstelle den Auswärtigen
Dienst um Amtshilfe ersucht, bleibt unberührt. Im Verhält-
nis zu den Küstenländern wird – wie bereits bei den §§ 11
und 26 SeeUG – auf Grund von § 35 nach den bestehenden
Bund-Länder-Vereinbarungen über den schifffahrtspolizeili-
chen Vollzug verfahren.

Zu § 29 (Mündliche Verhandlung)
Mündlichkeit und Öffentlichkeit des Verfahrens dienen dem
Schutz der Beteiligten und müssen ihnen somit zur Disposi-
tion stehen. Die mündliche Verhandlung soll daher nach
Absatz 1 nur noch stattfinden, wenn nicht sämtliche Betei-
ligten dem widersprechen; sie soll nur öffentlich sein, wenn
kein Beteiligter widerspricht. Bei den anderen Verkehrsträ-
gern gibt es in vergleichbaren Entzugsverfahren ohnehin
keine mündliche Verhandlung. Andererseits sollte der Be-
troffene selbst in Eilfällen nicht zum Verzicht auf die münd-
liche Verhandlung gezwungen sein; § 14 Abs. 6 SeeUG
über Eilmaßnahmen des Seeamts ohne mündliche Verhand-
lung wird nicht übernommen. Bei klarem Sachverhalt wird
der Vorsitzende ohnehin binnen kürzester Frist auf eine see-
amtliche Entscheidung drängen. Im Übrigen entspricht § 29
den §§ 14 bis 16 SeeUG.

Zu § 30 (Spruch des Seeamtes)
§ 30 regelt den Inhalt des Spruchs des Seeamtes. Entschei-
dungen über das Vorliegen eines fehlerhaften Verhaltens
nach Absatz 2 Nr. 2 unterbleiben, wenn nicht zugleich eine
Entscheidung nach Absatz 2 Nr. 3 getroffen wird. Dies ent-
spricht der deutschen Rechtslage auch bei allen anderen
Verkehrsträgern. Im Übrigen entspricht § 30 den §§ 17, 18
und 20 SeeUG.

Zu § 31 (Entzug und Beschränkung der Ausübung von
Berechtigungen)

§ 31 ist die zentrale Vorschrift über den Entzug und die Ein-
schränkung der Ausübung von Berechtigungen durch die
Seeämter. Soweit es sich hierbei um Berechtigungen handelt,
die für die Ausübung beruflicher Tätigkeiten erforderlich
sind, ergeben sich aus der Berufsfreiheit nach Artikel 12
Abs. 1 GG strenge Anforderungen an die Bestimmtheit der
Eingriffstatbestände und die Verhältnismäßigkeit der vom
Seeamt zu treffenden Maßnahmen. Der Wortlaut des bishe-
rigen § 19 SeeUG wird daher in mehreren Punkten modifi-
ziert.

Zu Absatz 1
– Die bisherige Bezugnahme in § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1

SeeUG auf § 142 des Seemannsgesetzes hat sich als zu
eng erwiesen. Zwar gelten die von einer Behörde der
Deutschen Demokratischen Republik ausgestellten Be-
rechtigungen nach dem durch den Einigungsvertrag ein-
geführten § 19 Abs. 8 SeeUG (jetzt § 31 Abs. 6) als von
einer Behörde der Bundesrepublik Deutschland ausge-
stellt, jedoch blieb das Verhältnis zu § 142 des Seemanns-
gesetzes bei diesen Berechtigungen unklar. Außerdem
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deckte § 19 Abs. 8 SeeUG nicht für alle für die Fahrtbe-
rechtigung in Betracht kommenden Nachweise ab.
Ebenso deckte die Bezeichnung „Befähigungszeugnis“ in
§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SeeUG nicht alle nach dem
STCW-Übereinkommen relevanten Berechtigungen ab.
Es wird daher jetzt mit der Verweisung auf § 20 generell
und umfassend auf die Berechtigungen Bezug genom-
men, die in Wahrnehmung der dem Bund auf dem Gebiet
der Schiffssicherheit obliegenden Funktionen nach § 2
des Seeaufgabengesetzes (vgl. oben zu Artikel 1 Nr. 2)
erteilt worden sind.

– Auch die bisherige Beschränkung des § 19 SeeUG auf
die Kauffahrteischiffe im Sinne des Seemannsgesetzes
und die Sportboote hat sich als zu eng erwiesen. Unter
Gesichtspunkten der Sicherheit der Seefahrt müssen
auch sonstige Fahrzeuge wie zum Beispiel Traditions-
schiffe oder Behördenfahrzeuge berücksichtigt werden.

– § 19 Abs. 1 SeeUG sah bisher als Regelfall den dauer-
haften Entzug der dort genannten Berechtigungen vor.
Dasselbe galt nach Absatz 3 bei Fahrerlaubnissen für
Sportboote. Dies wird dem Gebot der Verhältnismäßig-
keit der Eingriffsmaßnahmen nicht gerecht. Die Seeäm-
ter haben in über 95 % aller Fälle lediglich befristete
Entzugsmaßnahmen angeordnet, die bisher in der Aus-
nahmevorschrift des § 19 Abs. 6 SeeUG vorgesehen wa-
ren. Nach Absatz 1 ist künftig ein befristetes Fahrverbot
die Regel.

– Maßgeblicher Bezugspunkt des Entzugs war bisher das
vom Seeamt zunächst festzustellende fehlerhafte Verhal-
ten des Inhabers der Berechtigung bei einem Seeunfall.
Daraus hat sich verbreitet der unzutreffende Eindruck er-
geben, dass der Entzug eine Ahndung der begangenen
Verhaltensfehler darstelle und hinsichtlich der Dauer
nach deren Gewicht zu bemessen sei. Absatz 1 bringt
jetzt klar zum Ausdruck, dass bei der Entscheidung al-
lein auf die polizeiliche Prognose abzustellen ist, ob eine
solche Maßnahme zur Sicherheit der Seefahrt im Sinne
des § 1 erforderlich ist, weil der Berechtigte während der
befristeten Zeitdauer der Maßnahme nicht die für eine
Tätigkeit als Schiffsführer oder sonst in der Seefahrt
Verantwortlicher – beispielsweise Funker – gebotene
körperliche oder geistige Eignung oder das für diese Tä-
tigkeit gebotene Verantwortungsbewusstsein besitzen
wird. Die Prognose muss auf der Überzeugung des See-
amts beruhen.

– Dagegen kommt es nicht mehr darauf an, ob dem Inha-
ber der Berechtigung „eine Eigenschaft fehlt, die für
seine Berufsausübung erforderlich ist.“ Diese bisherige
Formulierung war zum Teil dahin gehend missverstan-
den worden, dass die Erforderlichkeit nicht nach Maß-
gabe des Ordnungsrechts für die Seeschifffahrt, sondern
– beispielsweise bei Radarberatern in den Revierzentra-
len – anhand internen Arbeits- bzw. Dienstrechts beur-
teilt wurde. Die Seeämter haben jedoch nicht den Auf-
trag, arbeits- oder dienstrechtliche Disziplinierungsmaß-
nahmen anzuordnen.

– Aus dem Charakter der Maßnahme als Sicherheitsprä-
vention für einen überschaubaren künftigen Zeitraum
folgt, dass es sich nur um die Zeit handeln kann, die un-
mittelbar auf den Spruch folgt. Die bisherige Praxis, wo-
nach zunächst die Bestandskraft der Maßnahme abge-

wartet werden muss, führte häufig zu dem vor allem für
die Betroffenen unverständlichen Ergebnis, dass erst
Jahre nach dem Spruch (und unter Umständen ihm nach-
folgenden korrekten Verhalten der Beteiligten) die Prä-
ventionsmaßnahme des Entzugs einsetzte. Es wäre im
Hinblick auf die Sicherheit der Seefahrt nicht vertretbar,
wenn der Bund einerseits mit den Seeämtern Sonderstel-
len für die Ermittlung der Gefahren vorhielte, die von
den Inhabern von Berechtigungen in der Seefahrt ausge-
hen, andererseits jedoch die Öffentlichkeit über einen
längeren Zeitraum durch Untätigkeit diesen ermittelten
Gefahren aussetzte und letztlich dafür u. U. mit öffentli-
chen Mitteln einzustehen hätte. Nach Absatz 1 und 5 ist
daher nunmehr grundsätzlich die sofortige Wirksamkeit
der Maßnahmen die Regel.

– Der ausschließlich präventive Charakter der Maßnah-
men hat ferner zur Folge, dass die Feststellung eines auf
einen Seeunfall bezogenen vorangegangenen fehlerhaf-
ten Verhaltens nicht eine unerlässliche Voraussetzung
der Maßnahmen sein kann. Der nachträgliche Ausfall
körperlicher oder geistiger Steuerungsfunktionen eines
Beteiligten im Sinne einer Seedienstuntauglichkeit muss
unter Präventionsgesichtspunkten ein ausreichender
Grund sein, die Seefahrt bei gegebenem Anlass durch
Entzug der Berechtigung zu schützen. Die Bezugnahme
auf das fehlerhafte Verhalten des Berechtigungsinhabers
ist daher in Absatz 1 nicht mehr enthalten.

– Ebenso wenig kann es unter dem Präventionsgesichts-
punkt noch darauf ankommen, ob sich der maßgebliche
Mangel der Eignung bei einem Seeunfall gezeigt hat.
Eine Einstellung des Verfahrens vor dem Seeamt gegen-
über Beteiligten, die zum Beispiel ein Schiff in volltrun-
kenem Zustand geführt haben, ohne dabei in einen See-
unfall verwickelt zu sein, kann es in Zukunft grundsätz-
lich nicht mehr geben.

– Generell wird zukünftig davon ausgegangen, dass sich
die präventiven Wirkungen aus einem befristeten Fahr-
verbot nach dreißig Monaten erschöpft haben. Es wird
daher eine entsprechende Höchstdauer der Befristung
festgelegt.

Zu Absatz 2

Der unbefristete Berechtigungsentzug stellt jetzt den Aus-
nahmefall dar. Der neue Absatz 2 eröffnet diese Möglich-
keit, wenn das Seeamt eine befristete Maßnahme nach Ab-
satz 1 aus besonderen Gründen zur Sicherheit der Seefahrt
nicht für ausreichend hält. Allerdings ist auf Grund des Ge-
bots der Verhältnismäßigkeit stets zu prüfen, ob bereits eine
zusätzlich zu einem befristeten Fahrverbot angeordnete Auf-
lage – beispielsweise zum Nachweis einer geeigneten Nach-
schulung oder Prüfung – den Sicherheitszweck erfüllen
kann. Das Seeamt hat die besonderen Gründe zu erläutern.

Zu den Absätzen 3 bis 6

Die Absätze 3 und 4 entsprechen § 19 Abs. 2 und 3 SeeUG.
Das Verbot der Ausübung der Befugnis hat zum Ziel, die
von dem betroffenen Beteiligten für den Seeverkehr ausge-
hende Gefahr zu unterbinden, und entfaltet seine Wirkung
daher vom Zeitpunkt des Spruches bzw. vom Zeitpunkt des
dagegen eingelegten Rechtsmittels an. Nach Fristablauf für
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die Beschränkung muss die in Absatz 5 als ruhend bezeich-
nete Berechtigung grundsätzlich nicht neu erworben wer-
den. § 111a Abs. 5 StPO über das Verhältnis der Rückgabe-
pflicht bei Führerscheinen zu strafprozessualen Maßnahmen
findet entsprechende Anwendung (Absätze 5 und 6).

Zu § 32 (Gebühren und Auslagen)

Die Vorschrift entspricht § 22 SeeUG. Jedoch wird in Ab-
satz 2 abweichend von dem bisherigen § 22 Abs. 3 SeeUG
die Erhebung von Auslagen vorgesehen, wenn das Seeamt
gegen den Beteiligten eine Maßnahme nach § 31 Abs. 1, 2
oder 4 angeordnet hat.

Zu § 33 (Vorverfahren)

Absatz 1 übernimmt den Wortlaut von § 70 VwVfG, wo-
nach es bei einem förmlichen Verfahren – um ein solches
handelt es sich bei dem Seeamtsverfahren – keines Wider-
spruchsverfahrens bedarf. Der Ausschluss der Berufung und
der Beschwerde gegen Akte der Verwaltungsgerichte in
Seeamtssachen (§ 23 Abs. 2 SeeUG) wird im Interesse ei-
nes unverkürzten Rechtsschutzes des Betroffenen beseitigt.

Zu § 34 (Ordnungswidrigkeiten)

Die bisherige Bußgeldregelung in § 24 Abs. 1 Nr. 1 SeeUG
wird an die Neuregelung der Abschnitte 3 und 4 angepasst.
Die neuen Nummern 1 bis 3 des Absatzes 1 sowie Absatz 2
sind in enger Anlehnung an § 30 FlUUG formuliert.
Absatz 1 Nr. 4 bis Nr. 6 entspricht im Wesentlichen der bis-
herigen Regelung.

Zu § 35 (Vollzugsvereinbarungen zwischen Bund und
Küstenländern)

Die Regelung entspricht § 26 SeeUG, ergänzt um die Anga-
ben für Mecklenburg-Vorpommern. Die schifffahrtspoli-
zeilichen Vollzugskräfte der Küstenländer können also im
Bereich der Zuständigkeit des Bundes für die Seeunfallun-
tersuchung (§ 1 Nr. 4a SeeAufgG) nach Abschnitt 4 auf
Grund der Bund-Länder-Vereinbarungen über den schiff-
fahrtspolizeilichen Vollzug weiterhin neben den Seeämtern
(§ 12 SeeUG; § 27 SUG) Ermittlungen für die Untersu-
chung von Schiffsunfällen führen, da das Seeamtsverfahren
nach wie vor dem Normvollzug dient. Dagegen sind die
neuen Aufgaben zur Qualitätssicherung hinsichtlich der Si-
cherheitsvorsorge und Sicherheitskultur des internationalen
und nationalen Seesicherheitssystems mit den Sachverstän-
digen-Untersuchungen gemäß dem internationalen Standard
nach Abschnitt 3 als solche kein polizeilicher Normvollzug
und die entsprechenden Ermittlungen einschließlich der in-
ternationalen Zusammenarbeit auf diesem Gebiet kein
schifffahrtspolizeilicher Vollzug.

Zu § 36 (Einschränkung von Grundrechten)

Die Vorschrift entspricht dem Zitiergebot des Artikels 19
Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes. Sie war bereits in § 28
SeeUG enthalten, um dem Erfordernis Rechnung zu tragen,
dass die auf Grund von § 1 Nr. 4a des Seeaufgabengesetzes
(§ 27 Abs. 1 SeeUG) vorhandenen Befugnisse nach § 8
Abs. 1 Satz 1 SeeAufgG zum Betreten und Prüfen von

Schiffen um die Wahrnehmung von Aufgaben der Seeun-
falluntersuchung erweitert werden. § 28 SeeUG betraf die
normvollziehenden Untersuchungen des Seeamtsverfah-
rens, wie sie jetzt in Abschnitt 4 geregelt sind. Darüber hi-
naus betrifft § 36 auch die Untersuchungen nach Abschnitt
3. Hierfür ist in § 15 Abs. 4 klargestellt, dass die entspre-
chende Anwendung von § 11 Abs. 1 FlUUG hinsichtlich
des Betretens und Besichtigens von Grundstücken mit dem
Anwendungsbereich des § 1 Nr. 4a in Verbindung mit § 8
SeeAufgG übereinstimmt.

Zur Anlage des Gesetzes

Die dem Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetz beigefügte
Anlage spezifiziert die internationalen seefahrtbezogenen
Untersuchungsregelungen, auf die insbesondere in den §§ 2,
3, 10 und 21 Bezug genommen wird.

Zu Artikel 3 (Änderung der Verordnung zur
Durchführung des Seeunfallunter-
suchungsgesetzes)

Zu Nummer 1 (Bezeichnung und Abkürzung)

Die Bezeichnung/Abkürzung der Durchführungsverord-
nung wird an die neue Bezeichnung des durchzuführenden
Gesetzes angepasst (vgl. oben zu Artikel 2).

Zu Nummer 2 (Abschnitt 1)

Die Zuständigkeit der Seeämter für das Verfahren des Be-
rechtigungsentzuges richtet sich künftig einerseits nach dem
Sitz der Stellen, die die Berechtigung erteilt haben, anderer-
seits bei Umständen, die in besonderem Maße die Sicherheit
der Seefahrt berühren, nach dem Zuständigkeitsbereich der
Wasser- und Schifffahrtsämter. Abschnitt 1 wird entspre-
chend neu gefasst. Bei einem ausländischen Befähigungs-
zeugnis kommt es auf den Zuständigkeitsbereich des Amtes
an, in dem die durch die Spezialprävention abzuwehrende
Gefahr gegeben ist. Sind an einem Seeunfall außerhalb der
deutschen Hoheitsgewässer mehrere Personen beteiligt, de-
ren Befähigungszeugnisse von unterschiedlichen Institutio-
nen ausgestellt wurden, so sollen die Verfahren nach § 4b
bei dem Seeamt zusammengeführt werden, das den Fall als
erstes untersucht hat. Im Zweifel entscheidet der Vorsit-
zende der Seeämter.

Zu den Nummern 3 und 4 (§§ 5 und 7)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu Ar-
tikel 9 Abs. 1.

Zu Nummer 5 (§ 8)

Die Berlin-Klausel ist obsolet.

Zu Nummer 6 (Anlage)

Die Positionen des Gebührenverzeichnisses werden redak-
tionell den in Artikel 2 enthaltenen Neuregelungen des See-
sicherheits-Untersuchungs-Gesetzes angepasst und großen-
teils als obsolet aufgehoben.
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Zu Artikel 4 (Änderung der Verordnung über die
Sicherung der Seefahrt)

Zu Nummer 1 (§ 6a)

Bei der Änderung geht es um die wichtige Verpflichtung
privater Personen zur Meldung schaden- oder gefahrverur-
sachender Vorkommnisse, die ein Schiff betreffen. Bei
Schiffen mit Gefahrgütern an Bord folgt eine Verpflichtung
des Schiffsführers bereits aus anderen Vorschriften wie Ar-
tikel 6 der durch das Schiffssicherheitsgesetz umgesetzten
Richtlinie 93/75/EWG des Rates; bei Vorkommnissen im
Zusammenhang mit einer Einleitung von Schadstoffen ins-
besondere aus dem Protokoll I und Artikel 8 des MARPOL-
Übereinkommens. Für Seeunfälle generell war die Pflicht in
§ 11 Abs. 1 SeeUG geregelt. Mit der Aufhebung dieser Be-
stimmung soll eine Ersatzregelung eingeführt werden, die
schon durch ihren systematischen Standort in der Verord-
nung zur Sicherung der Seefahrt erkennen lässt, dass es bei
der Anzeigepflicht nicht um eine Verpflichtung zur Selbst-
bezichtigung in einem Berechtigungsentzugsverfahren, son-
dern um die objektive Mitwirkung an den Zielen des § 9
Abs. 2 SUG (oben Artikel 2) geht. Der Verordnung über die
Sicherung der Seefahrt insgesamt liegt die Ermächtigungs-
grundlage nach § 9 SeeAufgG zugrunde; Artikel 7 führt die
spätere Fortentwicklung des § 6a auf diese Rechtsgrundlage
zurück. Die Grundlage des § 9 Nr. 6 SeeAufgG zum Erlass
von Rechtsvorschriften über „die von den Schiffsführern
und sonstigen für den Schiffsbetrieb Verantwortlichen zu er-
stattenden Meldungen“ ist nicht wie die Ermächtigung nach
§ 9 Nr. 5 SeeAufgG („Anforderungen für die Beförderung
von Gütern“) mit einer Ausnahmeklausel hinsichtlich „An-
forderungen im Sinne des Gesetzes über die Beförderung
gefährlicher Güter“ versehen. Es bedarf daher nach dem
neuen § 6a – ebenso wie bisher nach § 11 SeeUG – keiner
Unterscheidung gemäß den jeweils beförderten Gütern; das
Gefahrgutgesetz und seine Verordnungsermächtigungen
bleiben unberührt.

Die Einzelheiten sind methodisch an die entsprechende
Regelung für den Luftverkehr in § 5 der Luftverkehrs-
Ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. November 1969 (BGBl. I S. 2117), zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26. August 1998
(BGBl. I S. 2470), angelehnt. Dies gilt für die Liste der er-
forderlichen Angaben, für die Bezeichnung der Gruppe
von – in der Tendenz schadensträchtigen – Vorkommnis-
sen, die zur Pflicht einer Meldung durch Private Anlass ge-
ben (Absatz 2), für die Erstreckung der Meldepflicht auf
Außenstehende (Absatz 3) und für die Möglichkeit der
Bundesstelle, einen vervollständigenden Bericht anzufor-
dern (Absatz 5). Absatz 4 hat die Unterrichtung durch die
Schifffahrtspolizeibehörden des Bundes über die in § 1 des
Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetzes genannten Vor-
kommnisse zum Gegenstand, soweit diese Anlass zu poli-
zeilicher Tätigkeit geben.

Zu Nummer 2 (§ 10)

§ 10 der Verordnung wird dahin erweitert, dass auch die
Nichteinhaltung der Meldeverpflichtung nach § 6a Abs. 1
als Ordnungswidrigkeit zu ahnden ist.

Zu Artikel 5 (Änderung des Gesetzes über das
Seelotswesen)

Zu Nummer 1

§ 9 Seelotsgesetz über die Zulassungsvoraussetzungen für
Seelotsenanwärter beschränkt die Zulassung bisher auf Per-
sonen mit einem Befähigungszeugnis zum „Kapitän AG“.
Damit sollte die nach § 1 SeeLG vorausgesetzte fachliche
Qualität der orts- und schifffahrtskundigen Beratung durch
ein vom oder für den Bund erteiltes Befähigungszeugnis ge-
währleistet werden, das den Inhaber ohne Einschränkung in
den nautischen Befugnissen zur Führung jeglicher Schiffe
in weltweiter Fahrt berechtigt. Nach dem 1997 in Kraft ge-
tretenen STCW-Übereinkommen (vgl. zu Artikel 1 Nr. 2) ist
diese Berechtigung nicht mehr an das Patent zum „Kapitän
AG“, sondern generell an das Befähigungszeugnis zum Ka-
pitän für den Dienst auf anderen als Fischereifahrzeugen ge-
knüpft, sofern in diesem Zeugnis keine Einschränkung in
den nautischen Befugnissen vermerkt ist. § 9 Nr. 1 und 2
SeeLG ist aus zwingenden verfassungsrechtlichen Gründen
der Gleichbehandlung an diesen Rechtssachverhalt anzu-
passen.

Zu Nummer 2

Im Hinblick auf die Neuregelung des § 31 Abs. 1 des See-
sicherheits-Untersuchungs-Gesetzes (oben Artikel 2), der
statt der bisher nach § 19 SeeUG üblichen befristeten Ent-
ziehung von Patenten durch das Seeamt ein befristetes
Fahrverbot vorsieht, ist Vorsorge dafür zu treffen, dass
Seelotsen, die die Befugnisse aus ihrem Befähigungszeug-
nis wegen eines Fahrverbots nicht ausüben können, grund-
sätzlich für die Dauer des Fahrverbots auch ihre Tätigkeit
als Seelotse nicht wahrnehmen können. Allerdings soll
durch eine „Soll“-Regelung hinsichtlich der Dauer der Un-
tersagung und durch eine Anhörung der Bundeslotsenkam-
mer ermöglicht werden, bei der Bemessung der Dauer auch
die besonderen Umstände des Einzelfalles zu berücksichti-
gen.

Zu Artikel 6 (Änderung des Gesetzes zu dem
Übereinkommen vom 10. März 1988)

Die Berlin-Klausel in Artikel 3 des Gesetzes zu dem Über-
einkommen vom 10. März 1988 zur Bekämpfung wider-
rechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der Seeschiff-
fahrt und zum Protokoll vom 10. März 1988 zur
Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die Si-
cherheit fester Plattformen, die sich auf dem Festlandsockel
befinden, ist obsolet. Neuer Artikel 3 wird eine Regelung
zur Umsetzung von Artikel 8 Abs. 1, 2 und 4 des genannten
Übereinkommens. Im Rahmen dieser Bestimmungen, bei
denen es um die Mitführung von Personen an Bord geht, die
nach Ansicht des Kapitäns einer Gewalttat gegen die Si-
cherheit der Seeschifffahrt im Sinne von Artikel 3 des Über-
einkommens verdächtig sind, hat die Bundesrepublik
Deutschland die Verpflichtung, sicherzustellen, dass Kapi-
täne von Schiffen unter der Bundesflagge gegenüber Küs-
tenstaaten – möglichst vor Einlaufen in deren Küstenmeer –
nach Maßgabe des Durchführbaren eine Unterrichtung über
ihre etwaige Absicht vornehmen, die verdächtigten Perso-
nen diesem Küstenstaat zu übergeben, und die Gründe dafür
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nennen. Dem entspricht Artikel 6 durch Einführung einer
Unterrichtungspflicht des Kapitäns.
Absatz 2 dient der Umsetzung der Verpflichtung des Flag-
genstaats nach Artikel 8 Abs. 4 des Übereinkommens. Dieser
hat sicherzustellen, dass der Kapitän verpflichtet ist, das in
seinem Besitz befindliche Beweismaterial, das sich auf die
angebliche Straftat bezieht, den Behörden des Empfangs-
staats zur Verfügung zu stellen. Die Regelung bezweckt
jedoch nicht, den Kapitän zu einem Hilfsorgan des interna-
tionalen Rechtshilfeverkehrs der Justizverwaltungen zu ma-
chen. Es handelt sich hier somit nicht um einen Fall, wie er in
§ 66 des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in
Strafsachen (Herausgabe von Gegenständen) geregelt ist.
Vielmehr geht es in Artikel 8 um Maßnahmen, die in einer
Situation aktueller Gefährdung des Schiffes im Zusammen-
hang mit Gewaltakten erforderlich sind, um die Sicherheit
der an Bord befindlichen passiv Beteiligten und insbesondere
der Besatzung sowie des Seeverkehrs möglichst weitgehend
zu gewährleisten. Hierzu gehört, dass der Kapitän in die Lage
versetzt wird, den Behörden eines Empfängerstaats tatrele-
vante Gegenstände zur Verfügung zu stellen, wenn deren
Verbleib an Bord eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit
des Schiffes oder seiner Besatzung darstellen würde.

Zu Artikel 7 (Rückkehr zum einheitlichen Verord-
nungsrang)

Durch die gesetzliche Regelung der Artikel 4 und 5 soll ver-
mieden werden, dass die in diesen Artikeln enthaltenen
Rechtsverordnungsvorschriften künftig nur noch durch Ge-
setz geändert werden können.

Zu Artikel 8 (Neubekanntmachung des Seeauf-
gabengesetzes)

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungs-
wesen soll durch Artikel 8 ermächtigt werden, den Wortlaut
des Seeaufgabengesetzes und des Seesicherheits-Untersu-
chungs-Gesetzes in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes
an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt zu ma-
chen.

Zu Artikel 9 (Aufhebung von Rechtsvorschriften)
Zu Absatz 1
Das Seeunfalluntersuchungsgesetz wird durch das Seesi-
cherheits-Untersuchungs-Gesetz (Artikel 2) abgelöst und ist

aufzuheben. Soweit sich die Aufhebung auf die Vorschrift
des § 27 SeeUG über die Änderung bestimmter Gesetze be-
zieht, sind die darin enthaltenen Gesetzesbefehle inzwi-
schen abschließend vollzogen; die in § 27 SeeUG genann-
ten Änderungen werden daher von der Aufhebungsnorm
des Artikels 9 nicht berührt. Die Übergangsvorschrift in Ab-
satz 1 Satz 2 stellt sicher, dass für Verfahren, die bis zum In-
krafttreten dieses Gesetzes von den Seeämtern abgeschlos-
sen werden, trotz Aufhebung des Widerspruchsverfahrens
des Seeunfalluntersuchungsgesetzes weiterhin bis zum
31. Dezember 2001 das bisherige Bundesoberseeamt auf
der Grundlage der Abschnitte 5 bis 7 des SeeUG als Wider-
spruchsbehörde tätig sein kann. Andererseits wird durch
Satz 3 sichergestellt, dass die Bundesstelle für Seeunfallun-
tersuchung nach dem Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetz
(Artikel 2) nicht die Sprüche der Seeämter nach dem Seeun-
falluntersuchungsgesetz überprüft. Haben die Seeämter bei
Inkrafttreten dieses Artikels einzelne Untersuchungen noch
nicht durch Spruch abgeschlossen, so können die nach dem
Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetz zuständigen Organe
nach Maßgabe ihrer Zuständigkeit die Untersuchungen
ohne weiteres weiterbearbeiten.

Zu den Absätzen 2 und 3
Das Gesetz über die Küstenschifffahrt und die Verordnung
über den Betrieb von Küstenschifffahrt durch norwegische
Seeschiffe sind im Hinblick auf die mit Artikel 1 Nr. 7
Buchstabe b neu geschaffene Ermächtigung zum Erlass von
Rechtsverordnungen auf dem Gebiet der Küstenschifffahrt
sowie die Verordnung Nr. 3577/92 des Rates vom
7. Dezember 1991 entbehrlich und können im Wege der
Rechtsbereinigung mit Wirkung zum E
nde des Jahres 2001 aufgehoben werden. Für die Einzelhei-
ten wird auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 7 Buchstabe b
verwiesen. Soweit sich die Aufhebung auf die Ermächti-
gung in § 3 Abs. 1 Nr. 2 des Küstenschifffahrtsgesetzes be-
zieht, dient sie zusätzlich der Klarstellung, dass der Bund
nicht in die Zuständigkeiten der Küstenländer zur Sicher-
stellung der Verkehrsbedienung der Inseln einschließlich
der Einrichtung von Liniendiensten eingreift.

Zu Artikel 10 (Inkrafttreten)
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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Anlage 2

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 764. Sitzung am 1. Juni 2001
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1. Zur Eingangsformel
Die Eingangsformel ist wie folgt zu fassen:

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates
das folgende Gesetz beschlossen:“.

B e g r ü n d u n g

Artikel 1 Nr. 3 (§ 3e Seeaufgabengesetz) enthält eine
Staatshaftungsnorm. Damit ist diese Regelung auch auf
den Kompetenztitel des Artikel 74 Abs. 1 Nr. 25 GG zu
stützen. Nach Artikel 74 Abs. 2 GG ist das Gesetz daher
zustimmungsbedürftig.

Darüber hinaus ist der Bundesrat der Auffassung, dass
das Gesetz insbesondere im Hinblick auf das Seefahrt-
bildungswesen (Artikel 1 Nr. 2 § 2 Seeaufgabengesetz)
und den die Lade-, Lösch-, Liege- und Werftplätze ein-
schließenden Geltungsbereich (Artikel 2, § 1 Abs. 3 See-
sicherheits-Untersuchungs-Gesetz) der Zustimmung des
Bundesrates bedarf.

2. Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b (§ 2 Abs. 3 bis 7 See-
aufgabengesetz)

In Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b ist § 2 wie folgt zu än-
dern:

a) Die Absätze 3 bis 5 sind zu streichen;

b) In Absatz 6 ist die Angabe „Absatzes 3“ durch die
Angabe „Absatzes 2“ zu ersetzen;

c) In Absatz 7 ist die Angabe „Absatzes 3“ durch die
Angabe „Absatzes 2“ zu ersetzen.

B e g r ü n d u n g

Die Anforderungen des Internationalen Übereinkommens
vom 7. Juli 1978 über Normen für die Ausbildung, die Er-
teilung von Befähigungszeugnissen und den Wachdienst
von Seeleuten, zuletzt geändert durch Entschließung
MSC 67 (68) des Schiffssicherheitsausschusses der inter-
nationalen Seeschifffahrts-Organisation (BGBl. 1998 II
S. 1118), gelten als Verordnung des Bundes unmittelbar
für alle an der Ausbildung und Erteilung von Befähi-
gungszeugnissen befassten Einrichtungen der Länder. In
der für die Ausbildung von Schiffsoffizieren maßgebli-
chen Schiffsoffizier-Ausbildungsverordnung vom 28. Juli
1998 wird ebenfalls auf die Bundesverordnung ausdrück-
lich Bezug genommen. Von daher ist es überflüssig und
im Sinne der Deregulierung kontraproduktiv, die Tatbe-
stände der STCW-Anforderungen auch noch im Seeauf-
gabengesetz zu regeln. Im Übrigen müsste das Seeaufga-
bengesetz immer dann entsprechend novelliert werden,
wenn sich die Vorschriften des Internationalen Überein-
kommens ändern.

Die vorgesehene Regelung wird auch deshalb abgelehnt,
weil in dem neu vorgesehenen § 2 Abs. 4 Seeaufgaben-
gesetz der Bewerber nachweisen muss, dass die Aus-
bildungsstätte sich an die geltenden Vorschriften der
Anlage zu dem STCW-Übereinkommen hält. Nach
Einschätzung der Ständigen Arbeitsgemeinschaft Küsten-
länder (StAK) ist es wenig bürgerfreundlich, wenn der
Bewerber entsprechende Nachweise erbringen muss, die
besser und erfolgreicher durch staatliche Regelungen si-
chergestellt werden können.
Der vorliegende Gesetzentwurf berücksichtigt nicht die
Mitwirkung der Länder bei der Erstellung des Berichts
gegenüber der IMO nach Regel I/8 STCW. Hierfür und
auch für die Ausbildung der Nicht-STCW-Befähigungs-
nachweise bedarf es einer Verwaltungsvereinbarung
zwischen dem Bund und den Küstenländern. Von daher
vertreten die Küstenländer nach wie vor die Auffassung,
dass diese Materie wie bisher in einer Verwaltungsver-
einbarung, wie sie in § 2 Abs. 2 Seeaufgabengesetz aus-
drücklich vorgesehen ist, geregelt werden sollte.

3. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 15 Abs. 1 Nr. 1 Seeaufgaben-
gesetz),

Zu Artikel 2 (§ 34 Abs. 1 Nr. 4 Seesicherheits-Untersu-
chungs-Gesetz)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsver-
fahren zu prüfen, ob dem Bestimmtheitsgebot des Arti-
kels 103 Abs. 2 GG in Artikel 1 Nr. 10 (§ 15 Abs. 1
Nr. 1 Seeaufgabengesetz) und Artikel 2 (§ 34 Abs. 1
Nr. 4 Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetz) durch Strei-
chung des Merkmals der nicht rechtzeitigen Pflichterfül-
lung – oder auf andere Weise – Rechnung getragen wer-
den kann.

4. Zu Artikel 2 (allgemein)
Die Gesetzesinitiative der Bundesregierung wird im
Hinblick auf das Erfordernis zur Anpassung an den
IMO-Code für die Seeunfalluntersuchung sowie an die
Richtlinie 1999/35/EG grundsätzlich begrüßt. Dies gilt
auch für die Absicht, eine unabhängige zentrale Untersu-
chungskommission in Anlehnung an das Verfahren zur
Flugunfalluntersuchung einzurichten.
Der Bundesrat ist jedoch der Auffassung, dass be-
stimmte, bisher bewährte Verfahren der Seeunfallunter-
suchung beibehalten und Schwachstellen des Flugunfall-
untersuchungsverfahrens nicht übernommen werden
sollten. Vor diesem Hintergrund fordert der Bundesrat
die Bundesregierung auf, den Gesetzentwurf dahin
gehend zu ändern, dass
a) ein Untersuchungsverfahren gemäß Artikel 2, § 11

Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetz auch auf An-
trag des örtlich zuständigen Seeamtes oder eines am
Seeunfall oder einem anderen Vorkommnis Beteilig-
ten durchgeführt werden muss,
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b) zum Artikel 2, § 12 Seesicherheits-Untersuchungs-
Gesetz die Aufnahme von Sachverständigen mit re-
vierspezifischen Kenntnissen in die Untersuchungs-
kommission sichergestellt werden muss,

c) der Abschlussbericht der Untersuchungskommission
zum Gegenstand eines öffentlichen Seeamtsverfah-
rens nach den derzeitigen Verfahrensregelungen –
das die Untersuchung zum Normenvollzug ein-
schließt – gemacht wird; die Möglichkeit des Wider-
spruches gegen den Spruch des Seeamtes muss erhal-
ten bleiben.

B e g r ü n d u n g
Durch die vorstehend genannten Änderungen werden die
sich bisher in der Praxis bewährten Elemente des Seeun-
falluntersuchungsverfahrens in die beabsichtigte Neure-
gelung, insbesondere die berechtigte Wahrnehmung der
Interessen der Beteiligten, integriert. Auf dem Wege des
rechtsstaatlichen Verfahrens der Verhandlung vor dem
Seeamt wird der unter Berücksichtigung der Besonder-
heiten des Seeverkehrs geeignete Weg zur Unfallursa-
chenermittlung beschritten. Dieses Verfahren schließt
sowohl die Normenkontrolle im Hinblick auf ein festzu-
stellendes Fehlverhalten als auch die zur Vermeidung
weiterer Unfälle wichtigen Lerneffekte ein. Die vorge-
schlagenen Änderungen widersprechen weder dem
IMO-Code für die Seeunfalluntersuchung noch der EU-
Richtlinie 1999/35/EG.

5. a) Zu Artikel 2 (§§ 9 bis 19 Seesicherheits-Untersu-
chungs-Gesetz)

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, die
Regelungen der amtlichen Untersuchung zur Sicher-
heitskultur des internationalen und nationalen Seesi-
cherheitssystems in Artikel 2 Abschnitt 3 des Ent-
wurfes des Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetzes
so zu fassen, dass die Wasserschutzpolizeien der
Küstenländer die ihnen nach den Vollzugsvereinba-
rungen zwischen Bund und Küstenländern festgeleg-
ten Aufgaben zur allumfassenden Ursachenermitt-
lung bei Schiffsunfällen entsprechend § 35 des
Entwurfes des Seesicherheits-Untersuchungs-Geset-
zes tatsächlich ausüben können. Daraus darf sich we-
der eine rechtliche noch tatsächliche Konkurrenzsitu-
ation zu den Aufgaben der neu zu gründenden
Bundesstelle ergeben.

b) Zu Artikel 2 (§ 9 Abs. 2 Satz 2 Seesicherheits-
Untersuchungs-Gesetz)

In Artikel 2 ist § 9 Abs. 2 Satz 2 wie folgt zu fassen:
„Die amtliche Seeunfalluntersuchung soll nicht des-
halb von der uneingeschränkten Darstellung der Ur-
sachen abweichen, weil aus den Untersuchungser-
gebnissen Rückschlüsse auf ein schuldhaftes
Verhalten oder auf eine haftungsrechtliche Verant-
wortlichkeit gezogen werden können.“.

c) Zu Artikel 2 (§ 15 Abs. 1 Satz 1 Seesicherheits-
Untersuchungs-Gesetz)

In Artikel 2 ist in § 15 Abs. 1 Satz 1 die Angabe „7,“
zu streichen.

d) Zu Artikel 2 (§ 19 Abs. 1 Satz 2 – neu – Seesicher-
heits-Untersuchungs-Gesetz)

In Artikel 2 ist dem § 19 Abs. 1 folgender Satz anzu-
fügen:

„Die Freigabe zur Durchführung eines deutschen
Straf- oder Verwaltungsverfahrens bleibt unberührt.“.

B e g r ü n d u n g

Auf Grund des § 1 Abs. 4a des Gesetzes über die Aufga-
ben des Bundes auf dem Gebiet der Seeschifffahrt (See-
aufgabengesetz – SeeAufgG) obliegt dem Bund auf dem
Gebiet der Seeschifffahrt die Untersuchung der Seeun-
fälle. Das am 6. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2146) in
Kraft getretene Gesetz über die Untersuchung von See-
unfällen (Seeunfalluntersuchungsgesetz – SeeUG) regelt
in diesem Sinne Begriff, Zweck und Umfang der Seeun-
falluntersuchung.

Bereits in der Begründung für das derzeit geltende See-
unfalluntersuchungsgesetz (vgl. Bundesratsdrucksache
509/79 und nachfolgend Bundesratsdrucksache 611/84)
wurde ausgeführt, dass durch die Untersuchung Ursa-
chen und Umstände des Seeunfalls objektiv ermittelt
werden sollen, um festzustellen, ob der Seeunfall durch
Mängel der Bauart, Einrichtung, Ausrüstung des Schiffs-
betriebes, der Besatzung oder Seeverkehrseinrichtungen
oder Nichtbeachtung von Verkehrs-, Schiffssicherheits-
oder Unfallverhütungsvorschriften verursacht worden
ist. Die Auswertung der Untersuchungsergebnisse soll
der Verhütung künftiger Unfälle durch Fortentwicklung
von Rechts- und Verwaltungsvorschriften, Richtlinien
und Empfehlungen dienen. Dabei kann als Folge festge-
stellten Fehlverhaltens eines Beteiligten ein „Verschul-
den“ ausgesprochen oder ein Befähigungszeugnis (z. B.
Kapitänspatent) entzogen werden.

In der Begründung zu § 26 des damaligen Gesetzesent-
wurfs war in diesem Zusammenhang festgestellt wor-
den, dass die Ermittlungstätigkeit der Wasserschutzpoli-
zei im Rahmen des Untersuchungsverfahrens der See-
ämter und des Bundesoberseeamtes unverzichtbar sei
und sich in langer Praxis bewährt habe.

Zum Zeitpunkt des damaligen Gesetzgebungsverfahrens
bestanden bereits Verwaltungsvereinbarungen über die
Wahrnehmung schifffahrtpolizeilicher Vollzugsaufga-
ben, die der Bund mit den Küstenländern für deren je-
weilige Wasserschutzpolizeien abgeschlossen hat und
die die Küstenländer gleich lautend zum Gegenstand
besonderer Landesgesetze gemacht haben. In diese Ver-
einbarung war die Aufgabe der Schiffsunfallermittlung
einvernehmlich unter die schifffahrtpolizeilichen Voll-
zugsaufgaben subsumiert, jedoch noch nicht ausdrück-
lich genannt worden.

Von Seiten der Küstenländer wurde während des damali-
gen Gesetzgebungsverfahrens bezweifelt, ob die Verwei-
sung in § 26 des damaligen Gesetzentwurfs auf die mit
den Küstenländern abgeschlossene Vereinbarung über
die Ausübung der schifffahrtpolizeilichen Vollzugsauf-
gaben den der Wasserschutzpolizei nach der damaligen
Begründung des Gesetzentwurfs zugedachten Ermitt-
lungsaufgaben gerecht wird. Die Bundesregierung hat
daraufhin angeregt, gemeinsam mit den Küstenländern
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die Vereinbarung auf zweckmäßige Änderungen und Er-
gänzungen zu prüfen. Im Ergebnis entstanden die Zu-
satzvereinbarungen zu den Vereinbarungen über die
Ausübung der schifffahrtpolizeilichen Vollzugsaufga-
ben, in denen konkret festgelegt wurde, dass die Ermitt-
lungen für Schiffsunfälle zum Aufgabenbereich der
Wasserschutzpolizeien der Länder gehören. Da diese Zu-
satzvereinbarung im unmittelbaren Zusammenhang mit
dem damaligen Gesetzgebungsverfahren zum SeeUG
stand, ist die Ermittlungstätigkeit für die Wasserschutz-
polizei auch im Sinne des SeeUG, d. h. zur objektiv zu
ermittelnden Ursachenfeststellung und Feststellung feh-
lerhaften Verhaltens zu sehen.

Artikel 2 des nunmehr vorgelegten Entwurfs regelt die
Seeunfalluntersuchung neu:

Gemäß Artikel 2, § 1 Abs. 1 des Entwurfes des Seesi-
cherheits-Untersuchungs-Gesetzes soll die Vorsorge für
die Sicherheit der Seefahrt durch Untersuchung schaden-
oder gefahrverursachender Vorkommnisse unter Einhal-
tung der darauf bezogenen geltenden internationalen Un-
tersuchungsregelungen verbessert werden. Dieses Ziel
soll insbesondere durch die amtliche Untersuchung von
Seeunfällen erreicht werden, die nach dem vorliegenden
Entwurf des Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetzes
ausschließlich durch die im Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
angesiedelte, neu zu gründende „Bundesstelle für Seeun-
falluntersuchung“ durchgeführt werden soll. Hinsicht-
lich der konkreten Durchführung der Untersuchungen
durch die neu zu gründende Bundesstelle verweist § 15
des Entwurfes des Seesicherheits-Untersuchungs-Geset-
zes auf entsprechende Vorschriften des bereits bestehen-
den Flugunfalluntersuchungsgesetzes (FlUUG). Im Er-
gebnis erhält die Bundesstelle neben der Untersuchungs-
führung einen umfassenden Ermittlungsauftrag auch
bzw. gerade am Schadensort.

Soweit die zuständige Behörde der Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung den Verdacht eines fehlerhaften Ver-
haltens (deren Quelle für die Verdachtsschöpfung nicht
deutlich ist) bei den Beteiligten eines Seeunfalls fest-
stellt, hat diese eine Vorprüfung einzuleiten, bevor sie
den Sachverhalt zur amtlichen Untersuchung i. S. des
Unterabschnitts 2 des Abschnitts 4 des Entwurfes des
Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetzes den Seeämtern
überträgt. In der tatsächlichen schaden- und gefahren-
verursachenden Untersuchung und Ermittlung sind so-
mit weder die Seeämter (bis auf eine sehr geringe Fall-
zahl hinsichtlich der amtlichen Untersuchung) noch die
Wasserschutzpolizeien beteiligt. Der Verweis auf die be-
stehenden Verwaltungsvereinbarungen des Bundes mit
den Ländern in § 35 des Entwurfs des Seesicherheits-
Untersuchungs-Gesetzes wird daher konterkariert und in
der künftigen Praxis ohne Belang sein.

Zu Buchstabe a

Die in der Begründung zu Artikel 2 angeführte Argu-
mentation hinsichtlich einer neu zu gründenden Bun-
desstelle und den damit einhergehenden Veränderungen
bezüglich der Aufgabenwahrnehmung für die Ermittlun-
gen von Seeunfällen bezieht sich im Wesentlichen auf
den Anpassungsbedarf der deutschen Rechtslage an die

internationalen Rahmenbedingungen. Dies gilt im Rah-
men der Seeunfalluntersuchung insbesondere für die im
Juni 1999 in Kraft getretene Richtlinie 1999/35/EG des
Rates vom 29. April 1999. Dabei verweist das EG-Recht
mit den Begriffen „so effizient und zeitsparend wie mög-
lich“ unmittelbar auf folgende Vorschriften des IMO-
Codes:

– die Seeunfalluntersuchungen sind am wirkungsvolls-
ten, wenn sie gründlich und vorurteilsfrei durchge-
führt werden;

– die Untersuchungsbehörde soll ihre Tätigkeit vor Ort
so bald wie möglich nach dem Unfall beginnen.

Diese Argumentation macht es aus Sicht der Innenres-
sorts der Küstenländer nicht erforderlich, die Unter-
suchung und insbesondere die damit einhergehende Er-
mittlungstätigkeit von der Wasserschutzpolizei auf eine
neu zu schaffende Untersuchungsbehörde – auch zur
Qualitätssicherung hinsichtlich der Sicherheitsvorsorge
und Sicherheitskultur des internationalen Seesicherheits-
systems – zu übertragen und bezüglich der in § 35 ge-
nannten Vollzugsvereinbarungen zwischen Bund und
Küstenländern eine Konkurrenz entstehen zu lassen.

a) Es kennzeichnet gerade die Wasserschutzpolizei,
dass sie in der Fläche ständig einsatzbereit ist und da-
durch zeitnah die Schiffsunfallermittlungen aufneh-
men kann. Die Wasserschutzpolizei hat auf Grund ih-
rer Einsatzmittel, ihres Personals und der mit ihr als
Polizei in unmittelbarem Zusammenhang stehenden
kriminaltechnischen Servicedienststellen ein Instru-
mentarium, welches die Forderung nach Effizienz
und Zeitersparnis ohne Zweifel erfüllt. Darüber hin-
aus hat sie bei Seeunfällen auch ihrem gesetzlichen
Auftrag zur sofortigen Gefahrenabwehr zu entspre-
chen.

b) Die Erfüllung des Kriteriums „Gründlichkeit“ hin-
sichtlich der Aufgabenwahrnehmung durch die Was-
serschutzpolizei im Zusammenhang mit den Schiffs-
unfallermittlungen hat bislang noch keinen Zweifel
hervorgerufen. Dies beruht insbesondere auf der
Tatsache, dass sich die Beamten der Wasserschutz-
polizei aus seemännisch-nautischem und -techni-
schem Fachpersonal rekrutieren. Darüber hinaus hält
die Wasserschutzpolizei eine „Ermittlungsgruppe
Schiffsunfall“ vor, die aus – nach verschiedenen
fachlichen Gesichtspunkten – besonders qualifizier-
ten Beamten besteht. Spätestens die Ermittlungen
zum „Pallas“-Seeunfall haben bei allen Beteiligten
und Beobachtern den hohen Qualitätsstandard durch
die Wasserschutzpolizei verdeutlicht. Durch das Vor-
handensein dieses fachlichen Personals unterscheidet
sich die Ermittlungstätigkeit der Wasserschutzpoli-
zei zu dem im vorliegenden Entwurf immer wieder
als maßstabsgebend angeführten Flugunfalluntersu-
chungsverfahren und der damit einhergehenden Er-
forderlichkeit einer eigenen Ermittlungsstelle.

c) Die mit der Aufgabenwahrnehmung der Wasser-
schutzpolizei einhergehende gleichzeitige Straf- und
Ordnungswidrigkeitenverfolgung begründet keine
Zweifel am unvoreingenommenen Interesse an si-
cherheitsrelevanten Tatsachen und Ursachen; sie ist
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eher ein Beleg für grundsätzliche Unvoreingenom-
menheit und Unparteilichkeit. Die im Straf- und Ord-
nungswidrigkeitenverfahren erforderliche Ermitt-
lungstiefe umfasst zugleich die be- und entlastenden
Momente und beinhaltet eine unvoreingenommene
Ursachenerforschung, welche sich zudem als gesetz-
liche Verpflichtung für Staatsanwaltschaft, deren
Hilfsbeamte sowie konkret für die Polizei aus den
§§ 160 Abs. 2 und 163 StPO ergibt. Die nach wie vor
unbestritten auch weiterhin durch Beamte der Was-
serschutzpolizeien durchzuführenden Ermittlungen
im Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren wer-
den im Ergebnis die gleichen Ursachen aufdecken,
wie sie im parallel dazu laufenden Untersuchungs-
verfahren durch die Bundesstelle ermittelt würden.

d) Der zur Begründung herangezogene internationale
Standard geht davon aus, dass die untersuchenden
Personen mit Hilfe psychologischer Schulung ein
von jeglichem Vorwurf freies Befragungsklima („no-
blame-atmosphere“) zu schaffen haben, um das Ge-
schehen möglichst unverfälscht unter kooperativer
Beteiligung der Befragten zu rekonstruieren. Diese
Annahme würde jedoch bedeuten, dass durch das
neue zweigleisige bzw. unter Hinzuziehung der Er-
mittlungen für ein Straf- und Ordnungswidrigkeiten-
verfahren sogar dreigleisige Seeunfallermittlungs-
verfahren „defensiv eingestellte Beteiligte“ die
veränderte, neue Gesetzeslage erkennen und nach-
vollziehen und deshalb weitergehende Aussagen als
im gleichzeitig stattfindenden Ermittlungsverfahren
vor der Wasserschutzpolizei machen und nicht be-
fürchten, dass diese weitergehenden Aussagen Nach-
teile mit sich bringen könnten. Diese doppelte
Aussagewilligkeit unterliegt großen Zweifeln,
insbesondere vor dem Hintergrund, dass die betroffe-
nen Personen durch zwei bzw. drei zeitaufwendige
Ermittlungsvorgänge unterschiedlicher Behörden mit
nahezu ähnlichen Untersuchungsinhalten befragt
werden und in anderer Form z. B. zur Erhebung von
Sachbeweisen in Anspruch genommen werden.

Die in § 15 des Entwurfs zu übernehmenden §§ 26
Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 2 des FlUUG (Aus-
sagegenehmigung der obersten Dienstbehörde aus
§ 96 StPO) sowie der § 19 des Entwurfs beinhalten,
dass sich die neue Bundesstelle bei ihren Ermittlun-
gen der Auskunft oder Übersendung der Akten an die
Strafverfolgungsbehörden verweigern darf. Damit
wird unvermeidbar indiziert, dass die Strafverfol-
gungsbehörden sich nicht auf eine Zusammenarbeit
mit der Bundesstelle einstellen, sondern in der Regel
parallel ermitteln und im Einzelfall sogar der Bun-
desstelle die Beweiserhebung untersagen müssen, bis
strafrechtliche Beweismittel (insbesondere der Perso-

nalbeweis, der im Gegensatz zu einem Flugunfall bei
einem Seeunfall im Vordergrund liegt) gesichert sind.
Diese tatsächliche und rechtliche Konkurrenzsitua-
tion, die in ca. 80 % aller Seeunfälle eintritt (mögli-
che Straftaten: Trunkenheit, Schifffahrtsgefährdung,
Gewässerverunreinigung, fahrlässige Körperverlet-
zung bzw. Tötung etc.) verzögert entgegen der „Be-
schleunigungsintention“ des Entwurfes die Untersu-
chung der Bundesstelle.

Zu Buchstabe b

Weil die Ursache eines Vorkommnisses auch im regel-
widrigen Verhalten von Personen liegen kann und auch
dieser Regelverstoß nach dem IMO-Code für die See-
unfalluntersuchung ausdrücklich (u. a. Punkte 2.1.1.4,
2.1.5 des Anhangs 2) aufgeklärt werden muss, ist die im
Entwurf verwendete Formulierung durch die im IMO-
Code für die Seeunfalluntersuchung verwendete Formu-
lierung zu ersetzen. Auch vor dem Hintergrund der im
Falle der „Havarie Pallas“ erst mit großem Zeitverzug
und im Ergebnis unbefriedigend gelösten Haftungsfrage
sowohl für den Rettungs- und Bergungseinsatz als auch
für die Verhinderung und Beseitigung der Umweltschä-
den wäre eine ausdrückliche Ausklammerung der Fest-
stellung von Verschulden, Haftung und Ansprüchen kon-
traproduktiv und in ihrer Wirkung auch schädlich für die
Haushalte von Bund und Ländern.

Zu Buchstabe c

Nach den im Entwurf des Seesicherheits-Untersu-
chungs-Gesetzes in § 15 Abs. 1 enthaltenen Verweisen
einschließlich der Ausnahmen ist der § 7 des FlUUG
von der Anwendung innerhalb des Seesicherheits-Un-
tersuchungs-Gesetzes ausdrücklich ausgenommen. § 7
FlUUG beinhaltet eine Meldepflicht der Bundesstelle für
Luftsicherheit an die zuständige Behörde und zuständige
Strafverfolgungsbehörde. Auf Grund dieser Informa-
tionspflicht ist sichergestellt, dass die Staatsanwalt-
schaft/Polizei Kenntnis von einem strafrechtlich relevan-
ten Flugunfall erhält. Dieses ist auch bei einem Seeunfall
erforderlich. Damit wird in jedem Fall sichergestellt,
dass die strafrechtlichen Ermittlungen durch die Wasser-
schutzpolizei unverzüglich und unter Berücksichtigung
des Vorranges der StPO aufgenommen werden können.

Zu Buchstabe d

Ohne die in § 19 Abs. 1 als Satz 2 anzufügende Bestim-
mung wäre eine Freigabe von Aufzeichnungen und Ver-
wertung von Aussagen im Prinzip nur für Zwecke der
Untersuchung möglich und würde damit den grund-
legenden Regelungen aus den §§ 54, 96 StPO zuwider-
laufen.
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Anlage 3

Gegenäußerung der Bundesregierung

Zu Nummer 1

Die Bundesregierung stimmt der Empfehlung des Bundes-
rates, die Eingangsformel des Gesetzes abzuändern, nicht
zu.

Der Bundesrat hat sich für die Zustimmungsbedürftigkeit
zunächst auf Artikel 1 Nr. 3 des Regierungsentwurfs (§ 3e
SeeAufgG) bezogen. Die Bundesregierung hatte zu dieser
Vorschrift in ihrer Amtlichen Begründung die Ansicht ver-
treten, dass ein Ersatzanspruch bereits nach allgemeinem
deutschen Staatshaftungsrecht gegeben sei. Sie hat die Stel-
lungnahme des Bundesrates zum Anlass genommen, ihren
Vorschlag noch einmal zu überprüfen. Dabei sind Fragen
aufgetreten, die zunächst einer nochmaligen vertieften Be-
handlung bedürfen. Die Bundesregierung hält daher nicht
mehr an ihrem Entwurf zu Artikel 1 Nr. 3 fest und schlägt
vor, diesen Vorschlag in ihrem Gesetzentwurf ersatzlos zu
streichen.

Der Regierungsentwurf enthält zu § 2 Abs. 1 Satz 2
SeeAufgG, dessen Einführung mit Gesetz vom 24. Mai
1965 (BGBl. II S. 833) nicht der Zustimmung des Bundes-
rates bedurfte, keine Änderung, die der Zustimmung des
Bundesrates bedarf. Dieser Satz 2, wonach bestimmte Aner-
kennungen und Überwachungen dem Bund obliegen, kann
im Hinblick auf die Zuständigkeiten der Länder nicht mit
Wirkung für die dieser Zuständigkeit unterliegenden Ein-
richtungen der Länder gelten. Der Wortlaut des Regierungs-
entwurfs bringt dies lediglich klarer als bisher zum Aus-
druck. Die Bundesregierung schlägt vor, diese Klarstellung
im Sinne des Bundesrates zusätzlich dadurch zu präzisieren,
dass in ihrem Entwurf die Wörter „als die der Länder“ durch
die Wörter „als die dem Recht der Länder unterliegenden“
ersetzt werden.

Auch in den vorgeschlagenen Absätzen 3 bis 7 des § 2
SeeAufgG ist keine Regelung enthalten, die der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf. Die Absätze 3 bis 5 präzisie-
ren lediglich die in § 2 Abs. 2 Satz 1 SeeAufgG bereits
enthaltene Aufgabenzuweisung an den Bund im ausschließ-
lichen Bereich der Vorsorge für die Verkehrssicherheit der
Schifffahrt. Dies wird insbesondere dadurch deutlich, dass
ausdrücklich in Absatz 3 auf diesen Absatz 2 Satz 1 und in
den Absätzen 4 und 5 wiederum auf Absatz 3 verwiesen
wird. Die Absätze 6 und 7 verweisen ebenfalls auf Absatz 3
und geben auch sonst vom Wortlaut her zu erkennen, dass
es sich hier ausschließlich um die in der Zuständigkeit des
Bundes liegenden Schiffssicherheitsaufgaben und nicht um
das Seefahrtbildungswesen handelt. Auch bezieht sich die
vorgeschlagene Verordnungsermächtigung des § 2 Abs. 6
SeeAufgG auf einen Aufgabenbereich, der nicht von den
Ländern, sondern ausschließlich vom Bund ausgeführt wird.

Schließlich begründet auch die Bezugnahme in Artikel 2
(§ 1 Abs. 3 Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetz) auf das
Aufsuchen, Benutzen und Verlassen der zugehörigen Lade-,
Lösch-, Liege- und Werftplätze durch die Seeschiffe kein
Erfordernis der Zustimmung des Bundesrates. Hier wird le-

diglich für die Zwecke des Gesetzes der Begriff der „gesam-
ten Seefahrt“, wie er grundsätzlich auch durch Artikel 74
Abs. 1 Nr. 21 GG und Artikel 89 Abs. 2 Satz 2 GG mit dem
Begriff der „Seeschifffahrt“ vorgegeben ist, präzisierend
klargestellt. Dabei geht es in dem gesamten Artikel 2 – wie
schon im bisherigen Seeunfalluntersuchungsgesetz – aus-
schließlich um Verfahren von Behörden der Bundesverwal-
tung; insbesondere betrifft der Entwurf des § 1 Abs. 3 SUG
weder die Behördeneinrichtung noch das Verwaltungsver-
fahren der Länder. Im Übrigen hat der Regierungsvorschlag
keinesfalls zum Ziel, über den bisherigen Umfang der Bun-
deszuständigkeiten hinauszugehen, da die Behörden des
Bundes nicht die erforderlichen fachlichen Voraussetzungen
aufbieten könnten, um ihre Tätigkeit über die schon bisher
zur Seefahrt zu rechnenden Vorkommnisse in den Häfen
hinaus auch auf Materien in der hafenbezogenen Zuständig-
keit der Küstenländer zu erstrecken. Die bisherige Regelung
des § 1 Abs. 1 Nr. 2 SeeUG, die keiner Zustimmung des
Bundesrates bedurfte, erfasst auch Unfälle von Seeschiffen
„in den an den Seeschifffahrtstraßen gelegenen Häfen“. Die
Bundesregierung schlägt vor, zur Klarstellung im Sinne des
Bundesrates in § 1 Abs. 3 des Entwurfs des SUG gleich lau-
tend nach dem Wort „Werftplätze“ die Wörter „in den an
den Seeschifffahrtstraßen gelegenen Häfen“ anzufügen.

Zu Nummer 2

Die Bundesregierung stimmt der Empfehlung des Bundes-
rates, in Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b (zu § 2 SeeAufgG) die
Absätze 3 bis 5 zu streichen und die Absätze 6 und 7 ent-
sprechend zu ändern, nicht zu.

Absatz 3 konkretisiert die in § 2 Abs. 2 Satz 1 SeeAufgG
seit Jahrzehnten unproblematisch als Aufgabe des Bundes
zugewiesene „Überprüfung der Bewerber um Bordstellun-
gen als Kapitän oder Besatzungsmitglied“. Diese Konkreti-
sierung ist vom 2. Februar 2002 an (Zeitpunkt der erstmali-
gen vollen Anwendung des STCW-Übereinkommens) u. a.
notwendig, um die dem Bund nach § 1 Nr. 6 SeeAufgG ob-
liegende Aufgabe der Festsetzung und Überwachung der für
die Verkehrssicherheit der Schiffe erforderlichen Mindest-
besatzung sowie der Eignung und Befähigung des Kapitäns
und der Besatzungsmitglieder wahrnehmen zu können. Von
diesem Zeitpunkt an ist es den Bundesbehörden nach dem
STCW-Übereinkommen der IMO und nach der EG-Richtli-
nie 98/35/EG (jetzt 2001/25/EG) aus Rechtsgründen der in-
ternationalen Schiffssicherheit versagt, hinsichtlich der dem
weltweit einheitlichen STCW-Berufsbild unterliegenden
Bewerber um Bordstellen auf die fachliche Überprüfung in
der Weise zu „verzichten“, wie dies für die übrigen Seeleute
nach § 2 Abs. 2 Satz 2 SeeAufgG bis auf weiteres möglich
bleibt. Keine der insofern mit den Ländern vor 1995 ge-
schlossenen Verwaltungsvereinbarungen kann so interpre-
tiert werden, als enthalte sie für Seeleute, die voll unter das
STCW-Berufsbild fallen, in Verletzung der internationalen
Rechtsverpflichtungen einen solchen Verzicht. Eine derar-
tige Interpretation darf von deutschen Behörden auch nicht
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andeutungsweise in Erwägung gezogen werden, da sonst für
die deutschen Seeleute die ungehinderte Ausübung ihres
Berufes in internationalen und ausländischen Gewässern
und Häfen wegen des damit verbundenen Rechtsverstoßes
drastisch gefährdet würde. In der Amtlichen Begründung ist
die Fülle der internationalen Kontrollen aufgezählt, denen
deutsche Seeleute in dieser Hinsicht unterliegen.

Die Absätze 3 bis 5 sind keineswegs – wie der Bundesrat
meint – „überflüssig und im Sinne der Deregulierung kont-
raproduktiv“. Ohne die darin von der Bundesregierung vor-
geschlagene Konkretisierung fehlten der Bundesverwaltung
für die genannte, ihr international und national aufgegebene
Überprüfung im Sinne des Absatzes 2, die letztlich über den
Zugang der betroffenen Bundesbürger zu dem von ihnen ge-
wählten Seeleuteberuf entscheidet, die nach Bundesrecht
(und insbesondere nach den strengen Anforderungen des
Artikels 12 Abs. 1 GG/Berufsfreiheit) unerlässlichen recht-
lichen Grundlagen. Denn § 2 SeeAufgG enthielte ohne die
Absätze 3 bis 5 keinerlei Aussagen darüber,

l auf welche Art von Überprüfung sich der Bewerber ein-
stellen muss (Absatz 3),

l unter welchen Voraussetzungen bei dieser Überprüfung
die vom Bund hinsichtlich der subjektiven Zulassungs-
merkmale „Ausbildung und Befähigung nach dem
STCW-Übereinkommen“ für die Erteilung, Verlänge-
rung oder Anerkennung von Befähigungszeugnissen zu
stellenden Anforderungen „im Sinne von Absatz 3“ als
erfüllt angesehen werden (Absatz 4) und

l unter welchen Voraussetzungen bei der Überprüfung die
vom Bund hinsichtlich der besonderen subjektiven Zu-
lassungskriterien zu „Sicherheit und Gesundheitsschutz
auf Schiffen“ sowie „Befähigungsnormen für bestimmte
Lehrgänge“ für die Anerkennung von Lehrgängen zu
stellenden Anforderungen „im Sinne der Feststellung
nach Absatz 3“ als erfüllt angesehen werden (Absatz 5).

Eine solche ab Februar 2002 erforderlich werdende konkre-
tisierende erschöpfende Auflistung ist im geltenden deut-
schen Recht bisher nicht vorhanden und auch in der Schiffs-
offizier-Ausbildungsverordnung nirgends zu finden. Vor
allem enthält diese Verordnung keine Hinweise auf so wich-
tige STCW-Vorschriften wie die Regeln I/6, I/8 und I/12.
Die Streichung der Absätze 3 bis 5 hätte daher zur Folge,
dass der Bund ab Februar 2002 wegen Fehlens elementarer
rechtlicher Verfahrensvoraussetzungen keine deutschen Ab-
solventen einer Seefahrtschule mehr zur internationalen
Seefahrt zulassen könnte. Darüber hinaus wäre damit zu
rechnen, dass sich Deutschland wegen nicht vollständiger
Umsetzung der Richtlinie 2001/25/EG vor dem Europäi-
schen Gerichtshof verantworten müsste. Auch könnten im
Ausland Nachteile für deutsche Seeleute entstehen, wenn
den ausländischen Verwaltungen nicht auf einen Blick er-
kennbar wäre, dass die deutschen Seeleute-Patente in allen
Einzelheiten vollständig auf die vielfältigen Anforderungen
des STCW-Übereinkommens ausgerichtet sind. Der vom
Bundesrat befürchtete ständige Anpassungsbedarf entfällt
schon deshalb, weil die Absätze 4 und 5 gleitende Verwei-
sungen auf das internationale Recht in seiner „jeweils gel-
tenden Fassung“ enthalten und dieses internationale Recht
zu einer unmittelbaren Anwendung geeignet ist.

Der Bewerber muss nach § 2 Abs. 4 entgegen der Ansicht
des Bundesrates nicht nachweisen, dass sich die Ausbil-
dungsstätte an die geltenden Vorschriften der Anlage zum
STCW-Übereinkommen hält. Die Bundesregierung geht
wie der Bundesrat davon aus, dass eine solche Übereinstim-
mung durch staatliche Regelungen sichergestellt werden
muss. Das ist geschehen. In der Amtlichen Begründung
wird hierzu auf „die Verpflichtung nach Artikel 2 Abs. 1 in
Verbindung mit (u. a.) Artikel 5 und 7 der geänderten Richt-
linie 94/58/EG“ verwiesen, „für Seeleute im STCW-Rah-
men eine Mindestausbildung sicherzustellen, die die Anfor-
derungen des STCW-Übereinkommens, so wie sie in
Anhang I dieser Richtlinie wiedergegeben sind, erfüllt“ und
von den Küstenländern dementsprechend (auch in Bezug
auf die unterschiedlichen international geforderten Befähi-
gungsbewertungen) in eigener Zuständigkeit attestiert wird.
Der Bund hat keinen Zweifel, dass sich die Länder an diese
unmittelbare Verpflichtung aus der EG-Richtlinie halten
und in den Nachweisen, die sie den einzelnen Ausbildungs-
absolventen je nach deren spezifischer, im Sinne der Ab-
sätze 4 und 5 international relevanter Qualifikation aushän-
digen, in einer von ihnen gewählten geeigneten Form den
Bezug auf die internationalen Anforderungen – gerade auch
in dem vom Bundesrat genannten Interesse der Bürger-
freundlichkeit – zum Ausdruck bringen.

Bei der vom Bundesrat erwähnten „Erstellung des Berichts
gegenüber der IMO nach Regel I/8 STCW“ geht es um Ab-
satz 3 der Regel I/8 der Anlage zum STCW-Übereinkom-
men. Er besagt: „Die Informationen über die in Absatz 2
vorgeschriebene Beurteilung werden dem Generalsekretär
übermittelt“. Da dieser Satz keine rechtliche Umsetzung er-
fordert, sagt der Gesetzentwurf nichts dazu aus. Verwal-
tungsvereinbarungen zwischen Bund und Küstenländern
über die Erstellung des Berichts werden hierdurch nicht aus-
geschlossen. – Soweit der Bundesrat schließlich auf das Er-
fordernis von Verwaltungsvereinbarungen zwischen dem
Bund und den Küstenländern hinsichtlich der Ausbildung
für die Nicht-STCW-Befähigungsnachweise aufmerksam
macht, stimmt die Bundesregierung mit ihm darin überein,
dass diese Materie wie bisher dem Anwendungsbereich des
§ 2 Abs. 2 Satz 2 SeeAufgG zugehört. Die hierzu mit allen
Küstenländern geschlossenen Vereinbarungen werden von
dem Gesetzentwurf nicht berührt.

Zu Nummer 3

Die Bundesregierung hat die Bitte des Bundesrates zum
Anlass genommen, ihre Vorschläge zu Artikel 1 Nr. 10
(§ 15 Abs. 1 Nr. 1 SeeAufgG) und Artikel 2 (§ 34 Abs. 1
Nr. 4 SUG) im Hinblick auf das Bestimmtheitsgebot des
Artikels 103 Abs. 2 GG zu überprüfen.

Soweit im Entwurf des § 15 Abs. 1 Nr. 1 SeeAufgG auf die
in § 8 Abs. 2 SeeAufgG enthaltenen Pflichten zur Erteilung
von Auskünften und zur Vorlage von Unterlagen Bezug ge-
nommen wird, muss im Hinblick auf den bußgeldrechtlichen
Bestimmtheitsgrundsatz im Gesetz angegeben werden, wann
der Betroffene zu handeln hat. Insofern hat die Bundesre-
gierung in Artikel 1 Nr. 6 des Gesetzentwurfs zu § 8 Abs. 2
SeeAufgG vorgeschlagen, den Zeitpunkt des geforderten
Handelns durch Einfügung der Wörter „auf Verlangen“ zu
konkretisieren. In diesem Zusatz kommt nach allgemeiner
Anschauung zum Ausdruck, dass der Betroffene die ihm ob-
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liegende Handlung innerhalb der hierfür von der Behörde im
Einzelfall gesetzten Frist oder – mangels Fristbestimmung –
unverzüglich vorzunehmen hat. Dagegen handelt es sich bei
den in § 8 Abs. 2 SeeAufgG genannten Pflichten zur Gestat-
tung von Maßnahmen und zur Bereitstellung von Arbeits-
kräften oder Hilfsmitteln um Dauerpflichten, bei denen die
normative Angabe eines Handlungszeitpunkts nicht geboten
ist. Die Bundesregierung schlägt hierfür daher im Sinne der
Stellungnahme des Bundesrates vor, in Artikel 1 Nr. 10 ihres
Entwurfs zu § 15 Abs. 1 Nr. 1 SeeAufgG nach den Wörtern
„ein Hilfsmittel nicht“ die Wörter „oder nicht rechtzeitig“ er-
satzlos zu streichen.

Soweit im Entwurf des § 34 Abs. 1 Nr. 4 SUG auf die im
Entwurf des § 28 Abs. 1 SUG enthaltenen Pflichten zur
Auskunftserteilung und zur Herausgabe von Unterlagen und
Gegenständen Bezug genommen wird, muss auch hier im
Hinblick auf den bußgeldrechtlichen Bestimmtheitsgrund-
satz im Gesetz angegeben werden, wann der Betroffene zu
handeln hat. Diese entsprechenden Angaben sind im Ent-
wurf des § 28 SUG in den Sätzen 1 und 2 jeweils durch die
Wörter „auf Verlangen“ zum Ausdruck gebracht worden.
Insoweit wird auf die obigen Ausführungen zu § 15
SeeAufgG verwiesen.

Zu Nummer 4 Buchstabe a
Die Bundesregierung sieht sich nicht in der Lage, der Auf-
forderung des Bundesrates zur Änderung ihres Gesetzent-
wurfs im Hinblick auf eine Antragsberechtigung nachzu-
kommen. Der Bundesrat hat grundsätzlich das Vorhaben der
Bundesregierung begrüßt, eine „unabhängige“ Untersu-
chungsbehörde „in Anlehnung an das Verfahren zur Flugun-
falluntersuchung“ einzurichten. Nach § 4 Abs. 2, 3 und 5
FlUUG ist es Stellen der Bundesverwaltung kategorisch
verwehrt, der Bundesstelle Weisungen zu erteilen. Die Bun-
desstelle „darf gleichwohl erteilte Weisungen nicht befol-
gen.“ Zur Weisungsfreiheit gehört nach Artikel 2 § 11
Abs. 3 des Entwurfs die Unabhängigkeit der Entscheidung
über die Führung der Untersuchung. Die Weisungsfreiheit
ist auch im Seebereich ein unverzichtbares Kernelement der
Funktion der Bundesstelle bei der Erarbeitung geeigneter
Sicherheitsempfehlungen zur künftigen Vermeidung von
Unfällen im Allgemeininteresse. Um insofern möglichen
Missverständnissen vorzubeugen, schlägt die Bundesregie-
rung vor, in § 12 Abs. 3 ihres Entwurfs des SUG das Wort
„Unfalluntersuchung“ durch das Wort „Untersuchung“ zu
ersetzen, so dass die Weisungsfreiheit der Bundesstelle
zweifelsfrei auch die Untersuchung von anderen Vorkomm-
nissen als Unfällen mitumfasst.

Eröffnete man einzelnen Personen oder Stellen ein Recht
zur Erzwingung von Untersuchungen, so könnte dadurch
die Tätigkeit der Bundesstelle angesichts deren begrenzter
personeller Ressourcen unter Umständen zum Schaden der
Untersuchungsaufgaben gezielt blockiert und von aktuell
vordringlichen Aufgaben abgehalten werden. Ließe sich die
Bundesstelle ihre auf Antrag vorgenommenen Untersuchun-
gen durch Kostenerstattung abgelten, so wäre eine nicht
hinnehmbare Gefahr „kommerzieller“ Abhängigkeit von
bestimmten Auftraggebern vorgezeichnet.

Hinzu kommt, dass der Bundesrat die Antragsberechtigung
bei Berechtigten sehen will, die als solche im Verfahren der
Bundesstelle gar nicht in Betracht gezogen werden können.

Die Seeämter haben – wie der bisherige § 17 SeeUG über
den Spruch (übernommen durch § 30 SUG) zeigt – heute
wie in Zukunft nicht die Aufgabe, über die Anlastung von
individuellen Fehlern im Normvollzug hinaus Unfälle auf
die Bewertung der Möglichkeiten zur Verbesserung der
künftigen Unfallvorbeugung – unter Umständen durch
Normänderung – hin zu analysieren, zumal da sich fehler-
anlastender Normvollzug und sicherheitsorientierte Norm-
kritik gegenseitig ausschließen. Es ist daher kein Grund
ersichtlich, warum in Bezug auf die Eröffnung einer solchen
Analyse ihr Urteil dem der Bundesstelle, deren Tätigkeit
gerade auf die Unfallvorbeugung ausgerichtet ist, über-
geordnet werden sollte.

Was die Antragsberechtigung „eines am Seeunfall oder ei-
nem anderen Vorkommnis Beteiligten“ anbelangt, so müsste
die Bundesstelle in die Lage versetzt werden können, ohne
aufwendige Vorprüfungen zuverlässig zu entscheiden, ob
eine antragstellende Person oder Stelle diesem Berechtig-
tenkreis zugehört. Dem stehen jedoch unüberwindbare
Schwierigkeiten entgegen. Der vom Bundesrat genannte
Begriff des Unfallbeteiligten ist weder in Abschnitt 3 des
Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetzes über die Bun-
desstelle für Seeunfalluntersuchung noch im Flugunfall-Un-
tersuchungs-Gesetz noch im IMO-Code für die Seeunfall-
untersuchung enthalten – ausgenommen in der Regelung
des § 18 Abs. 2 FlUUG, wonach die „Anonymität der an
dem Unfall beteiligten Personen“ zu wahren ist (was bei ei-
nem förmlichen Antragsrecht nicht möglich wäre). Der
Bundesrat hat keinerlei Kriterien dafür angegeben, was der
Begriff hier meinen soll. Aus dem Recht der Länder über
ihre eigenen Unfalluntersuchungsverfahren ergeben sich
keine Anhaltspunkte, da die Länder das, was sie vom Bund
hier fordern, in ihren eigenen Verfahren ablehnen. Denkbar
wären drei Alternativen:

– Alternative 1: Beteiligte am Seeunfall oder einem ande-
ren Vorkommnis sind die Handelnden und die Unfall-
opfer, – nach der Tankerhavarie der „Baltic Carrier“ am
29. März 2001 also jedenfalls die (ausländischen) Kapi-
täne der beiden Schiffe sowie die von Meeresumweltver-
schmutzung konkret betroffenen Personen und Körper-
schaften an der Küste in Dänemark. Möglicherweise
könnten auch die Wachhabenden an Bord, die (ausländi-
schen) Ladungsberechtigten und/oder (ausländische)
Versicherungsgesellschaften dazu gehören. Es ist nicht
ersichtlich, wie hier sinnvoll ein „Antragsrecht“ gegen-
über der Bundesstelle institutionalisiert werden kann.

– Alternative 2: Beteiligte am Seeunfall oder einem anderen
Vorkommnis im Sinne des Verfahrens der Bundesstelle
sind diejenigen, zu deren Schutz die Bundesstelle nach
dem Unfall tätig wird, – nach der Tankerhavarie der „Bal-
tic Carrier“ also zunächst einmal diejenigen Einwohner
entlang der Küste von Mecklenburg-Vorpommern, deren
künftigem Schutz die Ergebnisse der Untersuchungstätig-
keit vor allem zugute kommen sollen, bei gemeinsamer
Untersuchung mit Dänemark auch die Einwohner an der
dänischen Küste. In keinem Bundesland gibt es Kriterien,
um hier zur Definition eines Antragsrechts bestimmter
Einzelner zu gelangen.

– Alternative 3: Beteiligte am Seeunfall oder einem anderen
Vorkommnis sind diejenigen, die im Seeamtsverfahren als
solche gelten. Das Seeamtsverfahren kennt jedoch keinen
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Begriff des Unfallbeteiligten. Doch gibt es nur die nach
Kriterien der juristischen Fehlerzuweisung (unter Um-
ständen erst nach monatelangen Ermittlungen bezeichen-
baren) „Beteiligten am Verfahren“ im Sinne der §§ 9 ff.
VwVfG über das Verwaltungsverfahren, die in der Praxis
unter Umständen nur einen Bruchteil der Unfallbeteilig-
ten ausmachen. Es verbietet sich von selbst, diesen juris-
tischen Begriff zum Angelpunkt der Einleitung einer aus-
schließlich im Sicherheitsinteresse der Allgemeinheit vor-
genommenen „unjuristischen“ gutachterlichen Untersu-
chungstätigkeit zu machen. Die Bundesstelle kann auch
nicht als eine Verwaltungsinstanz in Betracht kommen,
die jedem, der mit einem Seeamtsspruch als „Beteiligter“
unzufrieden ist, zur Verfolgung seiner privaten Interessen
zusätzliche erzwingbare Überprüfungen des Spruchs er-
öffnet.

Zu Nummer 4 Buchstabe b

Die Bundesstelle kann nach pflichtgemäßem Ermessen auf
Grund von § 12 Abs. 4 Satz 2 des Entwurfs des SUG geeig-
nete private Personen als Beauftragte für Unfalluntersu-
chung heranziehen, die als ihre Hilfsorgane arbeiten. Der je-
weilige Untersuchungsführer kann ferner nach § 15 Abs. 1
SUG in Verbindung mit § 14 Abs. 4 FlUUG Sachverstän-
dige und Helfer als Verwaltungshelfer hinzuziehen, wobei
der Umfang ihrer Mitwirkung von ihm bestimmt wird. Das
geht in Einzelfällen weit über die Möglichkeiten der Heran-
ziehung privaten Sachverstandes nach dem Seeamtsverfah-
ren hinaus und erfasst auch die Sachverständigen mit revier-
spezifischen Kenntnissen. Die Bundesregierung ist daher
der Auffassung, dass der Gesetzentwurf dem Anliegen des
Bundesrates, die Heranziehung solcher Sachverständigen
sicherzustellen, unter der Voraussetzung der auch vom Bun-
desrat begrüßten Unabhängigkeit der Bundesstelle im Rah-
men des Möglichen entspricht. Um etwaigen Missverständ-
nissen vorzubeugen, schlägt sie vor, im Sinne des
Bundesrates in § 12 Abs. 4 Satz 2 des Entwurfs des SUG
die Wörter „Beauftragte für Unfalluntersuchung“ durch das
Wort „Untersuchungsbeauftragte“ zu ersetzen, damit klar-
gestellt wird, dass die Möglichkeit dieser Beauftragung
nicht auf Unfälle beschränkt ist, sondern auch die Untersu-
chung anderer Vorkommnisse betreffen kann.

Dagegen sähe sich die Bundesregierung nicht in der Lage,
hierüber hinaus der Bundesstelle zwingende Vorgaben für
die Heranziehung bestimmter Berufs- und Expertengruppen
aufzuerlegen. Allgemein anerkannte Kriterien zur Konkreti-
sierung des Begriffs eines „Sachverständigen mit revierspe-
zifischen Kenntnissen“ und zum Nachweis einer solchen
Qualifikation stehen nirgends zur Verfügung. Die gesetzge-
berischen Vorgaben müssten auch möglichen finanziellen
Abgeltungs- und Haftpflichtaspekten Rechnung tragen; sie
dürften – nicht zuletzt unter dem Vorzeichen privater Be-
rufsinteressen – Präzedenzwirkungen auslösen, die sich
letztlich auf jede Kategorie von Sachverstand erstrecken
könnten. Eine solche Festlegung wäre mit der im öffentli-
chen Interesse unverzichtbaren kategorischen Unabhängig-
keit der Bundesstelle nicht vereinbar.

Zu Nummer 4 Buchstabe c

Die Bundesregierung sieht sich auch nicht in der Lage, der
Aufforderung des Bundesrates nachzukommen, den Ab-

schlussbericht der Bundesstelle, deren Einrichtung der Bun-
desrat grundsätzlich begrüßt, zum Gegenstand eines öffent-
lichen Seeamtsverfahrens zu machen. Die Frage der
Öffentlichkeit der amtlichen Seeunfalluntersuchung hat zu-
letzt in der öffentlichen Diskussion einen breiten Raum ein-
genommen. Die Bundesregierung hat daher großen Wert
darauf gelegt, dass in ihrem Gesetzentwurf von den Verfah-
ren des heute geltenden Rechts des Bundes und der Länder
nicht abgewichen wird, so dass sich der Bundesgesetzgeber
jetzt insofern nicht vor neue Entscheidungen gestellt sieht.

Ausgangspunkt des vorgefundenen Verfahrensrechts in
Bund und Ländern ist der Grundsatz des § 68 Abs. 1 Satz 1
VwVfG, wonach in der Verwaltung – im Gegensatz zu den
Verfahren der Gerichte – selbst bei förmlichen Verfahren, in
denen es um subjektive Rechtspositionen Einzelner geht
und der Gesetzgeber eine vor Gericht nachprüfbare Ent-
scheidung nach mündlicher Verhandlung vorgeschrieben
hat, diese mündliche Verhandlung nicht öffentlich ist. Das
ist von den Verfahrensgesetzen der Länder so übernommen
worden. Diesem Grundsatz der Nichtöffentlichkeit der Ver-
waltung liegt die Feststellung zugrunde, dass den Interessen
der Verfahrensbeteiligten am Schutz ihrer persönlichen
Sphäre und ihrer Unbefangenheit sowie den Interessen an
der Wahrung der Objektivität der entscheidenden Amts-
träger (hierzu Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom
17. Juli 1974, BVerwGE 45 S. 353) der Vorrang gegeben
werden muss gegenüber dem Informationsbedürfnis der
Allgemeinheit.

Dieser Grundsatz gilt umso mehr für die gutachterlichen in-
ternen Verfahren der Unfalluntersuchung im ausschließlich
öffentlichen Interesse. Der Bundesgesetzgeber hat derartige
Verfahren im Verkehrsbereich in ständiger Praxis nichtöf-
fentlich gestaltet. So sieht § 3 des Gesetzes über die Eisen-
bahnverkehrsverwaltung des Bundes vom 27. Dezember
1993 (BGBl. I S. 2378, 2394) für die Untersuchung von Ei-
senbahnunfällen im Bereich der Bundeszuständigkeit nicht
eine öffentliche Verhandlung vor. Auch für die Untersu-
chung von Unfällen im Bereich des Luftverkehrs hat der
Bundesgesetzgeber in dem einstimmig beschlossenen Flug-
unfalluntersuchungsgesetz vom 26. August 1998 – in Bestä-
tigung einer bereits seit Jahrzehnten geübten Praxis – keine
öffentliche Verhandlung vorgesehen. Vor allem aber darf
nicht übergangen werden, dass der Bundesgesetzgeber für
die Unfalluntersuchung nach dem internationalen Standard
im Seeverkehr – also genau für die der Bundesstelle für See-
unfalluntersuchung nach dem SUG obliegende Aufgabe – in
Artikel 3 des Ausführungsgesetzes vom 6. Juni 1995 zum
UN-Seerechtsübereinkommen (BGBl. I S. 778) einstimmig
ein Verfahren beschlossen hat, das keine öffentliche Ver-
handlung vorsieht. Nur so kann der Bundesstelle überhaupt
eine Teilnahme an internationalen Untersuchungen mit an-
deren Staaten ermöglicht werden. Der Bundesrat hat dieser
gesetzlichen Verfahrensregelung als einem rechtsstaatlichen
Verfahren zugestimmt.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Aufforderung des
Bundesrates an die Bundesregierung, den Abschlussbericht
der – nicht normvollziehenden – Bundesstelle zum Gegen-
stand eines öffentlichen Anschlussverfahrens zu machen,
als eine tiefgreifende Abkehr von bisher durch Bund und
Länder praktizierten und bewährten Grundsätzen zur Frage
der Verfahrensöffentlichkeit in der Verwaltung dar. Dabei
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gibt es keine Anzeichen, dass die Länder das Recht ihrer ei-
genen amtlichen Unfalluntersuchungen – sei es im Ver-
kehrsbereich z. B. nach Unfällen von Schienen-, Schwebe-,
Berg- oder Seilbahnen, sei es nach Unfällen bei öffentlichen
Veranstaltungen, sei es nach Einstürzen von Gebäuden oder
der Freisetzung gefährlicher Stoffe – in Zukunft so umge-
stalten wollen, dass die Untersuchungsergebnisse vor der
Verwertbarkeit regelmäßig zum Gegenstand einer öffentli-
chen Verhandlung zu machen sind. Die Bundesregierung
vermag auch insofern der Forderung der Länder nicht näher
zu treten.

Die Aufforderung des Bundesrates, den Abschlussbericht
der Bundesstelle vor seiner Verwertbarkeit einem zusätzli-
chen Seeamtsverfahren zu unterwerfen, verstieße zudem ge-
gen den internationalen verbindlichen Standard des IMO-
Codes und der EG-Richtlinie 1999/35/EG. Dort wird den
Mitgliedstaaten in Artikel 12 Abs. 4 ausdrücklich aufgege-
ben, die Untersuchung „so effizient und zeitsparend wie
möglich gemäß den Bestimmungen des Codes“ abzuschlie-
ßen. Nach Artikel 12 Abs. 5 der Richtlinie haben die Mit-
gliedstaaten zu gewährleisten, dass die nach dem IMO-
Code erstellten Untersuchungsberichte – also die Berichte
der Bundesstelle – „gemäß Punkt 12.3 des Codes veröffent-
licht“ werden. Nach diesem Abschnitt des Codes liegt der
Veröffentlichung allein der Grundgedanke der Verbesserung
der Sicherheit auf See und des Meeresumweltschutzes zu-
grunde, so dass „Berichte oder die einschlägigen Teile von
Berichten über die Umstände und Ursachen eines Unfalls so
rasch wie möglich fertiggestellt und der Öffentlichkeit so-
wie der Schifffahrt zugänglich gemacht werden.“ Eine län-
ger andauernde Zurückhaltung des Abschlussberichts der
Bundesstelle zum Zwecke der Durchführung eines Seeamts-
verfahrens, das dem Vollzug deutscher Normen gewidmet
ist, wäre hiernach unzulässig, würde u. U. einen Rechts-
grund für ein Vertragsverstoßverfahren gegen die Bundesre-
publik darstellen und könnte ausländische Staaten von ge-
meinsamen Untersuchungen mit Deutschland abhalten.

Es gibt im Sinne dieses internationalen Standards eindeutige
Hinweise darauf, dass die amtliche Aus- und Verwertung
von Erkenntnissen über den Hergang der Seeunfälle und
über die daraus abzuleitenden Maßnahmen ohne vorherige
öffentliche Verhandlung den Schutzbelangen der Öffent-
lichkeit voll und ganz entspricht. So sind z. B. im Falle der
Tankerhavarie der „Baltic Carrier“ am 29. März 2001 na-
hezu alle Stimmen in der öffentlichen Diskussion und ganz
besonders auch von hoher amtlicher Seite der Küstenländer
darin einig, dass in den kürzestmöglichen Fristen alle geeig-
neten Maßnahmen getroffen oder zumindest – insbesondere
international – eingeleitet werden sollten, damit künftigen
Vorfällen dieser Art wirksam vorgebeugt wird. Dieses öf-
fentliche Interesse wird offensichtlich von Millionen Bun-
desbürgern geteilt. Die vom Bundesrat in dieser Situation
erhobene Forderung, die Ergebnisse der Bundesstelle vorab
zum Gegenstand eines – unter Umständen Jahre dauernden
– Seeamtsverfahrens zu machen, bei dem es zunächst darum
gehen müsste, im Privatinteresse von einigen wenigen haf-
tungsrechtlich betroffenen Personen die ausländischen Ei-
gentümer, Besatzungen und Flaggenstaaten zu einer Unter-
werfung unter das (im Ausland als so genannte „blame
culture“ abgelehnte) fehleranlastende deutsche Seeamtsver-
fahren nach deutschem Recht und unter deutschem Vorsitz
zu veranlassen und zu einer öffentlichen Verhandlung u. U.

an einem Ort im Gebiet eines beteiligten Flaggenstaates zu
bewegen, ist mit den berechtigten Vorstellungen dieser en-
gagierten Öffentlichkeit an den deutschen Küsten, die von
den Bundesbehörden entschlossenes Handeln ohne Zeitver-
zug erwartet, nicht in Einklang zu bringen. Geht es bei der
Frage des Meeresschutzes an den Küsten noch um eine re-
gionale Angelegenheit, so könnte bei einem größeren See-
unfall mit Todesfolge, der umgehende Maßnahmen der Un-
fallvorbeugung zum Schutze der deutschen Seeleute oder
der (Hundert)Tausende von jährlich als Passagiere beförder-
ten Mitbürger aus allen Bundesländern erfordert, eine dem
juristischen Privatinteresse weniger Einzelner dienende Ein-
führung unabsehbarer Verzögerungsfaktoren nicht verant-
wortet werden.

Der Bundesrat ist bei seiner Forderung nicht auf die sehr
ausführliche Darstellung der Bundesregierung in der Amtli-
chen Begründung (zu Artikel 2 Nr. 1d) eingegangen, wo-
nach die Frage, ob der von der Bundesstelle ermittelte Be-
fund vor Abschluss zunächst noch in eine öffentliche
Verhandlung überführt werden sollte, „entschieden zu ver-
neinen“ ist. In dieser Begründung, die hier bekräftigt wird,
ist auch auf die im Verhältnis zwischen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern im deutschen Rechtskreis einzigartige und
so im Ausland nicht bekannte Funktion des Verfahrens hin-
gewiesen worden, nach dem die Seeämter untersuchen. Hin-
tergrund ist § 607 Abs. 2 HGB, wonach der Reeder bei
einem Seeunfall von seiner Haftung gegenüber dem
Befrachter freikommt, wenn er ein „nautisches“ Verschul-
den seines eigenen Personals nachweist. In § 3 Abs. 2
SeeUG ist vorgeschrieben, dass das Seeamt bei jeder Un-
falluntersuchung anhand der bestehenden Normen (Norm-
vollzug) zu prüfen hat, ob sich jemand fehlerhaft verhalten
hat und ob ihm deshalb ein deutsches Befähigungszeugnis
entzogen oder eingeschränkt werden muss. Wie einseitig
sich dies auf die bisherige Praxis der Seeämter auswirkt,
zeigt die Tatsache, dass sich in nahezu 90 % aller Untersu-
chungen Inhaber nautischer Befähigungszeugnisse als Be-
teiligte unter dem Verdacht fehlerhaften Verhaltens zu ver-
antworten hatten, während dies bei Inhabern technischer
Patente/Schiffsingenieuren nur in 3 % der Verfahren (also
im Durchschnitt knapp 1 Person pro Jahr) und bei Reedern
bzw. Schiffseigentümern nur in rund 5 % (im Durchschnitt
weniger als 2 Personen pro Jahr) der Fall gewesen ist. Der
für die Unfallvorbeugung im öffentlichen Interesse überra-
gend wichtige Pflichtenkreis des – als Gegenstand einer öf-
fentlichen Verhandlung prinzipiell ungeeigneten – be-
triebsinternen Sicherheitsmanagements (§ 3 SchSG; § 2
SchSV; ISM-Code nach dem SOLAS-Übereinkommen
usw.) findet heute in den Seeamtssprüchen nur relativ ge-
ringe Bedeutung. Die Seeämter führen gegebenenfalls mit
der Feststellung fehlerhaften Verhaltens von Kapitänen und
nautischen Schiffsoffizieren nicht nur Vorbereitungen zu
Haftungsbefreiungen von Reedern herbei, ohne dass diese
für Kosten aufkommen müssen, sondern erarbeiten zugleich
– auch wenn dies für die Verbesserung der öffentlichen Ver-
kehrssicherheit ohne Belang ist – spezifisch personenbezo-
genes Material, auf dessen Grundlage das betroffene Schiff-
fahrtspersonal anschließend unter Umständen seinen
Arbeitsplatz verliert und gegebenenfalls Regressansprüchen
ausgesetzt ist. In dieser Situation kann die Frage der öffent-
lichen Verhandlung zu einem Schlüsselelement privater In-
teressen werden, da den betroffenen Seeleuten durch das
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Gebot der Öffentlichkeit die Möglichkeit abgeschnitten
wird, gegenüber dem Seeamt entscheidungserhebliche Aus-
sagen über die Unfallursachen und den Unfallhergang in
Abwesenheit ihres Dienstherrn vorzutragen.

Dem privaten Interesse hieran kommt es entgegen, wenn in
der öffentlichen Diskussion die Forderung nach Öffentlich-
keit der Seeunfalluntersuchung mit bestimmten Rechts-
staatsmaximen untermauert wird, die sämtlich dem Rechts-
kreis der Strafverfolgung vor den Strafgerichten
entnommen, jedoch für das keinen Ahndungscharakter auf-
weisende Verwaltungsverfahren nicht heranziehbar sind.
Auch Vorschriften wie der bisherige § 111 BRAGO, der in-
zwischen systematisch überholt ist, leisten dem hier verfehl-
ten Denken in Strafgerichtskategorien Vorschub. Danach
richten sich – abweichend von den gleich gelagerten Sach-
verhalten der verwaltungsbehördlichen Entziehung ver-
kehrsrechtlicher Befähigungszeugnisse der anderen Ver-
kehrsträger oder auch der Verklarungsverfahren vor den
Binnenschifffahrtsgerichten – die Gebühren der Rechtsan-
wälte bei der Vertretung der Beteiligten in den seeamtlichen
Untersuchungen nach dem Verfahren der Strafgerichte
(§§ 83, 84 BRAGO; vor dem Bundesoberseeamt: Gebühren
des Verteidigers im Berufungsverfahren, § 85 BRAGO). In
einschlägigen nautischen Fachveranstaltungen wurde schon
vor Jahren Kritik am „Abgleiten“ der Unfalluntersuchung in
ein Verfahren mit Strafprozesscharakter geübt, bei dem
„sich die Beteiligten wie Beschuldigte in einem Strafverfah-
ren fühlen und dementsprechend behandelt werden … In
der Praxis werden die Ermittlungen (wie im Strafprozess)
ausschließlich der Wasserschutzpolizei überlassen … Die
Beteiligten stehen … oft unter einem erheblichen seelischen
Druck, der dadurch weiter erhöht wird, dass sich im Ver-
handlungssaal Pressevertreter finden, aber auch Arbeitskol-
legen, Schüler des Beteiligten usw. …“ (Rechtsanwalt
C. Brandi, Muss das Verfahren öffentlich sein?, in: 10 Jahre
See-UG, hat es sich bewährt? Kompendium der Gesprächs-
runde am 11. 9. 1996 des Deutschen Nautischen Vereins,
Hamburg 1996 S. 17 ff.). Der Gesetzgeber könnte der Auf-
gabe, im Interesse von Millionen Bundesbürgern die Sicher-
heitsqualität auf See durch die Tätigkeit der Bundesstelle zu
verbessern, nicht mit einem öffentlichen Verfahren gerecht
werden, bei dem in dieser Weise subjektive Einflüsse aus
der Sphäre weniger Einzelner dem objektiven Untersu-
chungsergebnis zum Nachteil der öffentlichen Sicherheits-
belange einen sachfremden Stempel aufzuprägen vermögen.

Die Bundesregierung hat in ihrer Amtlichen Begründung
die Herkunft der öffentlichen Seeamtsverhandlung als Teil
eines aus vorkonstitutionellen Zeiten überkommenen kon-
frontativ verstandenen Streitregulativs gewürdigt, dem sie
nunmehr nach den Geboten des modernen Staates und der
unerlässlichen internationalen Kooperation das Verfahren
der Bundesstelle als Regulativ der am öffentlichen Sicher-
heitsinteresse ausgerichteten Produktion maritimer Sicher-
heitsqualität gegenüberzustellen hat. Dabei genießen die
Betreiber, die Werft, die verantwortlichen Besatzungsmit-
glieder, die Schiffssicherheitsbehörden und der Deutsche
Wetterdienst nach § 15 Abs. 1 des SUG-Entwurfs in Verbin-
dung mit § 17 FlUUG Rechte auf Anhörung durch die Bun-
desstelle, die in Bezug auf die Wirkungen (z. T. Berücksich-
tigungspflicht) über die Rechte der Beteiligten im
öffentlichen Seeamtsverfahren hinausgehen. Die Abschluss-
berichte der Bundesstelle sind für jedermann zugänglich

und damit öffentlich. An dieser Verfahrensausrichtung hält
die Bundesregierung nachdrücklich fest.

Die Bundesregierung sieht sich ferner nicht in der Lage, den
Gesetzentwurf so zu ändern, dass die Möglichkeit des Wi-
derspruchs gegen den Spruch des Seeamtes erhalten bleibt.
Der künftigen Aufgabe der Seeämter, Entscheidungen über
den Entzug oder die Einschränkung von Befähigungszeug-
nissen – und damit Verwaltungsakte von unter Umständen
berufsentscheidender Bedeutung – zu treffen, entspricht
nach dem Gesetzentwurf ein Rechtsweg, bei dem den Be-
troffenen im Gegensatz zum heutigen Seeamtsverfahren
keine Gerichtsinstanz genommen wird. Dagegen weist die
relativ sehr kleine Gesamtzahl der Widerspruchsbescheide
des Bundesoberseeamts (1998: 1; 1999: 2; 2000: 2) darauf
hin, dass dem Widerspruchsverfahren schon heute kaum
noch praktische Bedeutung zukommt. Diese Gesamtzahl
wird voraussichtlich in Zukunft bei der zu erwartenden Ver-
ringerung der Zahl der Seeamtsbescheide gegen Null ten-
dieren. Die Bundesregierung schlägt mit § 33 Abs. 1 des
Entwurfs des SUG eine Regelung vor, die wörtlich aus § 70
VwVfG übernommen ist und in Bund und Ländern pro-
blemlos praktiziert wird. Der Forderung des Bundesrates an
den Bund, trotz dieser Voraussetzungen hier eine Bundes-
oberbehörde als Widerspruchsbehörde mit mehreren Juris-
ten (für den Vorsitz) sowie einem Spruchkörper mit Ständi-
gem Beisitzer vorzuhalten, stehen die Rechtsordnungen der
Länder gegenüber, die ihrerseits Widerspruchsinstanzen in
vergleichbaren Fällen für überflüssig halten.

In diesem Zusammenhang kann auch nicht mehr an der ent-
sprechenden Regelung der Rechtsanwaltsgebühr in § 111
BRAGO festgehalten werden. Nach dem Wegfall der Wi-
derspruchsinstanz ist die geltende Gebührenregelung für die
anwaltliche Vertretung vor dem Bundesoberseeamt zu strei-
chen. Da die Bundesregierung zudem die Orientierung des
neu strukturierten Seeamtsverfahrens am Strafprozess, wie
in der Amtlichen Begründung (z. B. zu § 23 SUG) und oben
zu Nummer 4 Buchstabe c ausgeführt, für sachfremd hält,
weil es nicht um Ahndung begangenen Unrechts, sondern
um normvollziehende Unfallprävention geht, sollte die an-
waltliche Tätigkeit im Seeamtsverfahren im Hinblick auf
die gleich gelagerten Sachverhalte der Entziehung verkehrs-
rechtlicher Befähigungszeugnisse bei allen anderen Ver-
kehrsträgern oder des Verklarungsverfahrens in Binnen-
schifffahrtssachen in Zukunft keine Sonderbehandlung
mehr erfahren. Der allgemeine Gebührenrahmen des § 118
BRAGO wird insoweit wie in den genannten vergleichbaren
Fällen für ausreichend erachtet. Auch für die Vertretung im
Verfahren über einen Widerspruch gegen sonstige Verwal-
tungsakte des Seeamts (§ 33 Abs. 2 SUG) sollte der allge-
meine Gebührenrahmen des § 118 BRAGO gelten. Deshalb
schlägt die Bundesregierung vor, § 111 BRAGO insgesamt
ersatzlos aufzuheben.

Zu Nummer 5 Buchstabe a

Die Bundesregierung unterscheidet zwischen Materien, die
zur Bundesgesetzgebung gehören, und Materien, die mit
den Bundesländern im Wege von Vereinbarungen geregelt
werden. Die Untersuchung der Seeunfälle gehört schon bis-
her nach der Bundesgesetzgebung insofern zur Materie des
Bundes, als sie nach § 1 Nr. 4a SeeAufgG dem Bund ob-
liegt, ohne dass dies der Zustimmung des Bundesrates be-
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darf. Aufgaben der Untersuchung von Seeunfällen können
nach § 3 Abs. 2 SeeAufgG in dem Umfang, wie der Bund
mit den Küstenländern Vereinbarungen über die Ausübung
der schifffahrtspolizeilichen Vollzugsaufgaben trifft, nach
Maßgabe solcher Vereinbarungen von der Wasserschutzpo-
lizei ausgeübt werden. Der Bundesgesetzgeber verfährt mit
solchen Vereinbarungen in ständiger Praxis in der Weise,
dass er sie, soweit eine Erwähnung angebracht erscheint, für
unberührt erklärt. Dies ist auch im Regierungsentwurf des
§ 35 SUG so vorgesehen, gegen den der Bundesrat keine
Bedenken hat.

Soweit der Bundesrat unter Nummer 5 auf derartige Verein-
barungen im Einzelnen Bezug nimmt, stellt sich für die
Bundesregierung die Frage, ob dies als indirekter Antrag
der Küstenländer an den Bund zu interpretieren ist, in
Überlegungen über eine Neugestaltung der getroffenen
Bund-Länder-Vereinbarungen über den schifffahrtspolizeili-
chen Vollzug einzutreten. Bevor die Bundesregierung dies
prüft, stellt sie hier fest:

1. Der Bund hat mit keinem Land eine Vereinbarung abge-
schlossen, die zum Inhalt hat, dass für die Wasserschutz-
polizei „Aufgaben zur allumfassenden Ursachenermitt-
lung bei Schiffsunfällen“ festgelegt werden.

2. Der Bund hat mit keinem Land eine Vereinbarung ab-
geschlossen, die Untersuchungen im Sinne des Ab-
schnitts 3 des SUG-Entwurfs zum Gegenstand hat.
Einem Abschluss einer solchen Vereinbarung stünde im
Übrigen die Tatsache entgegen, dass für über 99 % der
Meeresgewässer, die von der Zuständigkeit der Bun-
desstelle nach Abschnitt 3 erfasst sind, auf Grund des
Polizeirechts der Küstenländer ein Einsatz der Wasser-
schutzpolizei von vorneherein nicht in Betracht kommt.

3. Der Bund hat über die Seeunfalluntersuchung mit kei-
nem Land eine Vereinbarung abgeschlossen, deren In-
halt der Mitwirkung einer gesetzgebenden Körperschaft
des Bundes bedarf.

Zu Nummer 5 Buchstabe b

Die Bundesregierung stimmt der Empfehlung des Bundes-
rates zu § 9 Abs. 2 SUG, dass der von ihr vorgeschlagene
Satz 2 aus dem Entwurf entfernt wird, nicht zu. Es handelt
sich hier um die für die Bundesstelle zentrale, aus Ab-
schnitt 2 des IMO-Codes für die Untersuchung von Unfäl-
len und Vorkommnissen auf See übernommene Zielbestim-
mung, dass die Tätigkeit der Bundesstelle „weder der
Ermittlung von Tatsachen zum Zwecke der Zurechnung
von Fehlern, um Nachteile für Einzelne herbeizuführen,
noch der Feststellung von Verschulden, Haftung oder An-
sprüchen“ zu dienen bestimmt ist. Der IMO-Code enthält
keine Bestimmung, dass einzelnen Personen regelwidriges
Verhalten nachgewiesen werden muss. Er enthält auch kei-
nerlei Hinweise darüber, dass neben der Zielsetzung der
Unfallvermeidung zur Erhöhung der Sicherheit von See-
leuten, Passagieren und der Meeresumwelt Interessen der
Inhaber von Haftungsansprüchen verfolgt werden sollen.
Da der Bundesrat unter Nummer 5 Buchstabe a fordert,
dass sich zwischen den Aufgaben der Bundesstelle einer-
seits und der Wasserschutzpolizeien andererseits keine
„rechtliche noch tatsächliche“ Konkurrenzsituation ergibt,
kann nicht gleichzeitig auf den zitierten Satz, der eine sol-

che Konkurrenzsituation ausschließt, verzichtet werden.
Dies haben insbesondere auch die Beratungen des Rechts-
ausschusses des Bundesrates ergeben, wo der Berichterstat-
ter für seine Begründung, aus rechtlicher Sicht bestünden
gegen den Entwurf des Seesicherheits-Untersuchungs-
Gesetzes keine Bedenken, insbesondere ausdrücklich auf
den von der Bundesregierung vorgeschlagenen § 9 Abs. 2
Satz 2 SUG Bezug genommen hat.

Soweit der Bundesrat mit seiner Empfehlung dagegen an-
strebt, das in Abschnitt 2 des IMO-Codes zum Ausdruck ge-
brachte Ziel vollständiger in das Gesetz zu übernehmen,
schlägt die Bundesregierung vor, der Empfehlung in der
Weise zu folgen, dass aus diesem Code am Ende des § 9
Abs. 2 SUG der folgende neue Satz 3 angefügt wird: „Je-
doch sollte sie nicht deshalb von der uneingeschränkten
Darstellung der Ursachen abweichen, weil aus den Untersu-
chungsergebnissen Rückschlüsse auf ein schuldhaftes Ver-
halten oder auf eine haftungsrechtliche Verantwortlichkeit
gezogen werden könnten.“

Zu Nummer 5 Buchstabe c

Die Bundesregierung stimmt der Empfehlung des Bundes-
rates zu § 15 Abs. 1 Satz 1 SUG, in der Aufzählung der
Ausnahmen die Bezugnahme auf § 7 FlUUG zu streichen,
nicht zu. Nach § 7 FlUUG ist die Bundesstelle für Flugun-
falluntersuchung verpflichtet, die für die Luftsicherheit zu-
ständige Behörde und die zuständigen Strafverfolgungsbe-
hörden zu unterrichten, wenn im Verlauf der Untersuchung
ermittelte Tatsachen die Annahme begründen, dass im Zu-
sammenhang mit dem Unfall eine strafbare Handlung vor-
liegt; sie kann dabei auch personenbezogene Daten übermit-
teln. In der Amtlichen Begründung zu dieser Bestimmung
ist ausgeführt, dass eine solche generelle Unterrichtungs-
pflicht unvereinbar mit der Spezialregelung in Abschnitt 10
des IMO-Codes ist, wonach eine Freigabe von Unterlagen
und Aufzeichnungen im Prinzip „zu keinem anderen Zweck
als dem der Unfalluntersuchung“ im Sinne des Abschnitts 3
des SUG-Entwurfs zulässig ist. Da der IMO-Code durch
Artikel 12 der Richtlinie 1999/35/EG für Unfälle von Ro-
Ro-Fahrgastschiffen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeits-
fahrzeugen nach Gemeinschaftsrecht verbindlich geworden
ist, könnte gegen eine Unterrichtungspflicht analog § 7
FlUUG von anderen Mitgliedstaaten oder der Kommission
bis hin zum Europäischen Gerichtshof eingewendet werden,
Deutschland sei seiner Verpflichtung zur Umsetzung der
EG-Richtlinie nicht nachgekommen. Gerade auch im Hin-
blick auf das besonders sensible Gebiet der Fahrgastsicher-
heit darf der Gesetzentwurf keine Elemente enthalten, die
im Ernstfall dazu führen können, dass sich andere Staaten
der Zusammenarbeit mit der deutschen Untersuchungsbe-
hörde wegen deren Abweichung vom IMO-Verfahren ver-
schließen.

Die Bundesregierung nimmt die Empfehlung des Bundesra-
tes zu § 15 Abs. 1 SUG zum Anlass, zur rein terminologi-
schen Präzisierung in Satz 2 ihres Entwurfs vorzuschlagen,
dass in Nummer 3 („Halter“) die Wörter „Eigentümer oder“
gestrichen, in Nummer 11 („Halterstaat“) die Wörter „der
Reederei“ durch die Wörter „des Betreibers“ ersetzt und in
Nummer 16 das Wort „Seeunfall“ durch die Wörter „Vor-
kommnis im Sinne von § 1 Abs. 2“ ersetzt werden.
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Zu Nummer 5 Buchstabe d

Der Bundesrat befürchtet, dass die Praxis der Bundesstelle
bei der Freigabe von Aufzeichnungen nach § 19 Abs. 1 des
Entwurfs des SUG den Regelungen der §§ 54 und 96 StPO
zuwiderlaufen könnte. Der Vorschlag der Bundesregierung
sieht einerseits in § 15 Abs. 1 SUG in Verbindung mit § 8
Abs. 1 Satz 2 FlUUG vor, dass die Befugnisse der Strafver-
folgungsbehörden und der zur Strafverfolgung berufenen
Gerichte unberührt bleiben. Andererseits ist mit § 19 SUG
dafür Vorsorge zu treffen, dass Deutschland den Einschrän-
kungen bei der Freigabe von Aufzeichnungen der Bun-
desstelle entspricht, die in Abschnitt 10 des in § 14 Nr. 3
SUG genannten IMO-Codes vorgeschrieben sind. Der
Nachweis der unveränderten Anwendung dieser Bestim-
mung im nationalen Verfahren dürfte bei künftigen Seeun-
fällen für die Bereitschaft anderer Staaten zur internationa-
len Zusammenarbeit ein entscheidendes Kriterium bilden.
Es muss vermieden werden, dass durch Abweichungen im
deutschen Gesetzestext die EG-Richtlinie 1999/35/EG nicht
umgesetzt und anderen Staaten ein Anlass gegeben wird,
sich bei einem Seeunfall der Zusammenarbeit mit Deutsch-
land zu verschließen. Eine solche Abweichung würde es
darstellen, wenn der vom Bundesrat empfohlene § 19
Abs. 1 Satz 2 in den Entwurf auch für Verfahren übernom-
men würde, auf die anders lautende verbindliche internatio-
nale Untersuchungsregelungen anzuwenden sind.

Die Bundesregierung teilt jedoch das Anliegen des Bundes-
rates, hier zu einer möglichst deutlichen Klarstellung zu ge-
langen. Dabei ist der Tatsache Rechnung zu tragen, dass
nach dem amtlichen englischen Wortlaut des Abschnitts 10
des IMO-Codes die Freigabe zulässig sein kann, wenn „the
appropriate authority for the administration of justice“ –
nach dem üblichen internationalen Sprachgebrauch ein Ge-
richt oder die Staatsanwaltschaft als zuständige Justizbehör-
den – eine bestimmte entsprechende Entscheidung getroffen
hat. Die Bundesregierung schlägt daher vor, in ihrem Ent-
wurf des § 19 Abs. 1 SUG den zweiten Halbsatz von den

Wörtern „es sei denn“ bis zu den Wörtern „hat die Freigabe
genehmigt“ durch folgenden Wortlaut zu ersetzen: „soweit
dem nicht im Rahmen der Anwendung einer internationalen
Untersuchungsregelung nach Abschnitt 1 der Anlage in Ver-
bindung mit Artikel 94 Abs. 5 des Seerechtsübereinkom-
mens und Abschnitt 10 des in § 14 Nr. 3 genannten IMO-
Codes eine Entscheidung einer zuständigen Justizbehörde
eines Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaft oder
außerhalb dieses Anwendungsbereichs eine sonstige Ent-
scheidung einer deutschen Justizbehörde, die im Rahmen
des § 15 Abs. 1 in Verbindung mit § 8 Abs. 1 Satz 2 FlUUG
getroffen wird, entgegensteht.“

Redaktionelle Anpassung an neues EG-Recht

Durch die Richtlinie 2001/25/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 4. April 2001 über Mindestanfor-
derungen für die Ausbildung von Seeleuten wurden die
Richtlinien 94/58/EG und 98/35/EG des Rates abgelöst. Die
Bundesregierung schlägt daher folgende redaktionellen An-
passungen ihres Gesetzentwurfs vor:

1. Nach der Überschrift des Gesetzes wird die Verweisung
auf die Fußnote „*)“ eingefügt und Nummer 2 der zuge-
hörigen Fußnote wie folgt gefasst:

„2. Richtlinie 2001/25/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 4. April 2001 über Min-
destanforderungen für die Ausbildung von Seeleu-
ten (ABl. EG Nr. L 136 S. 17);“.

2. In der Anlage zum Seesicherheits-Untersuchungs-Ge-
setz (Artikel 2 des Entwurfs) wird die Richtlinienangabe
in Abschnitt D wie folgt gefasst:

„– Artikel 8 Abs. 1 der Richtlinie 2001/25/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom
4. April 2001 über Mindestanforderungen für die
Ausbildung von Seeleuten3)
(ABl. EG Nr. L 136 S. 17).“
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